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schen Erkrankungen und zur Änderung weiterer Gesetze 
 
A Problem 

 

In den Jahren 2021/2022 fand ein umfassender Beteiligungsprozess des Ministeriums für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen unter Einbeziehung des Lan-
desfachbeirates Psychiatrie statt, um notwendige Anpassungsbedarfe des PsychKG heraus-
zuarbeiten, die aus dessen praktischer Umsetzung ersichtlich wurden. Dazu wurden insge-
samt fünf Arbeitsgruppen zu folgenden Themen gegründet: 
 
1. Vor- und nachsorgende Hilfen, 
2. zwangsweise Unterbringung, 
3. Zwangsbehandlung und Zwangsmaßnahmen, 
4. Besuchskommission und Betreuungsrecht, 
5. Konzepte zur Stärkung der sektorenübergreifenden Versorgung mit Blick auf den Kran-

kenhausplan. 
 
Im Ergebnis ergaben sich insbesondere Änderungsvorschläge im Bereich 
 

• der Gemeindepsychiatrie, 

• der vor- und nachsorgenden Hilfen einschließlich des Entlassmanagements der Kliniken 
und 

• der Arbeit der Besuchskommission.  
 
Auch die Notwendigkeit der Schaffung einer rechtlichen Grundlage für Krisendienste wurde 
gefordert.  
 

In den letzten Monaten gab es u.a. in Mannheim, Magdeburg, Hamburg und Aschaffenburg 
Gewalttaten von Menschen mit psychischen Auffälligkeiten. 
 
Die Innenministerkonferenz und die Gesundheitsministerkonferenz haben deshalb im Januar 
bzw. Juni 2025 Beschlüsse mit dem Ziel gefasst (Sonder-IMK vom 27.01.2025, S. 2, IMK-
Beschlüsse von Juni 2025, TOP 83, S. 77, GMK-Beschluss von Juni 2025, TOP 12.1), dass  
 

• eine bundesweite Vernetzung der Erkenntnisse zwischen Sicherheits-, Gesundheits- und 
ggf. Ausländerbehörden sichergestellt werden muss, 

• den Sicherheitsbehörden die für sie relevanten Informationen der Gesundheitsbehörden 
zugänglich gemacht werden müssen, 

• auf Grundlage der bei einer der beteiligten Behörden vorliegenden relevanten Hinweise 
zu psychisch bedingten Risikopotentialen eine gemeinsame Risikobewertung unter 
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Einbeziehung aller Erkenntnisse der Gesundheits-, Sicherheits- und ggf. auch Ausländer- 
oder Justizbehörden erfolgen und bei einem identifizierten Gefährdungspotential ein ge-
meinsames integriertes Fallmanagement einsetzen muss, 

• das Risiko entsprechender Taten für die Zukunft weitestmöglich von allen Stellen zu re-
duzieren ist,  

• im Anschluss an eine geschlossene Unterbringung die verbindliche Überprüfung der Me-
dikamenteneinnahme als rechtliche Verpflichtung eingeführt wird und Patienten bei der 
Entlassung die Auflage erhalten, ihre Medikamente täglich unter Aufsicht einzunehmen, 

• dafür erforderliche Maßnahmen zur Gefahrenabwehr eingeleitet werden sollen und  

• die Psychisch-Kranken-Gesetze der Länder dahingehend überprüft und erforderlichen-
falls angepasst bzw. erweitert werden sollen. 

Dazu werden nun die Vernetzung und der Datenaustausch zwischen Sicherheits-, Ausländer- 
und Gesundheitsbehörden sowie psychiatrischen Kliniken verbessert. 
 
Entbürokratisierung im Sinne einer Entlastung ist ein Querschnitts-Ziel der NRW-Landesregie-
rung (NRW-Koalitionsvertrag, 2022, S. 18 f.), das bei allen Maßnahmen und damit auch bei 
einer PsychKG-Neufassung zu prüfen und zu berücksichtigen ist: 

 
1. Dokumentationspflichten 
2. Berichtswesen 
3. Befristungswesen 
4. Streichung von deklaratorischen Regelungen 

Dazu wurden im aktuellen PsychKG mehrere Anpassungsbedarfe festgestellt.  
 

Im Rahmen der PsychKG-Aufsicht wurden mehrere redaktionelle und klarstellende Anpas-

sungsbedarfe im PsychKG ermittelt. Des Weiteren wurde festgestellt, dass zur Sicherstellung 

einer landesweit einheitlichen verfassungskonformen Aufgabenwahrnehmung eine Fachauf-

sicht über die unterbringenden Krankenhäuser erforderlich ist.  

 

B Lösung 

 

Aus diesen umfangreichen Anpassungsbedarfen heraus hat das Ministerium eine Neufassung 

des gesamten PsychKG erarbeitet, welche folgende wesentliche Ziele verfolgt: 

 

• Der Gesetzentwurf berücksichtigt sowohl die Themen „Sicherheit“ als auch „bessere Ver-

sorgung, Vorsorge, Therapie“, die keine Gegensätze darstellen, sondern gemeinsam ge-

dacht wurden.  

• Behandlung und Heilung sollen durch den Gesetzentwurf in den Fokus rücken, um eine 

Teilhabe am Leben in der Gesellschaft bestmöglich herzustellen und nachhaltig zu er-

möglichen (Verhinderung Drehtüreffekt und Chronifizierung). 

• Änderung der Ausrichtung der zwangsweisen Unterbringung auf die Heilung und Behand-

lung sowie das In-Behandlung-Bringen der Menschen. 

• Klarstellende Ausweitung der Gefahrenabwehr um den Schutz der Allgemeinheit. 

• Erweiterung des Datenaustausches mit anderen Behörden, insbesondere Sicherheitsbe-

hörden (keine Registerführung). 

• Gesetzliche Verankerung und pflichtige landesweite Einführung der Gemeindepsychiatri-

schen Verbünde. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19690 

 
 

3 

• Stärkung des Entlassmanagements sowie der Verknüpfung mit den vor- und nachsorgen-

den Hilfen der Sozialpsychiatrischen Dienste der kommunalen Gesundheitsämter. 

• Änderung der Aufsicht über die unterbringenden psychiatrischen Krankenhäuser von ei-

ner Rechts- in eine Fachaufsicht. 

• Entbürokratisierung durch Reduzierung von Dokumentationspflichten, Wegfall von Be-

richtspflichten und Streichung von deklaratorischen Regelungen. 

 

C Alternativen 

 

Keine. 

 

D Kosten 

 

Der Gesetzentwurf ist haushaltsrelevant und führt ab dem Jahr 2027 zu zusätzlichen Ausga-

ben im Landeshaushalt in Höhe von jährlich 6.274.977,45 Euro. Denn die Übertragung der 

neuen Aufgabe zur Vorhaltung Gemeindepsychiatrischer Verbünde auf die Kreise und kreis-

freien Städte an die unteren Gesundheitsbehörden ist konnexitätsrelevant. Die hierdurch be-

dingten Belastungen der Kommunen in Höhe von rd. 6,3 Mio. Euro p.a. überschreiten die We-

sentlichkeitsschwelle nach dem Konnexitätsausführungsgesetz und sind daher vom Land 

durch die Zahlung eines entsprechenden Belastungsausgleichs auszugleichen. 

 

E Zuständigkeit 

 

Federführend zuständig ist das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales. 

Beteiligt sind das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie, das Ministe-

rium der Finanzen, das Ministerium des Innern, das Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 

Gleichstellung, Flucht und Integration, das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Di-

gitalisierung und das Ministerium der Justiz. 

 

F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und Ge-

meindeverbände 

 

Mit der Neufassung sind mehrere Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage 

der Gemeinden und Gemeindeverbände verbunden. 

 

1. Auswirkungen auf die Selbstverwaltung der Gemeinden und Gemeindeverbände 

 

a) Folgende neue Aufgaben werden auf die Kommunen übertragen 

 

• Es werden landesweit verpflichtend Gemeindepsychiatrische Verbünde eingeführt (§ 6). 

• Es wird eine gesetzliche Grundlage eingeführt, dass die Kommunen freiwillig Krisen-

dienste einrichten können, um in psychiatrischen Krisensituationen rasche Hilfen auch 

außerhalb der üblichen Dienstzeiten vorzuhalten (§ 7). 

• Im Rahmen der Antragstellung zur Unterbringung nach § 10 müssen Ordnungsbehörden 

bei der Feststellung der Personalien künftig beachten, dass bei ausländischen unterge-

brachten Personen ggf. die Gemeinschaftsunterkunft oder Aufnahmeeinrichtung 
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festzustellen und diese Information an die Krankenhäuser weiterzureichen ist. Daneben 

sind die Kreispolizeibehörden bei Unterbringungen aufgrund einer Fremdgefährdung, bei 

denen sie bereits involviert waren, ergänzend zu beteiligen und haben selbständig zu prü-

fen und die Krankenhäuser darüber zu informieren, ob sie im weiteren Prozess zu beteili-

gen sind. 

• Durch den neuen Datenaustausch bei Belastungserprobungen und Beurlaubungen (§ 20 

Absatz 4) erhalten die Sozialpsychiatrischen Dienste und die örtlichen Ordnungsbehörden 

zusätzliche Informationen für ihre Tätigkeit. 

• Die neu kodifizierte Entlassplanung nach § 24 hat zum Ziel, dass bereits aus dem Kran-

kenhaus heraus ein Nachsorgekonzept erstellt wird und Angebote zu vermitteln. Dies soll 

in enger Abstimmung mit dem Sozialpsychiatrischen Dienst erfolgen. 

 

b) Folgende Aufgaben der Kommunen werden geändert: 

 

• Die vor- und nachsorgenden Hilfen und die Entlassplanung werden redaktionell konkreti-

siert (§§ 3 und 24). 

• Die beispielhafte Aufzählung der Zusammenarbeit der Träger der Hilfen wird klarstellend 

dahingehend erweitert, dass auch eine Zusammenarbeit mit der Eingliederungs- und 

Wohnungslosenhilfe sowie im Bedarfsfall mit den örtlichen Ordnungsbehörden, den Kreis-

polizeibehörden, den Aufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften nach dem 

Asylgesetz sowie den Aufnahmeeinrichtungen nach dem Aufenthaltsgesetz erfolgt (§ 5). 

• Die bisherigen detaillierten Verfahrensvorgaben zur Durchführung der Hilfen nach § 8 

PsychKG a. F. werden nun im § 9 deutlich verschlankt, so dass die Kommunen den indi-

viduellen Bedarfen besser nachkommen können und Handlungsspielräume entstehen.  

• Mitteilungspflichten der Ordnungsämter nach § 10 Absatz 6 und 7. 

• Die in § 12 PsychKG a. F. geregelte Inbenehmenssetzung der örtlichen Ordnungsbehör-

den mit dem Sozialpsychiatrischen Dienst fällt im Rahmen der Entbürokratisierung weg. 

Die Informationspflicht an den Sozialpsychiatrischen Dienst bleibt in § 10 Absatz 5 beste-

hen. 

 

c) Sonstige Auswirkungen auf die Selbstverwaltung 

 

Bisher war es eine Ermessensentscheidung des Gerichts, ob die Staatskasse oder die antrag-

stellende Gebietskörperschaft die Kosten der Unterbringung zu tragen hat (§ 34 Absatz 4 i. V. 

m. Absatz 2 und 3 PsychKG a. F.). Wenn die Voraussetzungen für die Unterbringung von 

Anfang an nicht vorgelegen haben, muss zukünftig immer die verursachende Gebietskörper-

schaft diese Kosten tragen. Eine Aufgabenübertragung oder -veränderung erfolgt durch diese 

Neuregelung nicht. Die Regelung beschränkt sich auf die Klärung der Kostentragung, wenn 

die antragstellende Gebietskörperschaft rechtswidrig ihre Aufgabe wahrgenommen hat. Es ist 

eine Haftungsregelung und damit ein Annex zu einer Aufgabe. 
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2. Auswirkungen auf die Finanzlage der Gemeinden und Gemeindeverbände und Konnexi-

tätsrelevanz 

 

a) Auswirkungen durch neue Aufgaben 

 

Die landesweite verpflichtende Einführung der Gemeindepsychiatrischen Verbünde ist nach 

dem Konnexitätsausführungsgesetz ausgleichspflichtig. Die Finanzierung des Mehrbedarfs im 

Rahmen eines Belastungsausgleichs nach dem Konnexitätsausführungsgesetz für die Kreise 

und kreisfreien Städte von rd. 6,3 Mio. Euro jährlich erfolgt ab dem Jahr 2027. 

 

b) Auswirkungen durch geänderte Aufgaben 

 

Die Entlastungen der Kommunen durch die Entbürokratisierung sind für das Land nicht quan-

tifizierbar. Es ist jedoch davon auszugehen, dass sie nicht wesentlich sind. 

 

Die übrigen Auswirkungen auf die Selbstverwaltung der Gemeinden und Gemeindeverbände 

sind nicht im Sinne des Konnexitätsausführungsgesetzes konnexitätsrelevant. Es werden 

zwar bestehende Aufgaben im Bereich der Kommunen verändert. Diese Anpassungen sind 

jedoch nicht konnexitätsrelevant, weil sie den Vollzug nicht prägen oder lediglich mengenmä-

ßige Änderungen darstellen, die die Aufgabenwahrnehmung nicht wesentlich berühren (§ 2 

Absatz 4 KonnexAG). Hierzu zählen  

 

- die Überwachung der Auflagen bei Aussetzung der Unterbringung (§ 3 Absatz 3),  

- klarstellende Ausführungen zu den vorsorgenden und nachsorgenden Hilfen (§§ 3 und 4),  

- die Zusammenarbeit der Sozialpsychiatrischen Dienste mit anderen Akteurinnen und Akt-

euren (§ 5) und  

- die Informationspflichten im Rahmen der Unterbringung (§§ 10 und 23). 

 

c) Sonstige Auswirkungen 

 

Die Änderung in § 27, dass künftig immer die verursachende Gebietskörperschaft die Kosten 

tragen muss, wenn die Voraussetzungen für die Unterbringung von Anfang an nicht vorgele-

gen haben, ist keine Aufgabenübertragung oder -veränderung im Sinne des KonnexAG. Seit 

dem Jahr 2022 sind insgesamt lediglich 5 Fälle bekannt, bei denen Ausgaben in Höhe von 

insgesamt 3.788,77 Euro entstanden sind. 

 

Details zur Prüfung der Konnexitätsrelevanz zu den jeweiligen Aufgaben sind auch in der Be-

gründung des Gesetzentwurfs zum jeweiligen Paragraphen aufgeführt. 

 

G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 

 

Die finanziellen Auswirkungen auf die psychiatrischen Krankenhäuser sind nicht quantifizier-

bar. 

 

Einerseits wird es durch den neuen Datenaustausch bei Belastungserprobungen und Beurlau-

bungen (§ 20 Absatz 3) sowie bei der Beendigung der Unterbringung (§ 23) zu mehr 
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Meldungen der psychiatrischen Krankenhäuser kommen. Auch kann die Erhöhung der Ent-

lassfrist vom nächsten auf den übernächsten Tag im Rahmen der sofortigen Unterbringung (§ 

13 Absatz 6) zu erhöhten Ausgaben führen.  

 

Andererseits verfolgt die Neufassung des PsychKG das Ziel, den Drehtüreffekt zu senken, so 

dass sich dadurch die Krankenhausaufenthaltstage reduzieren sollen. Auch wird die bisherige 

monatliche Dokumentationspflicht der Zwangsbehandlungen ohne vorherige gerichtliche Zu-

stimmung (§ 18 Absatz 6 PsychKG a. F.) auf eine halbjährliche Dokumentation gestreckt 

(§ 31 Absatz 2), so dass anstatt 12 nunmehr lediglich 2 Meldungen pro Krankenhaus und Jahr 

erforderlich sind. 

 

Entsprechend ist insgesamt damit zu rechnen, dass die Neufassung des PsychKG keine fi-

nanziellen Auswirkungen auf die psychiatrischen Krankenhäuser hat. 

 

H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes 

 

Durch das Gesetz sind die Geschlechter unterschiedlich betroffen. Generell werden mehr 

Männer nach dem PsychKG untergebracht (Frauenanteil um 41%), fixiert oder erhalten eine 

medikamentöse Zwangsbehandlung. Bei den Minderjährigen überwiegt hingegen der weibli-

che Anteil bei den Unterbringungen (um 56%). Die Geschlechtergruppen sind somit in einem 

unterschiedlich hohen Anteil vom Gesetz betroffen. Die mit der Neufassung vorgesehenen 

Änderungen haben neben der Betroffenheit jedoch keine unterschiedlichen Auswirkungen auf 

die Geschlechter. 

 

I Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung (im Sinne der Nachhaltigkeitsstrate-

gie NRW) 

 

Die Gesetzesänderung hat keine negativen Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung im 

Land Nordrhein-Westfalen. Konflikte mit anderen Zielen der Nachhaltigkeitsstrategie des Lan-

des Nordrhein-Westfalen bestehen nicht.  

 

Nach der weiterentwickelten NRW-Nachhaltigkeitsstrategie 2020 soll die Landespolitik u. a. 

einen Beitrag dazu leisten, 

 

• ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters zu gewährleisten und ihr Wohlergehen 

zu fördern. Dazu bedarf es sowohl einer guten Gesundheitsversorgung als auch einer 

umfassenden Vorsorge (Nr. 3 der Strategie), 

• ein dauerhaftes, breitenwirksames und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, eine produk-

tive Vollbeschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle zu fördern (Nr. 8 der Strate-

gie) und 

• friedliche und inklusive Gesellschaften für eine nachhaltige Entwicklung zu fördern 

(Nr. 16 der Strategie). 

 

Das PsychKG regelt die wesentlichen Rechte der Betroffenen und Pflichten der beteiligten 

Akteure im Umgang mit der Versorgung von Menschen mit psychischen Erkrankungen, insbe-

sondere die vor- und nachsorgenden Hilfen sowie die zwangsweisen Unterbringungen in 
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psychiatrischen Kliniken inkl. Zwangsbehandlungen. Die Unterbringung steht dabei im Span-

nungsfeld zwischen staatlicher Fürsorge, dem Recht des Einzelnen auf Selbstbestimmung und 

dem Schutz der Allgemeinheit. Denn die zwangsweise Unterbringung und die ggf. angeordne-

ten Zwangsmaßnahmen stellen erhebliche Eingriffe insbesondere in die Grundrechte der Men-

schen auf Selbstbestimmung und körperliche Unversehrtheit dar. 

 

Die PsychKG-Neufassung verfolgt insbesondere folgende wesentliche Ziele:  

 

• Die Themen „Sicherheit“ und „bessere Versorgung, Vorsorge, Therapie“, die keine Ge-

gensätze darstellen, werden gemeinsam gedacht.  

• Behandlung und Heilung der Menschen mit psychischen Erkrankungen rücken in den Fo-

kus, um eine Teilhabe am Leben in der Gesellschaft bestmöglich herzustellen und nach-

haltig zu ermöglichen (Verhinderung Drehtüreffekt und Chronifizierung). Dadurch können 

Menschen unter anderem auch ihr Beschäftigungsverhältnis frühzeitiger wieder aufneh-

men. 

• Klarstellende Ausweitung der Gefahrenabwehr um den Schutz der Allgemeinheit. 

• Erweiterung des Datenaustausches mit anderen Behörden, insbesondere Sicherheitsbe-

hörden, um eine erhebliche Selbstgefährdung, Gefährdung bedeutender Rechtsgüter an-

derer und Gefährdung der Allgemeinheit abzuwenden. 

• Gesetzliche Verankerung und pflichtige landesweite Einführung von Gemeindepsychiatri-

schen Verbünden, die eine wichtige Rolle für eine gelingende Organisation einer bedarfs-

gerechten Versorgung für Menschen mit schweren psychischen Erkrankungen spielen. 

Die Auswertung der seit 2022 geförderten Programme zum Auf- und Ausbau der Gemein-

depsychiatrischen Verbünde hat gezeigt, dass es im Gemeindepsychiatrischen Verbund 

häufig gelingt, bedarfsgerechte Unterstützungssettings auch für Menschen mit schweren 

psychischen Erkrankungen zu finden. Sie leisten damit einen wichtigen Beitrag zur Ge-

fahrenabwehr, um das Risiko von Gewalttaten von Menschen mit psychischen Auffällig-

keiten zu reduzieren. 

• Stärkung des Entlassmanagements sowie der Verknüpfung mit den vor- und nachsorgen-

den Hilfen der Sozialpsychiatrischen Dienste der kommunalen Gesundheitsämter. 

 

Diese Ziele werden in der Neufassung des PsychKG berücksichtigt. Entsprechend leistet die 

Neufassung des PsychKG einen Beitrag, die Ziele der Nr. 3, 8 und 16 der weiteren NRW-

Nachhaltigkeitsstrategie 2020 zu fördern. 

 

J Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen 

 

Der Gesetzentwurf berücksichtigt weiterhin die bisherigen besonderen Belange im PsychKG 

von Menschen mit Behinderungen entsprechend den Vorgaben der UN-Behindertenrechts-

konvention. Mit der Neufassung sind keine neuen Auswirkungen verbunden. 

 

K Auswirkungen auf das E-Government und die Digitalisierung von Staat und Verwal-

tung (E-Government-Check) 

 

Keine. 
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L Befristung 

 

Eine Befristung des Gesetzes gemäß § 39 GGO ist nicht erforderlich. 
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Gesetz zur Neufassung eines Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei 

psychischen Erkrankungen und zur Änderung weiterer Gesetze 
 

Artikel 1 
Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Erkrankungen 

(PsychKG) 
 
 

Inhaltsübersicht 
 

§ 1  Anwendungsbereich 
§ 2 Grundsatz 
§ 3 Vorsorgende und nachsorgende Hilfen 
§ 4 Durchführung der Hilfen 
§ 5 Zusammenarbeit 
§ 6 Gemeindepsychiatrische Verbünde 
§ 7 Krisendienste 
§ 8 Schutzmaßnahmen 
§ 9 Aufsicht über die Hilfen und Schutzmaßnahmen 
§ 10 Unterbringung 
§ 11 Ziel der Unterbringung 
§ 12 Unterbringungseinrichtungen, Pflichtversorgung 
§ 13 Sofortige Unterbringung 
§ 14 Stellung der untergebrachten Personen 
§ 15 Aufnahme, Eingangsuntersuchung und Erforderlichkeit der weiteren Unterbringung 
§ 16 Behandlung 
§ 17 Behandlung ohne Einwilligung 
§ 18 Besondere Sicherungsmaßnahmen 
§ 19 Persönlicher Besitz und externe Kommunikation 
§ 20 Belastungserprobung und Beurlaubung 
§ 21 Aussetzung der Unterbringung 
§ 22 Mitwirkung bei der Aussetzung 
§ 23 Beendigung der Unterbringung 
§ 24 Entlassplanung 
§ 25 Aufsicht über die Unterbringung 
§ 26 Kosten der Hilfen und Schutzmaßnahmen 
§ 27 Kosten der Unterbringung 
§ 28 Kosten der Behandlung 
§ 29 Besuchskommissionen 
§ 30 Landesfachbeirat Psychiatrie, Landespsychiatrieplan 
§ 31 Meldepflichten, Berichterstattung 
§ 32 Einschränkung von Grundrechten 
§ 33 Datenschutz 
§ 34 Belastungsausgleich, Verordnungsermächtigung 
§ 35 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
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§ 1 
Anwendungsbereich 

 
(1) Dieses Gesetz regelt 
 
1. Hilfen für Personen, bei denen Anzeichen einer psychischen Erkrankung bestehen, die 

psychisch erkrankt sind oder bei denen die Folgen einer psychischen Erkrankung fortbe-
stehen (betroffene Personen) und 

2. die Anordnung von Schutzmaßnahmen durch die untere Gesundheitsbehörde und die Un-
terbringung von betroffenen Personen, die aufgrund einer psychischen Erkrankung sich 
selbst, bedeutende Rechtsgüter anderer oder der Allgemeinheit erheblich gefährden. 

 
(2) Psychische Erkrankung im Sinne dieses Gesetzes sind behandlungsbedürftige Psychosen 
sowie andere behandlungsbedürftige psychische Störungen und Abhängigkeitserkrankungen 
von vergleichbarer Schwere. 
 
(3) Dieses Gesetz gilt unbeschadet von § 29 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 nicht für Personen, 
die auf Grund  
 
1. der §§ 63, 64 und 67a des Strafgesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 

13. November 1998 (BGBl. I. S. 3322), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 95) geändert worden ist,  

2. der §§ 81, 126a und 453c in Verbindung mit § 463 der Strafprozeßordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 
2 Absatz 7 des Gesetzes vom 20. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 95) geändert worden ist,  

3. der §§ 7 und 73 des Jugendgerichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3427), das zuletzt durch Artikel 21 des Gesetzes vom 
25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2099) geändert worden ist, oder  

4. der §§ 1631b, 1795, 1813 und 1831 des Bürgerlichen Gesetzbuches in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt 
durch Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 12. Mai 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 143) geändert 
worden ist, untergebracht sind. 

 
§ 2 

Grundsatz 
 

(1) Ziel der Maßnahmen ist 
 
1. soweit möglich die Heilung,  
2. die Behandlung und  
3. die Unterstützung  
 
betroffener Personen. Bei allen Hilfen und Maßnahmen auf Grund dieses Gesetzes ist auf die 
individuelle Situation der betroffenen Personen besondere Rücksicht zu nehmen und sind ihre 
Würde, ihre Rechte und ihr Wille stets zu achten. Der Schutz bedeutender Rechtsgüter ande-
rer und der Allgemeinheit ist zu gewährleisten. 
 
(2) Es sind geeignete Maßnahmen zum Schutz der betroffenen Personen vor jeder Form von 
Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch zu treffen. Hierbei sind die unterschiedlichen Bedarfe der 
verschiedenen Geschlechter und Geschlechtsidentitäten zu berücksichtigen. 
 
(3) Eine Patientenverfügung von betroffenen Personen nach § 1827 des Bürgerlichen Gesetz-
buches ist zu beachten. 
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§ 3 
Vorsorgende und nachsorgende Hilfen 

 
(1) Ziel der Hilfen ist, 
 
1. betroffene Personen aller Altersstufen durch rechtzeitige, der Art der Erkrankung ange-

messene, möglichst wohnortnahe medizinische, psychosoziale und pflegerische Vor-
sorge- und Nachsorgemaßnahmen zu unterstützen, ein eigenverantwortliches und selbst-
bestimmtes Leben in der Gemeinschaft zu führen,  

2. darauf hinzuwirken, dass zusammen mit der ärztlichen und psychotherapeutischen Be-
handlung psychosoziale und pflegerische Maßnahmen und Dienste in Anspruch genom-
men werden, sowie  

3. Anordnungen von Schutzmaßnahmen und Unterbringungen zu vermeiden. 
 
(2) Die Hilfen umfassen insbesondere 
 
1. die Beratung der betroffenen Personen,  
2. die Durchführung von Einzelfallkonferenzen, 
3. die Vermittlung in ärztliche und psychotherapeutische Behandlung, 
4. die Vermittlung an ambulante psychiatrische Pflegedienste, 
5. die Vermittlung in Hilfeleistungen des gemeindepsychiatrischen Versorgungssystems so-

wie 
6. die Vermittlung in Angebote der Selbsthilfe.  
 
Befinden sich die betroffenen Personen in ärztlicher oder psychotherapeutischer Behandlung, 
werden die Hilfen ergänzend gewährt. 
 
(3) Die nachsorgenden Hilfen umfassen auch die Überwachung der Einhaltung von Auflagen 
über eine ärztliche oder psychotherapeutische Behandlung einschließlich der Medikation, ins-
besondere wenn die Aussetzung der Vollziehung einer Unterbringung nach § 21 Absatz 1 in 
Verbindung mit § 328 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 
2586, 2587), das zuletzt durch Artikel 11 Absatz 7 des Gesetzes vom 16. April 2026 (BGBl. 
2026 I Nr. 107) geändert worden ist, bei Minderjährigen in Verbindung mit § 167 Absatz 1 des 
Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, hiervon abhängig gemacht worden ist. 
 
(4) Die Hilfen werden durch die unteren Gesundheitsbehörden (Träger der Hilfen) geleistet, 
die hierfür gemäß § 16 Absatz 2 des Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 10. Juni 2025 (GV. NRW. S. 530) in der jeweils geltenden 
Fassung einen Sozialpsychiatrischen Dienst vorhalten. Die Hilfen sind zu gewähren, sobald 
dem Träger der Hilfen ein Bedarf bekannt wird. Art, Ausmaß und Dauer der Hilfen richten sich, 
soweit dieses Gesetz nicht bestimmte Maßnahmen vorschreibt, nach den Besonderheiten des 
Einzelfalles. Die Träger der Hilfen wirken darauf hin, dass neben den stationären Angeboten 
insbesondere ambulante Dienste und Einrichtungen, die die stationäre Versorgung ergänzen, 
in Anspruch genommen werden können. 
 

§ 4 
Durchführung der Hilfen 

 
(1) Zur Durchführung der vorsorgenden und nachsorgenden Hilfen sind bei den Sozialpsychi-
atrischen Diensten regelmäßig Sprechstunden durchzuführen. Hausbesuche sind anzubieten. 
Diese sollen unter der Leitung einer auf dem Gebiet der Psychiatrie weitergebildeten Ärztin 
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oder eines auf dem Gebiet der Psychiatrie weitergebildeten Arztes, zumindest aber einer in 
der Psychiatrie erfahrenen Ärztin, eines in der Psychiatrie erfahrenen Arztes, einer Psycho-
therapeutin oder eines Psychotherapeuten durchgeführt oder von diesen an qualifizierte Mit-
arbeitende delegiert werden. Sie dienen dazu, im Einzelfall festzustellen, ob und in welcher 
Weise geholfen werden kann, ob eine Beratung Erfolg gehabt hat oder ob weitere Maßnahmen 
zu treffen sind. 
 
(2) Die vor- und nachsorgenden Hilfen sollen sich auch auf die Beratung von Personen erstre-
cken, die betroffene Personen gesetzlich vertreten, mit ihnen zusammenleben oder von ihnen 
ausdrücklich als Vertrauenspersonen benannt worden sind. Sie sollen 
 
1. Verständnis für die besondere Lage der betroffenen Personen bei den Vorgenannten her-

stellen, 
2. ihre Bereitschaft zur Mitwirkung fördern und  
3. Unterstützung bei der Wahrnehmung der Hilfen leisten. 
 
(3) Die nachsorgenden Hilfen sollen rechtzeitig vorbereitet und eingeleitet werden, um eine 
erforderliche ambulante Behandlung der betroffenen Personen zeitnah nach einer Unterbrin-
gung sicherzustellen. Sie sind im Rahmen der Entlassplanung nach § 24 frühzeitig zu ver-
knüpfen. Die nachsorgenden Hilfen sind unter Mitwirkung der betroffenen Personen in enger 
Zusammenarbeit mit  
 
1. dem Entlassmanagement des Krankenhauses nach § 39 Absatz 1a des Fünften Buches 

Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. 
Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 9 des Gesetzes 
vom 12. Mai 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 143) geändert worden ist,  

2. der Entlassplanung des Krankenhauses nach § 24, 
3. dem sozialen Dienst nach § 5 Absatz 5 des Krankenhausgestaltungsgesetzes des Landes 

Nordrhein-Westfalen vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 702, ber. 2008 S. 157) in 
der jeweils geltenden Fassung und  

4. den Institutsambulanzen nach § 118 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch soweit vor-
handen 

 
durchzuführen und vom Sozialpsychiatrischen Dienst zu koordinieren. Die betroffenen Perso-
nen sind erforderlichenfalls über die Folgen einer Unterbrechung der notwendigen ärztlichen 
und psychotherapeutischen Behandlung aufzuklären. 
 

§ 5 
Zusammenarbeit 

 
(1) Zur Unterstützung und Ergänzung der eigenen Maßnahmen arbeitet der Träger der Hilfen 
rechtskreisübergreifend insbesondere mit 
 
1. Betroffenen und Angehörigenorganisationen, 
2. Krankenhäusern im Sinne von § 12 Absatz 1, 
3. niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten, niedergelassenen Psychotherapeutinnen und 

Psychotherapeuten, 
4. Einrichtungen der ambulanten psychiatrischen Pflege, 
5. Einrichtungen der Suchthilfe, 
6. Eingliederungs-, Sozial-, Wohnungslosen-, Kinder- und Jugendhilfe, 
7. Betreuungsbehörden und -vereinen, 
8. Verbänden der freien Wohlfahrtspflege und 
9. weiteren Akteurinnen und Akteuren des Gesundheits- und Sozialwesens 
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zusammen. 
 
Dabei ist die Koordination der psychiatrischen und Suchtkrankenversorgung gemäß den §§ 3 
und 23 des Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst des Landes Nordrhein-West-
falen zu gewährleisten (Psychiatrie- und Suchtkoordination). 
 
(2) Im Bedarfsfall arbeitet der Träger der Hilfen insbesondere mit  
 
1. örtlichen Ordnungsbehörden, 
2. Kreispolizeibehörden, 
3. Aufnahmeeinrichtungen nach § 44 des Asylgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 2. September 2008 (BGBl. I S. 1798), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
23. April 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 111) geändert worden ist, 

4. Gemeinschaftsunterkünften nach § 53 des Asylgesetzes, 
5. Aufnahmeeinrichtungen nach § 15 a Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 23. April 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 111) geändert worden ist, sowie  

6. Ausländerbehörden und Zentralen Ausländerbehörden 
 
zusammen. 
 

§ 6 
Gemeindepsychiatrische Verbünde 

 
(1) Die Träger der Hilfen halten einen Gemeindepsychiatrischen Verbund vor. Dieser dient der 
Vernetzung der Hilfeangebote aller an der regionalen Versorgung psychisch kranker Men-
schen beteiligten Personen, Behörden, Institutionen und Verbände. Sie können auch Dritte mit 
der Wahrnehmung einer Aufgabe beauftragen. Ihre Verantwortung bleibt dadurch unberührt. 
 
(2) Die Bildung und Arbeit der Gemeindepsychiatrischen Verbünde sollen in enger Abstim-
mung mit der Psychiatriekoordination nach § 5 Satz 2 erfolgen. 
 
(3) Die Koordinierungsstelle soll die Sozialpsychiatrischen Verbünde bei der Organisation und 
Durchführung von Einzelfallkonferenzen nach § 3 Absatz 2 Nummer 2 unterstützen. 
 

§ 7 
Krisendienste 

 
Um in psychiatrischen Krisensituationen rasche Hilfen auch außerhalb der üblichen Dienstzei-
ten vorzuhalten, können psychosoziale Krisendienste auf kommunaler Ebene eingerichtet 
werden. Soweit Krisendienste eingerichtet werden, sollen diese im gemeindepsychiatrischen 
Versorgungssystem verankert werden. 
 

§ 8 
Schutzmaßnahmen 

 
(1) Liegen dem Sozialpsychiatrischen Dienst gewichtige Anhaltspunkte dafür vor, dass be-
troffene Personen aufgrund ihrer psychischen Erkrankung sich selbst, bedeutende Rechtsgü-
ter anderer oder die Allgemeinheit erheblich gefährden könnten, kann der Sozialpsychiatrische 
Dienst  
 
1. Kontakt zu den betroffenen Personen aufnehmen, 
2. durch ärztliche Untersuchung mögliche Gefährdungsmomente abschätzen und 
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3. Hilfeangebote unterbreiten. 
 
(2) Die Art der Kontaktaufnahme richtet sich nach den individuellen Gegebenheiten der be-
troffenen Personen und der Gesamtbeurteilung der Situation. Sollte die Kontaktaufnahme 
scheitern, muss der Sozialpsychiatrische Dienst die Vorführung zur Untersuchung durch die 
örtliche Ordnungsbehörde beantragen oder führt mit dieser einen Hausbesuch durch. In die-
sen Fällen kann der Sozialpsychiatrische Dienst bei Gefahr im Verzug Wohnungen, in denen 
betroffene Personen leben, ohne deren Einwilligung betreten. 
 
(3) Das Ergebnis der Untersuchung nach Absatz 1 Nummer 2 teilt der Sozialpsychiatrische 
Dienst den betroffenen Personen oder der gesetzlichen Vertretung mit. Wenn gewichtige An-
haltspunkte dafür vorliegen, dass eine Mitteilung an die betroffene Person zu erheblichen 
Nachteilen für deren Gesundheit führt, kann sie unterbleiben. 
 
(4) Der Sozialpsychiatrische Dienst kann von Maßnahmen nach Absatz 1 Nummer 3 absehen, 
soweit die unverzügliche Aufnahme einer geeigneten ärztlichen Behandlung der betroffenen 
Personen nachgewiesen ist. Im Fall der Gefährdung bedeutender Rechtsgüter anderer oder 
der Allgemeinheit soll nicht von Absatz 1 Nummer 3 abgewichen werden. 
 

§ 9 
Aufsicht über die Hilfen und Schutzmaßnahmen 

 
(1) Die Hilfen und Schutzmaßnahmen obliegen den Kreisen und kreisfreien Städten, hier den 
Sozialpsychiatrischen Diensten der unteren Gesundheitsbehörden, als Pflichtaufgabe zur Er-
füllung nach Weisung. § 3 Absatz 4 des Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst 
des Landes Nordrhein-Westfalen bleibt unberührt. 
 
(2) Die Aufsicht über die Kreise und kreisfreien Städte als Träger der Hilfen und Schutzmaß-
nahmen führt das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz. Oberste Aufsichtsbehörde ist 
das für Gesundheit zuständige Ministerium. 
 
(3) Die Aufsichtsbehörden können Weisungen erteilen, um die gleichmäßige Erfüllung der Auf-
gaben zu sichern. Hierzu gehören insbesondere Regelungen über die Struktur und Aufgaben 
der Gemeindepsychiatrischen Verbünde nach § 6. 
 

§ 10 
Unterbringung 

 
(1) Das Gericht ordnet auf Antrag der örtlichen Ordnungsbehörde eine Unterbringung von be-
troffenen Personen an (untergebrachte Personen), wenn  
 
1. betroffene Personen krankheitsbedingt zu keiner freien Willensbestimmung in der Lage 

sind, 
2. sie aufgrund einer psychischen Erkrankung eine gegenwärtige und erhebliche Gefähr-

dung verursachen für  
a) sich selbst,  
b) bedeutende Rechtsgüter anderer oder  
c) die Allgemeinheit,  

3. die Gefahr nicht durch weniger einschneidende Maßnahmen abgewendet werden kann 
und 

4. die Unterbringung nicht zu einem Nachteil führt, der zu dem angestrebten Ziel erkennbar 
außer Verhältnis steht. 

 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19690 

 
 

15 

Die Aufhebung der Anordnung richtet sich nach § 330 des Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
 
(2) Eine gegenwärtige Gefährdung im Sinne von Absatz 1 liegt auch dann vor, wenn gefähr-
dendes Verhalten unmittelbar bevorsteht oder sein Eintritt zwar unvorhersehbar, wegen der 
besonderen Umstände oder mangels der Einsichtsfähigkeit der betroffenen Personen in ihre 
psychische Erkrankung oder ihr gefährdendes Verhalten jedoch jederzeit zu erwarten ist. 
 
(3) Ist jemand auf Grund dieses Gesetzes untergebracht und werden Maßnahmen auf Grund 
der in § 1 Absatz 3 genannten Bestimmungen getroffen, ist die Unterbringungsanordnung nach 
diesem Gesetz durch das Gericht außer Vollzug zu setzen. Sie kann aufgehoben werden, 
wenn nach den Umständen nicht zu erwarten ist, dass die Unterbringungsanordnung später 
wieder vollzogen werden muss. 
 
(4) Dem Antrag nach Absatz 1 ist ein dem § 321 Absatz 2 und dem § 331 Nummer 2 des 
Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, bei Minderjährigen in Verbindung mit § 167 Absatz 1 und 6 sowie § 151 Num-
mer 7 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, entsprechendes ärztliches Zeugnis in Textform beizufügen. 
 
(5) Antragstellung, Unterbringung und Verlängerung der Unterbringung sind von der beantra-
genden Stelle unverzüglich dem Sozialpsychiatrischen Dienst mitzuteilen.  
 
(6) Antragstellung und Unterbringung sind von der beantragenden Stelle unverzüglich der 
Kreispolizeibehörde mitzuteilen, soweit die Kreispolizeibehörde bei der Unterbringung beteiligt 
war und die Unterbringung aufgrund des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b oder c 
erfolgte. Die Kreispolizeibehörde prüft, ob sie aufgrund des Gefährdungspotentials der unter-
gebrachten Person darüber hinaus zu beteiligen ist und teilt dies dem Krankenhaus nach 
§ 12 Absatz 1 mit. 
 
(7) Bei nach den §§ 44 und 53 des Asylgesetzes und nach § 15a Absatz 3 des Aufenthaltsge-
setzes untergebrachten ausländischen Personen im Sinne des § 2 Absatz 1 des Aufenthalts-
gesetzes teilt die beantragende Stelle die Informationen nach Absatz 5 der zuständigen Auf-
nahmeeinrichtung und Gemeinschaftsunterkunft sowie der zuständigen kommunalen Auslän-
derbehörde oder Zentralen Ausländerbehörde mit. Informationen zu einer Unterbringung nach 
den §§ 44 und 53 des Asylgesetzes, nach § 15a Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes, zur zu-
ständigen Einrichtung sowie zur zuständigen kommunalen Ausländerbehörde oder Zentralen 
Ausländerbehörde nach Satz 1 teilt die beantragende Stelle dem Krankenhaus nach § 12 Ab-
satz 1 unverzüglich mit. 
 
(8) Gemäß § 320 in Verbindung mit § 315 Absatz 4 des Gesetzes über das Verfahren in Fa-
miliensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, bei Minderjährigen 
in Verbindung mit § 167 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit gibt das Gericht vor Unterbringungsmaß-
nahmen dem Sozialpsychiatrischen Dienst Gelegenheit zur Äußerung und teilt ihm die Ent-
scheidung mit. 
 

§ 11 
Ziel der Unterbringung 

 
Ziel der Unterbringung ist es, 
 
1. die anlassgebende psychische Erkrankung, soweit möglich, zu heilen, 
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2. die anlassgebende psychische Erkrankung zu behandeln, 
3. Krankheitsbeschwerden der anlassgebenden psychischen Erkrankung zu lindern und 
4. den Zustand der untergebrachten Personen zu stabilisieren,  
 
sodass von den untergebrachten Personen keine erhebliche Gefährdung für sich selbst, be-
deutender Rechtsgüter Dritter oder der Allgemeinheit mehr ausgeht.  
 

§ 12 
Unterbringungseinrichtungen, Pflichtversorgung 

 
(1) Die Unterbringung erfolgt in einem psychiatrischen Fachkrankenhaus, einer psychiatri-
schen Fachabteilung eines Allgemeinkrankenhauses oder einer Hochschulklinik (Kranken-
haus) nach § 2 des Krankenhausgestaltungsgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen in Ver-
bindung mit § 16 des Krankenhausgestaltungsgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen. 
 
(2) Das Krankenhaus hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass sich die unter-
gebrachten Personen der Unterbringung nicht entziehen. Die Unterbringung soll so weitge-
hend wie möglich in offenen Formen durchgeführt werden. 
 
(3) Die örtlich zuständige Bezirksregierung überträgt die Unterbringung und die damit verbun-
denen Aufgaben (Pflichtversorgungsauftrag) auf den Träger des Krankenhauses. Dabei erfolgt 
zur Übertragung der Pflichtversorgung eine Beleihung des Krankenhausträgers mit den für die 
Durchführung der Pflichtversorgung erforderlichen hoheitlichen Befugnissen. Die Aufgaben-
übertragung und Beleihung erfolgt mit Bescheid nach § 16 des Krankenhausgestaltungsge-
setzes des Landes Nordrhein-Westfalen. Das Krankenhaus ist verpflichtet, die Unterbringun-
gen innerhalb des im Bescheid ausgewiesenen Pflichtversorgungsgebietes vorzunehmen. 
 
(4) Der Krankenhausträger überträgt die Verantwortung für die Wahrnehmung des Pflichtver-
sorgungsauftrages an die ärztliche Leitung des Krankenhauses. 
 

§ 13 
Sofortige Unterbringung 

 
(1) Ist bei Gefahr im Verzug eine sofortige Unterbringung notwendig, kann die örtliche Ord-
nungsbehörde die sofortige Unterbringung ohne vorherige gerichtliche Entscheidung vorneh-
men, wenn ein ärztliches Zeugnis über einen entsprechenden Befund vorliegt, der nicht älter 
als vom Vortag ist. 
 
(2) Zeugnisse nach Absatz 1 sind grundsätzlich von Ärztinnen oder Ärzten auszustellen, die 
auf dem Gebiet der Psychiatrie und Psychotherapie weitergebildet oder auf dem Gebiet der 
Psychiatrie erfahren sind. Sie haben die betroffenen Personen persönlich zu untersuchen und 
die Notwendigkeit einer sofortigen Unterbringung in Textform zu begründen. 
 
(3) Will die örtliche Ordnungsbehörde in der Beurteilung der Voraussetzungen für eine sofor-
tige Unterbringung von einem vorgelegten ärztlichen Zeugnis abweichen, hat sie den Sozial-
psychiatrischen Dienst zu informieren. 
 
(4) Nimmt die örtliche Ordnungsbehörde eine sofortige Unterbringung vor, ist sie verpflichtet, 
unverzüglich beim Gericht einen Antrag auf Unterbringung zu stellen. In diesem Antrag ist 
darzulegen, warum andere Hilfsmaßnahmen nicht ausreichten und eine vorherige gerichtliche 
Entscheidung nicht möglich war.  
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(5) Ausnahmsweise kann die sofortige Unterbringung durch die Kreispolizeibehörde erfolgen, 
wenn Angehörige der Kreispolizeibehörde bereits vor Ort sind und ein Handeln der örtlichen 
Ordnungsbehörde nicht oder nicht rechtzeitig möglich erscheint. Dabei hat sie die Vorgaben 
der Absätze 1, 2 und 4 anzuwenden. Die Kreispolizeibehörde informiert die örtliche Ordnungs-
behörde und den Sozialpsychiatrischen Dienst unverzüglich über eine sofortige Unterbrin-
gung. 
 
(6) Die sofortige Unterbringung dauert bis zur Entscheidung des Gerichtes über die Unterbrin-
gung. Ist die Unterbringung und deren sofortige Wirksamkeit nicht bis zum Ablauf des auf den 
Beginn der sofortigen Unterbringung folgenden Tages durch das Gericht angeordnet, so sind 
die Betroffenen von der ärztlichen Leitung des Krankenhauses nach § 12 Absatz 3 zu entlas-
sen, wenn nicht vorher die Fortdauer der Freiheitsentziehung um einen weiteren Tag durch 
richterliche Entscheidung angeordnet ist. Die richterliche Entscheidung zur Fortdauer der Frei-
heitsentziehung ist nur zulässig, wenn das ärztliche Zeugnis nach § 10 Absatz 4 vorliegt und 
soweit die Fortdauer der Freiheitsentziehung zur Sachverhaltsermittlung bezüglich der Ein-
schätzung der psychischen Erkrankung, des Gefahrenpotentials oder der Kausalität der psy-
chischen Erkrankung und des Gefahrenpotentials erforderlich ist. 
 

§ 14 
Stellung der untergebrachten Personen 

 
(1) Die untergebrachten Personen unterliegen nur denjenigen Beschränkungen ihrer Freiheit, 
die sich zwingend aus dem Zweck der Unterbringung und aus den Anforderungen eines ge-
ordneten Zusammenlebens in einem Krankenhaus ergeben. Maßnahmen, die die Freiheit der 
untergebrachten Personen beschränken, sind im Verlauf der Behandlung ständig zu überprü-
fen und dem Behandlungsfortschritt anzupassen. Das Krankenhaus nach § 12 Absatz 1 hat 
den täglichen Aufenthalt im Freien, in der Regel für mindestens eine Stunde, zu ermöglichen. 
 
(2) Eingriffe in die Rechte untergebrachter Personen sind in Textform festzuhalten und zu be-
gründen. Diese Unterlagen können untergebrachte Personen, ihre rechtlichen Vertretungen, 
sowie die für die untergebrachten Personen bestellten Verfahrenspflegerinnen und Verfah-
renspfleger einsehen. 
 
(3) Die untergebrachten Personen sind darin zu unterstützen, notwendige Maßnahmen für ihre 
Familien und hilfsbedürftigen Angehörigen sowie ihre Vermögensangelegenheiten zu veran-
lassen. 
 
(4) Das Krankenhaus nach § 12 Absatz 1 teilt den untergebrachten Personen frühzeitig und in 
geeigneter Weise Namen und Erreichbarkeit von Patientenfürsprecherinnen und Patientenfür-
sprechern nach § 5 Absatz 1 des Krankenhausgestaltungsgesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen mit. 
 

§ 15 
Aufnahme, Eingangsuntersuchung und Erforderlichkeit der weiteren Unterbringung 

 
(1) Das Krankenhaus nach § 12 Absatz 1 unterrichtet die untergebrachten Personen bei der 
Aufnahme mündlich und in Textform über ihre Rechte und Pflichten. Es unterrichtet die unter-
gebrachten Personen über den richterlichen Beschluss zur Unterbringung, sobald dieser dort 
vorliegt. 
 
(2) Über die Aufnahme der untergebrachten Personen informiert das Krankenhaus nach 
§ 12 Absatz 1 unverzüglich die rechtliche Vertretung und eine Vertrauensperson. Gleiches gilt 
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für den Termin zur richterlichen Anhörung. Absatz 1 gilt für die in Satz 1 genannten Personen 
entsprechend. 
 
(3) Nach der Aufnahme sind die untergebrachten Personen unverzüglich ärztlich zu untersu-
chen. Es ist sicherzustellen, dass die Erforderlichkeit der weiteren Unterbringung grundsätzlich 
täglich ärztlich überprüft, begründet und dokumentiert wird. 
 
(4) Das Krankenhaus nach § 12 Absatz 1 bietet den Abschluss von Behandlungsvereinbarun-
gen an und fördert diese. Auf die Möglichkeit zur Niederlegung des Willens in Patientenverfü-
gungen ist hinzuweisen. 
 

§ 16 
Behandlung 

 
(1) Während der Unterbringung besteht ein Anspruch auf eine medizinisch notwendige und im 
Sinne dieses Gesetzes zulässige Behandlung. Dabei ist die bisherige Langzeitanamnese der 
betroffenen Person zu berücksichtigen. Die in § 2 angeführten Grundsätze und die §§ 630a 
bis 630h des Bürgerlichen Gesetzbuches sind entsprechend zu beachten.  
 
(2) Nach Aufnahme und erfolgter Anamnese ist mit den untergebrachten Personen zeitnah ein 
individueller Behandlungsplan zu erstellen. Die Behandlung und der Behandlungsplan sind 
den untergebrachten Personen und ihrer rechtlichen Vertretung zu erläutern, mit diesen abzu-
stimmen und fortlaufend anzupassen. Bei der Unterbringung von Minderjährigen sind diese 
altersgerecht sowie ihre Personensorgeberechtigten in die Behandlungsplanung einzubezie-
hen. Auch bei untergebrachten Minderjährigen gilt der Vorrang der Freiwilligkeit und der An-
spruch auf eine altersgerechte Aufklärung. Soweit die untergebrachten Personen Grund, Be-
deutung und Tragweite der Behandlung bei der ärztlichen Aufklärung nicht erkennen können, 
sind Zeitpunkt, Form der ärztlichen Aufklärung und Abstimmung des Behandlungsplanes nach 
therapeutischen Kriterien zu bestimmen. 
 

§ 17 
Behandlung ohne Einwilligung 

 
(1) Die Behandlung der anlassgebenden Erkrankung für die Unterbringung bedarf der Einwil-
ligung der untergebrachten Personen. Sie kann gegen den natürlichen Willen der unterge-
brachten Personen durchgeführt werden (Zwangsbehandlung), wenn 
 
1. die untergebrachten Personen Grund, Bedeutung und Tragweite der Behandlung nicht 

erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln können, 
2. eine weniger eingreifende Maßnahme aussichtslos ist, 
3. eine rechtzeitige Ankündigung erfolgt, die den untergebrachten Personen die Möglichkeit 

eröffnet, Rechtsschutz zu suchen, 
4. aus Sicht der untergebrachten Personen der zu erwartende Nutzen die zu erwartenden 

Beeinträchtigungen deutlich überwiegt, 
5. der ernsthafte, mit dem nötigen Zeitaufwand und ohne Ausübung unzulässigen Drucks 

unternommene Versuch vorausgegangen ist, die auf Vertrauen gegründete Zustimmung 
der untergebrachten Personen zu erreichen und 

6. ohne Behandlung 
a) Lebensgefahr oder erhebliche Gefahren für die Gesundheit der untergebrachten Per-

sonen oder dritter Personen im Rahmen der Unterbringung drohen oder  
b) eine Entlassung nicht möglich sein wird, da Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit 

der untergebrachten Personen andernfalls nicht wiederhergestellt werden können. 
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(2) Zwangsbehandlungen dürfen nur durch die ärztliche Leitung angeordnet und nur durch 
Ärztinnen oder Ärzte vorgenommen werden. Die Behandlung, einschließlich ihres Zwangscha-
rakters, ihrer Durchsetzungsweise, ihrer maßgeblichen Gründe und der Wirkungsüberwa-
chung, sind durch die behandelnde Ärztin oder den behandelnden Arzt zu dokumentieren und 
nachzubesprechen, sobald es der Gesundheitszustand der untergebrachten Personen zu-
lässt. 
 
(3) Zwangsbehandlungen sind unzulässig, wenn  
 
1. sie lebensgefährlich sind oder 
2. sie die Gesundheit der untergebrachten Personen erheblich gefährden. 
 
(4) Zwangsbehandlungen von volljährigen untergebrachten Personen bedürfen der vorherigen 
Zustimmung durch das Gericht. Den Antrag beim Gericht stellt die ärztliche Leitung. In diesem 
Antrag ist zu erläutern, welche maßgebliche Gefahr droht und wie lange die Behandlung vo-
raussichtlich erfolgen soll. Zudem sind die Voraussetzungen und Maßnahmen nach den Ab-
sätzen 1 und 2 darzulegen. Von der Einholung einer gerichtlichen Entscheidung kann aus-
nahmsweise abgesehen werden, wenn 
 
1. diese nicht rechtzeitig erreichbar ist, 
2. eine besondere Sicherungsmaßnahme nicht geeignet oder nicht ausreichend ist, um die 

akute Gefährdung zu überwinden, und 
3. die sofortige ärztliche Zwangsbehandlung zur Vermeidung einer gegenwärtigen Lebens-

gefahr oder einer gegenwärtigen schwerwiegenden Gefahr für die Gesundheit der unter-
gebrachten Personen oder dritter Personen erforderlich ist. 

 
Eine gerichtliche Genehmigung für die weitere Zwangsbehandlung ist unverzüglich zu bean-
tragen, sofern die unmittelbare Lebensgefahr oder schwerwiegende Gefahr für die Gesundheit 
über einen längeren Zeitraum andauert oder überwunden ist und die Fortführung der Zwangs-
behandlung als weiterhin notwendig angesehen wird. Die Sätze 3 und 4 gelten entsprechend. 
 
(5) Die Zwangsbehandlung einer minderjährigen untergebrachten Person bedarf der vorheri-
gen Zustimmung der Personensorgeberechtigten. 
 
(6) Ist bei sonstigen Erkrankungen die Einwilligung der untergebrachten Personen zur Be-
handlung nicht zu erlangen, so wird sie im Falle der Einwilligungsunfähigkeit durch die Einwil-
ligung der rechtlichen Vertretungen ersetzt. Insoweit gelten die §§ 1814 bis 1832 des Bürger-
lichen Gesetzbuches. 
 
(7) Bei Zwangsbehandlungen finden abweichend von § 16 Absatz 1 Satz 3 die §§ 630a Absatz 
1, 630b, 630c Absatz 1 und 630d des Bürgerlichen Gesetzbuches keine entsprechende An-
wendung. 
 

§ 18 
Besondere Sicherungsmaßnahmen 

 
(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen zur Abwendung einer gegenwärtigen erheblichen 
Selbstgefährdung oder einer gegenwärtigen erheblichen Gefährdung bedeutender Rechtsgü-
ter Dritter oder der Allgemeinheit sind ausschließlich 
 
1. Beschränkung des Aufenthalts im Freien, 
2. Unterbringung in einem gesonderten Raum, 
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3. Festhalten statt Fixierung oder 
4. Fixierung in der Form der Einschränkung der Bewegungsfreiheit durch mechanische Hilfs-

mittel. 
 
Sie dürfen nur eingesetzt werden, soweit und solange die Gefahr nicht durch mildere Maßnah-
men abgewendet werden kann. Soweit es sich um die Anwendung unmittelbaren Zwangs nach 
Satz 1 Nummer 2, 3 und 4 handelt, ist jeweils die Maßnahme anzuwenden, die am wenigsten 
in die Rechte der untergebrachten Personen eingreift. 
 
(2) Bei  
 
1. absehbar nicht nur kurzfristigen oder  
2. sich regelmäßig wiederholenden  
 
Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 gilt § 17 Absatz 4 Satz 1 bis 4 und Absatz 5 
entsprechend. Satz 1 gilt auch bei Sicherungsmaßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 
bei einer minderjährigen Person. § 10 Absatz 4 ist anzuwenden. Ist die gerichtliche Zustim-
mung nicht rechtzeitig erreichbar und die sofortige Durchführung der besonderen Sicherungs-
maßnahme zur Vermeidung von erheblichen Nachteilen notwendig, so ist der Antrag unmittel-
bar nach Fixierungsbeginn zu stellen. Einer Antragstellung bei Gericht bedarf es nur dann 
nicht, wenn  
 
1. bereits zu Beginn der Maßnahme absehbar ist, dass die Entscheidung erst nach Wegfall 

des Grundes der Maßnahme ergehen wird oder  
2. die Maßnahme vor Herbeiführung der Entscheidung tatsächlich beendet und auch keine 

Wiederholung zu erwarten ist.  
 
Das Gericht ist unverzüglich zu unterrichten, wenn die Fixierung nach Antragstellung bei Ge-
richt, aber vor einer gerichtlichen Entscheidung nicht mehr erforderlich ist. 
 
(3) Maßnahmen nach Absatz 1 sind 
 
1. den untergebrachten Personen vorher anzukündigen und zu begründen,  
2. ärztlich anzuordnen, 
3. ärztlich zu überwachen, 
4. zu befristen sowie 
5. aufzuheben, sobald die Voraussetzungen für ihre Anordnung entfallen. 
 
(4) Von der Ankündigung nach Absatz 3 Nummer 1 kann bei Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 
1 Nummer 4 ausnahmsweise abgesehen werden, wenn die Umstände sie nicht zulassen, ins-
besondere wenn die sofortige Anwendung des Zwangsmittels zur Abwehr einer Gefahr not-
wendig ist.  
 
(5) Überwachungen nach Absatz 3 Nummer 3 dürfen nicht durch Einsatz technischer Mittel 
zur Anfertigung von Bildaufnahmen und Bildaufzeichnungen sowie zum Abhören und Auf-
zeichnen des gesprochenen Wortes vorgenommen werden. Sie dürfen ausschließlich durch 
den Einsatz von Personal erfolgen.  
 
(6) Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 haben getrennt von anderen Patientinnen 
und Patienten stattzufinden. Es ist eine ständige persönliche Bezugsbegleitung sowie die Be-
obachtung mit kontinuierlicher Kontrolle der Vitalfunktionen sicherzustellen. Nach Beendigung 
einer nicht nur kurzfristigen Fixierung, die nicht richterlich angeordnet worden ist, sind die 
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untergebrachten Personen über die Möglichkeit zu belehren, die Rechtmäßigkeit der durchge-
führten Maßnahme gerichtlich überprüfen zu lassen. 
 
(7) Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, die länger als 48 Stunden dauern, bedürfen 
der richterlichen Entscheidung. 
 
(8) Anlass, Anordnung, Art, Umfang und Dauer von Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 und 4 sowie eine Belehrung nach Absatz 6 Satz 3 sind zu dokumentieren und der Ver-
fahrenspflegerin oder dem Verfahrenspfleger und der rechtlichen Vertretung der unterge-
brachten Personen unverzüglich mitzuteilen. 
 

§ 19 
Persönlicher Besitz und externe Kommunikation 

 
(1) Untergebrachte Personen haben das Recht,  
 
1. persönliche Gegenstände in ihrem Zimmer aufzubewahren,  
2. Postsendungen zu versenden und zu empfangen,  
3. Telekommunikationsmittel zu nutzen und  
4. regelmäßig Besuche zu empfangen.  
 
Diese Rechte dürfen nur eingeschränkt werden, soweit dies erforderlich ist, um gesundheitli-
che Nachteile für andere Patientinnen und Patienten oder erhebliche Gefahren für die Sicher-
heit oder das geordnete Zusammenleben abzuwehren. Näheres kann durch Hausordnung ge-
regelt werden. Hierin ist insbesondere der Umgang mit Bild-, Video- und Tonaufzeichnungen 
unter Berücksichtigung der Rechte und des Schutzes Dritter zu regeln. 
 
(2) Um eine erhebliche Selbstgefährdung, eine erhebliche Gefährdung bedeutender Rechts-
güter anderer oder der Allgemeinheit zu vermeiden, können Postsendungen überwacht, an-
gehalten oder verwahrt werden. Wenn Pakete und Päckchen geöffnet werden, hat dies in Ge-
genwart der untergebrachten Personen zu geschehen. Absenderinnen und Absender sowie 
die untergebrachten Personen sind unverzüglich zu unterrichten, soweit die Schreiben nicht 
zurückgesendet werden. Die Unterrichtung der untergebrachten Personen kann solange un-
terbleiben, wie dies aus Gründen der Behandlung zwingend geboten ist. Hiervon sind die Ver-
fahrenspflegerinnen und Verfahrenspfleger sowie die rechtliche Vertretung zu unterrichten. 
 
(3) Der Schriftwechsel mit den rechtlichen Vertretungen, den Verfahrenspflegerinnen und Ver-
fahrenspflegern, Notarinnen und Notaren, mit dem Europäischen Parlament, Volksvertretun-
gen des Bundes und des Landes, ihren Mitgliedern, dem Träger des Krankenhauses nach § 
12 Absatz 1 sowie seiner Patientenfürsprecherin oder seines Patientenfürsprechers, den zu-
ständigen Behörden, den Gerichten oder Staatsanwaltschaften in der Bundesrepublik 
Deutschland, dem Bürgerbeauftragten der Europäischen Union, der Europäischen Kommis-
sion für Menschenrechte in Straßburg sowie den für die Datenschutzkontrolle zuständigen 
Stellen darf weder unterbunden noch überwacht werden. 
 
(4) Besuche der rechtlichen Vertretung, der Verfahrenspflegerinnen oder Verfahrenspfleger, 
der in einer Angelegenheit der untergebrachten Personen tätigen Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte oder Notarinnen und Notare dürfen nicht untersagt werden. Schriftstücke und 
sonstige Unterlagen, die diese Personen mit sich führen, werden nicht überprüft. Für die Über-
gabe anderer Gegenstände gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 
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§ 20 
Belastungserprobung und Beurlaubung 

 
(1) Um das angestrebte Behandlungsziel zu erreichen, kann die ärztliche Leitung Erleichterung 
in der Unterbringung gewähren (Belastungserprobung). Daneben kann die ärztliche Leitung 
Beurlaubungen aus triftigen Gründen zulassen, insbesondere zur Wahrnehmung erforderli-
cher stationärer somatischer Behandlungen.  
 
(2) Belastungserprobungen und Beurlaubungen sind nur zulässig, soweit der Gesundheitszu-
stand der untergebrachten Person und das Sicherheitsinteresse der Allgemeinheit dies zulas-
sen. Belastungserprobungen und Beurlaubungen von untergebrachten Personen nach § 10 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b und c kann das Gericht bei Anordnung der Unterbrin-
gung unter Vorbehalt stellen oder ausschließen. 
 
(3) Belastungserprobungen und Beurlaubungen sind zu widerrufen, einzuschränken oder mit 
Absprachen zu verbinden, wenn  
 
1. sich der gesundheitliche Zustand der untergebrachten Person verschlechtert, 
2. Auflagen nicht erfüllt werden oder 
3. dies im Sicherheitsinteresse der Allgemeinheit erforderlich ist.  
 
(4) Von bevorstehenden Belastungserprobungen und Beurlaubungen, die über Nacht andau-
ern, benachrichtigt das Krankenhaus nach § 12 Absatz 1 bei untergebrachten Personen nach 
§ 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b und c  
 
1. den Sozialpsychiatrischen Dienst,  
2. die örtliche Ordnungsbehörde, die die Unterbringung veranlasst hat,  
3. die rechtliche Vertretung und  
4. die zuständige Kreispolizeibehörde, wenn ein Fall des § 10 Absatz 6 Satz 2 vorliegt. 
 
Bei untergebrachten Personen im Sinne von § 10 Absatz 7 ist darüber hinaus die zuständige 
Einrichtung nach § 10 Absatz 7 Satz 1 zu informieren. 
 
(5) Belastungserprobungen und Beurlaubungen mit einer Dauer von über zehn Tagen sind nur 
im Einvernehmen mit dem Gericht zu gewähren. 
 

§ 21 
Aussetzung der Unterbringung 

 
(1) Das Gericht kann die Vollziehung einer Unterbringung nach § 328 Absatz 1 des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit oder bei Minderjährigen in Verbindung mit § 167 Absatz 1 des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit aus-
setzen. Die Aussetzung kann mit Auflagen versehen werden. 
 
(2) Insbesondere bei Unterbringungen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b und 
c, bei denen zur Stabilisierung nach § 11 Nummer 3 die dauerhafte Einnahme von Medika-
menten oder Behandlung erforderlich ist, kann das Gericht die Vollziehung der Unterbringung 
vor Beendigung unter entsprechenden Auflagen aussetzen. 
 
(3) Die Aussetzung soll sechs Monate nicht überschreiten; sie kann bis zu einem Jahr verlän-
gert werden. Das Gericht kann die Aussetzung widerrufen, wenn betroffene Personen eine 
Auflage nicht erfüllen oder ihr Zustand dies erfordert. 
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(4) Das Krankenhaus nach § 12 Absatz 1 informiert die in § 23 Absatz 2 und 3 benannten 
Stellen frühzeitig über die Aussetzung. 
 

§ 22 
Mitwirkung bei der Aussetzung 

 
(1) Ist die Aussetzung der Vollziehung einer Unterbringung durch das Gericht nach § 21 Absatz 
1 davon abhängig gemacht worden, dass betroffene Personen sich in ärztliche oder psycho-
therapeutische Behandlung begeben, haben diese oder ihre rechtlichen Vertretungen dem 
Krankenhaus nach § 12 Absatz 1 unverzüglich Namen und Anschrift der behandelnden Ärztin, 
des behandelnden Arztes, der behandelnden Psychotherapeutin oder des behandelnden Psy-
chotherapeuten mitzuteilen. 
 
(2) Das Krankenhaus nach § 12 Absatz 1 übersendet unverzüglich einen ärztlichen Entlas-
sungsbericht der behandelnden Ärztin, dem behandelnden Arzt, der behandelnden Psycho-
therapeutin oder dem behandelnden Psychotherapeuten. Gleichzeitig ist eine Zweitschrift des 
Entlassungsberichtes unter Angabe der behandelnden Ärztin, des behandelnden Arztes, der 
behandelnden Psychotherapeutin oder des behandelnden Psychotherapeuten dem für den 
Aufenthaltsort der untergebrachten Personen zuständigen Sozialpsychiatrischen Dienst zu 
übersenden. 
 
(3) Die behandelnde Ärztin, der behandelnde Arzt, die behandelnde Psychotherapeutin oder 
der behandelnde Psychotherapeut haben den Sozialpsychiatrischen Dienst zu unterrichten, 
wenn die ärztlichen oder psychotherapeutischen Anordnungen von den untergebrachten Per-
sonen nicht eingehalten werden. Der Sozialpsychiatrische Dienst hat das Gericht hiervon und 
über getroffene Maßnahmen zu unterrichten sowie eine Stellungnahme zum weiteren Vorge-
hen abzugeben. Soweit eine ärztliche oder psychotherapeutische Behandlung nicht mehr er-
forderlich ist, gilt § 23 Absatz 4 entsprechend. 
 

§ 23 
Beendigung der Unterbringung 

 
(1) Die Unterbringung ist durch die ärztliche Leitung zu beenden, wenn das Gericht 
 
1. bei Ablauf der angeordneten Unterbringungszeit nicht die Fortdauer der Unterbringung 

anordnet oder 
2. die Unterbringung vorzeitig aufhebt, da die Unterbringungsvoraussetzungen weggefallen 

sind.  
 
(2) Das Krankenhaus nach § 12 Absatz 1 informiert von der bevorstehenden Beendigung der 
Unterbringung: 
 
1. das Gericht, 
2. den Sozialpsychiatrischen Dienst, welcher umgehend nach der Entlassung nachsorgende 

Hilfen anzubieten hat, sofern noch keine ambulanten Hilfen installiert sind, 
3. Ärztinnen und Ärzte sowie Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten, die die unter-

gebrachten Personen vor der Unterbringung behandelt haben, 
4. die örtliche Ordnungsbehörde, die die Unterbringung veranlasst hat, 
5. die Kreispolizeibehörde, soweit die Unterbringung aufgrund § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 

2 Buchstabe b oder c erfolgte und ein Fall von § 10 Absatz 6 Satz 2 vorliegt, 
6. die rechtliche Vertretung der untergebrachten Personen und 
7. die Vertrauenspersonen. 
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Soweit untergebrachte Personen nach Beendigung der Unterbringung weiter in dem Kranken-
haus verbleiben (freiwilliger Krankenhausaufenthalt), ist dies in der Benachrichtigung anzuge-
ben. 
 
(3) Bei untergebrachten Personen im Sinne von § 10 Absatz 7 ist darüber hinaus die zustän-
dige Einrichtung sowie die kommunale Ausländerbehörde oder Zentrale Ausländerbehörde 
nach § 10 Absatz 7 Satz 1 von der bevorstehenden Beendigung der Unterbringung zu infor-
mieren. 
 
(4) Ergibt eine ärztliche Untersuchung, dass die Unterbringungsvoraussetzungen vor Ablauf 
der angeordneten Unterbringungszeit nicht mehr vorliegen, informiert die ärztliche Leitung die 
in Absatz 2 benannten Stellen unverzüglich. Vor Beendigung der Unterbringung ist der Be-
schluss nach Absatz 1 Nummer 2 abzuwarten. Bis zur Entscheidung des Gerichts können die 
untergebrachten Personen nach § 20 beurlaubt werden. 
 

§ 24 
Entlassplanung 

 
(1) Die Beendigung der Unterbringung und Entlassung der untergebrachten Personen ist im 
Rahmen eines Nachsorgekonzepts frühzeitig vorzubereiten, an den Behandlungsplan nach § 
16 Absatz 2 anzuknüpfen und unter Einhaltung des Entlassmanagements entsprechend § 39 
Absatz 1a des Fünften Buches Sozialgesetzbuch durchzuführen (Entlassplanung). Im Fall der 
Unterbringung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b und c umfasst die Entlass-
planung auch ein Risikomanagement. 
 
(2) Das Nachsorgekonzept beinhaltet individuell zugeschnittene Hilfen zur Organisation einer 
sektoren- und rechtskreisübergreifenden Versorgung der betroffenen Personen nach dem Auf-
enthalt in dem Krankenhaus nach § 12 Absatz 1. In diese Planung sind die untergebrachte 
Person, soweit vorhanden die rechtliche Vertretung sowie vorbehaltlich einer Einwilligung der 
untergebrachten Person oder ihrer rechtlichen Vertretung frühzeitig der Sozialpsychiatrische 
Dienst, ärztliche und psychotherapeutische Vorbehandlerinnen und -behandler und der Ge-
meindepsychiatrische Verbund einzubeziehen. Zum Risikomanagement nach Absatz 1 Satz 2 
wird in den Fällen nach § 10 Absatz 6 Satz 2 die Kreispolizeibehörde beteiligt. 
 
(3) Die Entlassplanung ist frühzeitig mit den nachsorgenden Hilfen nach § 4 zu verknüpfen. 
Die Krankenhäuser nach § 12 Absatz 1 übermitteln dem Träger der Hilfen Informationen über 
Art und Umfang der erforderlichen ambulanten Weiterbehandlung und ergänzender nachsor-
gender Maßnahmen und Hilfebedarfe. 
 

§ 25 
Aufsicht über die Unterbringungen 

 
(1) Die örtlich zuständige Bezirksregierung übt die Fachaufsicht über die Krankenhäuser nach 
§ 12 Absatz 1 über die Unterbringungen nach diesem Gesetz aus. Oberste Aufsichtsbehörde 
ist das für Gesundheit zuständige Ministerium. 
 
(2) Das für Gesundheit zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Verwaltungsvorschriften 
das Nähere zu bestimmen. 
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§ 26 
Kosten der Hilfen und Schutzmaßnahmen 

 
Die Kosten der Hilfen und Schutzmaßnahmen tragen die Kreise und kreisfreien Städte. 
 

§ 27 
Kosten der Unterbringung 

 
(1) Die Kosten einer nach diesem Gesetz durchgeführten Unterbringung in einem Kranken-
haus nach § 12 Absatz 1 tragen die untergebrachten Personen, soweit sie nicht von Unter-
haltspflichtigen, einem Träger der Sozialversicherung, einem Träger der Sozialhilfe oder an-
deren zu zahlen sind. Die Kosten einer Unterbringung nach diesem Gesetz trägt bei Gefange-
nen des Justizvollzuges und bei Sicherungsverwahrten das Land, vertreten durch das für die 
Rechtspflege zuständige Ministerium; gleiches gilt bei Strafarrestantinnen und Strafarrestan-
ten, wenn der Strafarrest in einer Einrichtung der Justiz vollzogen wird. 
 
(2) Die Kosten der Unterbringung sind von der antragstellenden Körperschaft, der die Verwal-
tungsbehörde angehört, zu tragen, wenn der Antrag auf Anordnung der Unterbringung abge-
lehnt oder zurückgenommen wird oder aus anderen Gründen seine Erledigung findet und die 
Voraussetzungen für die Unterbringung von Anfang an nicht vorgelegen haben. 
 

§ 28 
Kosten der Behandlung 

 
Die Kosten einer ambulanten oder stationären ärztlichen und psychotherapeutischen Behand-
lung tragen die betroffenen Personen, soweit sie nicht von Unterhaltspflichtigen, einem Träger 
der Sozialversicherung, einem Träger der Sozialhilfe oder anderen zu zahlen sind. 
 

§ 29 
Besuchskommissionen 

 
(1) Das für Gesundheit zuständige Ministerium beruft Besuchskommissionen bei den örtlich 
zuständigen Bezirksregierungen. Besuchskommissionen setzen sich zusammen aus 
 
1. einer der Aufsichtsbehörde angehörigen Person als Vorsitz der Besuchskommission, in 

der Regel eine Medizinalbeamtin oder ein Medizinalbeamter oder eine ihnen in ihrer Funk-
tion gleichgestellte öffentlich angestellte Person, 

2. einer in der Psychiatrie weitergebildeten Ärztin oder einem in der Psychiatrie weitergebil-
deten Arzt, 

3. einer Betreuungsrichterin oder einem Betreuungsrichter oder einer verbeamteten oder öf-
fentlich angestellten Person mit der Befähigung zum Richteramt oder zur Laufbahngruppe 
2, zweites Einstiegsamt, des allgemeinen Verwaltungsdienstes, 

4. je einer Vertretung der Betroffenen- und Angehörigenorganisationen, soweit Vorschläge 
dieser Organisationen vorliegen, und 

5. einer auf dem Gebiet der Psychiatrie weitergebildeten Pflegefachperson, soweit Vor-
schläge der Pflegekammer Nordrhein-Westfalen vorliegen. 

 
Das für Gesundheit zuständige Ministerium kann darüber hinaus weitere Mitglieder auch für 
einzelne Besuche der Kommission bestellen. Angehörige der zuständigen unteren Gesund-
heitsbehörde können an den Besuchen teilnehmen. Mitglieder und Teilnehmende der Be-
suchskommissionen sind zur Verschwiegenheit verpflichtet.  
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(2) Die Besuchskommissionen  
 
1. besuchen mindestens einmal in zwölf Monaten unangemeldet die Krankenhäuser nach 

§ 12 Absatz 1, 
2. überprüfen, ob die mit der Unterbringung von psychisch Kranken verbundenen besonde-

ren Aufgaben erfüllt werden und 
3. können bei diesen Besuchen auch Belange von zivilrechtlich in dem Krankenhaus unter-

gebrachten Personen einschließlich der entsprechenden Verpflichtungen der Kranken-
häuser überprüfen. 

 
Dabei beachten Besuchskommissionen von untergebrachten Personen vorgetragene Wün-
sche und Beschwerden. 
 
(3) Soweit es zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach Absatz 2 erforderlich ist, darf eine Besuchs-
kommission personenbezogene Daten der untergebrachten Personen, der Beschäftigten und 
in diesem Zusammenhang unvermeidbar mitbetroffenen Dritten erheben, abfragen und erfas-
sen. Einsichtnahmen in Patientenakten sind mit Einwilligung der untergebrachten Personen 
oder ihrer rechtlichen Vertretung zu gewähren. Von dem Erfordernis der Einwilligung ausge-
nommen sind Dokumentationen der mit der Unterbringung verbundenen Aufgaben nach die-
sem Gesetz. Mitglieder nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bis 5 löschen spätestens bis zum 
Ende des auf die Begehung folgenden Kalenderjahres die erfassten Daten. 
 
(4) Spätestens drei Monate nach einem Besuch legt die Besuchskommission der zuständigen 
Aufsichtsbehörde den Besuchsbericht mit dem Ergebnis der Überprüfung vor, der auch zu 
Vortragungen nach Absatz 2 Satz 2 Stellung nimmt. Der Bericht wird von dem in Absatz 1 Satz 
2 Nummer 2 genannten Mitglied der Kommission erstellt. Die zuständige Aufsichtsbehörde 
leitet ihn unverzüglich mit einer Stellungnahme und einem Bericht über veranlasste Aufsichts-
maßnahmen an das für Gesundheit zuständige Ministerium und an die zuständige untere Ge-
sundheitsbehörde weiter. Das Krankenhaus nach § 12 Absatz 1 erhält zeitgleich eine Durch-
schrift des Berichts nach Satz 2. 
 
(5) Das für Gesundheit zuständige Ministerium legt dem Landtag alle zwei Jahre eine Zusam-
menfassung der Besuchsberichte nach Absatz 4 vor. 
 
(6) Das Petitionsrecht, die Aufsichtspflichten und -rechte der zuständigen Behörden sowie das 
Gebot der Schweigepflicht der Angehörigen der Heilberufe bleiben unberührt. 
 
(7) Besuche und Einsichtnahmen durch den Europäischen Ausschuss zur Verhütung von Fol-
ter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe, den Unterausschuss der 
Vereinten Nationen zur Prävention von Folter sowie die Nationale Stelle sind von den Trägern 
der Krankenhäuser nach § 12 Absatz 1 entsprechend der für diese Besuche geltenden recht-
lichen Bestimmungen zu ermöglichen. 
 

§ 30 
Landesfachbeirat Psychiatrie, Landespsychiatrieplan 

 
(1) Das für Gesundheit zuständige Ministerium setzt zu seiner Beratung in Fragen des psychi-
atrischen Hilfesystems und als Forum für die Koordination der verschiedenen Beteiligten des 
psychiatrischen Hilfesystems den Landesfachbeirat Psychiatrie ein. Ein besonderer Schwer-
punkt ist auf die Vermeidung von Zwangsmaßnahmen und Maßnahmen zur Verbesserung der 
Teilhabe von Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen zu legen.  
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(2) Der Landesfachbeirat setzt sich insbesondere aus Vertretungen der Leistungsträger, der 
Leistungserbringer, der Kommunen, der Kammern, der Sozial- und Fachverbände, des Be-
treuungswesens sowie der betroffenen Personen und Angehörigen zusammen. Hierfür beruft 
das für Gesundheit zuständige Ministerium die Mitglieder und für jedes Mitglied eine Vertre-
tung unter Berücksichtigung des § 12 Absatz 1 des Landesgleichstellungsgesetzes vom 9. 
November 1999 (GV. NRW. S. 590) in der jeweils geltenden Fassung.  
 
(3) Der Vorsitz und die Geschäftsführung im Landesfachbeirat Psychiatrie obliegen dem für 
Gesundheit zuständigen Ministerium. 
 
(4) Der Landesfachbeirat Psychiatrie gibt sich eine Geschäftsordnung. 
 
(5) Das für Gesundheit zuständige Ministerium erstellt einen Landespsychiatrieplan. Der Lan-
despsychiatrieplan enthält die Rahmenplanung für die Sicherung und Weiterentwicklung der 
Hilfeangebote für die Personen nach § 1 Absatz 1 Nummer 1. Bei der Erstellung des Landes-
psychiatrieplans wird das für Gesundheit zuständige Ministerium vom Landesfachbeirat Psy-
chiatrie beraten. Der Landespsychiatrieplan wird nach Bedarf fortgeschrieben. Das für Ge-
sundheit zuständige Ministerium prüft jeweils spätestens nach fünf Jahren, ob eine Fortschrei-
bung erforderlich ist. 
 

§ 31 
Meldepflichten, Berichterstattung 

 
(1) Das Krankenhaus nach § 12 Absatz 1 erfasst alle dort durchgeführten Zwangsmaßnahmen 
nach diesem Gesetz und meldet diese jährlich anonymisiert oder pseudonymisiert der Auf-
sichtsbehörde. Näheres über Art, Umfang und Zeitpunkt der Daten und deren Übermittlung 
wird durch das für Gesundheit zuständige Ministerium bestimmt. Meldepflichtige Maßnahmen 
gemäß Satz 1 sind 
 
1. Unterbringungen nach § 10, 
2. sofortige Unterbringungen nach § 13, 
3. Zwangsbehandlungen nach § 17 und 
4. besondere Sicherungsmaßnahmen nach § 18. 
 
(2) Zwangsbehandlungen nach § 17 Absatz 4 Satz 5 sind daneben halbjährlich der Aufsichts-
behörde zu melden. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
(3) Das für Gesundheit zuständige Ministerium berichtet dem Landtag alle zwei Jahre über 
Rahmendaten der Unterbringung nach den Absätzen 1 und 2. 
 

§ 32 
Einschränkung von Grundrechten 

 
Auf Grund dieses Gesetzes können die Grundrechte auf Leben, körperliche Unversehrtheit 
und Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 und 2 des Grundgesetzes), das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht (Artikel 2 Absatz 1 des Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 
1 des Grundgesetzes), das Elternrecht (Artikel 6 Absatz 3 des Grundgesetzes), das Brief-, 
Post- und Fernmeldegeheimnis (Artikel 10 Absatz 1 des Grundgesetzes), die Freizügigkeit 
(Artikel 11 des Grundgesetzes) sowie die Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) eingeschränkt werden. 
 
 
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2377&vd_back=N590&sg=0&menu=0
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§ 33 
Datenschutz 

 
(1) Personenbezogene Daten besonderer Kategorien, insbesondere Gesundheitsdaten, dür-
fen verarbeitet werden, wenn dies zur Erfüllung der Aufgaben nach diesem Gesetz unbedingt 
erforderlich ist, einschließlich der erforderlichen Dokumentation, verwaltungsmäßigen Abwick-
lung der Behandlung, der Abrechnung aller die Behandlung betreffenden Maßnahmen und 
insbesondere dem Austausch und der Zusammenarbeit zwischen den Sozialpsychiatrischen 
Diensten, den Gemeindepsychiatrischen Verbünden und den Krankenhäusern nach § 12 Ab-
satz 1 sowie mit anderen zu beteiligenden Personen und Einrichtungen. 
 
(2) Patientendaten dürfen daneben im erforderlichen Umfang durch das Krankenhaus nach 
§ 12 Absatz 1 verarbeitet werden 
 
1. zur Qualitätssicherung in Bezug auf die Unterbringung, 
2. zur Erkennung, Verhütung und Bekämpfung von Krankenhausinfektionen,  
3. zur Wahrnehmung von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, zur Rechnungsprüfung, zu Or-

ganisationsuntersuchungen, zur Prüfung und Wartung von automatisierten Verfahren der 
Datenverarbeitung und 

4. zur Ausbildung, Fortbildung und Weiterbildung von Ärzten und von Angehörigen anderer 
Berufe des Gesundheitswesens in dem Krankenhaus, 

 
soweit diese Zwecke nicht mit anonymisierten oder pseudonymisierten Daten erreicht werden 
können und nicht überwiegende schutzwürdige Interessen des Betroffenen entgegenstehen. 
 
(3) Eine Übermittlung von Patientendaten an Dritte ist nur zulässig, soweit dies zur Erfüllung 
einer gesetzlichen Pflicht, der das Krankenhaus nach § 12 Absatz 1 oder der Empfänger der 
Daten unterliegt, erforderlich ist oder wenn die betroffene Person oder ihr gesetzlicher Vertre-
ter schriftlich eingewilligt hat. § 9 Absatz 5 des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244, ber. S. 278 und S. 404) in der jeweils geltenden Fassung gilt 
entsprechend. Werden die Daten an eine nicht-öffentliche Stelle übermittelt, ist diese auf den 
Ausschluss der zweckändernden Weiterverarbeitung hinzuweisen. 
 
(4) Im Übrigen gelten die allgemeinen datenschutzrechtlichen Bestimmungen, soweit dieses 
Gesetz nichts Abweichendes bestimmt. 
 

§ 34 
Belastungsausgleich, Verordnungsermächtigung 

 
(1) Für die wesentlichen Belastungen, die den Kreisen und kreisfreien Städten als Träger der 
Hilfen für die Durchführung der ihnen durch § 6 Absatz 1 übertragenen Aufgaben entstehen, 
gewährt das Land einen finanziellen Ausgleich nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 und des 
Konnexitätsausführungsgesetzes vom 22. Juni 2004 (GV. NRW. S. 360), das zuletzt durch 
Artikel 12 des Gesetzes vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1346) geändert worden ist.  
 
(2) Der Belastungsausgleich gemäß Absatz 1 wird als Pauschale geleistet. Ab dem Jahr 2027 
beträgt sie jährlich 6 274 977,45 Euro. 
 
(3) Die Auszahlung dieses Ausgleichbetrags erfolgt jährlich zum 1. Juni. 
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(4) Die Verteilung des jährlichen Ausgleichsbetrags auf die Kreise und kreisfreien Städte er-
folgt gestaffelt in Abhängigkeit der Einwohnerzahl. Demnach erhalten Kreise und kreisfreie 
Städte  
 
1. mit 900.000 und mehr Einwohnerinnen und Einwohnern 252 260,40 Euro,  
2. mit 600.000 bis unter 900.000 Einwohnerinnen und Einwohnern189 195,30 Euro, 
3. mit 300.000 bis unter 600.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 126 130,20 Euro und  
4. unter 300.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 94 597,65 Euro. 
 
Maßgeblich hierfür ist die Einwohnerzahl zum Stichtag 31. Dezember 2024 aus der Statistik 
von IT.NRW „Bevölkerung nach Gemeinden“. 
 
(5) Das für Gesundheit zuständige Ministerium führt auf gemeinsames Bitten der kommunalen 
Spitzenverbände, spätestens jedoch vor Ablauf von fünf Jahren eine Überprüfung nach § 4 
Absatz 5 des Konnexitätsausführungsgesetzes durch. Bei der Überprüfung der Kostenfolge-
abschätzung sind alle mit dem Gesetz zur Neufassung eines Gesetzes über Hilfen und Schutz-
maßnahmen bei psychischen Erkrankungen und zur Änderung weiterer Gesetze vom [einset-
zen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes] neu übertragenen und veränderten 
Aufgaben der Gemeinden und Gemeindeverbände zu berücksichtigen. 
 
(6) Das für Gesundheit zuständige Ministerium wird ermächtigt im Einvernehmen mit dem für 
Kommunales zuständigem Ministerium, dem für Finanzen zuständigen Ministerium und dem 
für kommunale Selbstverwaltung zuständigen Ausschuss des Landtags, Anpassungen des 
Belastungsausgleiches in den Absätzen 1 bis 4 bei tatsächlichen oder rechtlichen Änderun-
gen, die zu einer erheblichen Änderung des Vollzugs führen, sowie in den Fällen des § 4 des 
Konnexitätsausführungsgesetzes durch Rechtsverordnung festzusetzen. Die kommunalen 
Spitzenverbände sind in entsprechender Anwendung des § 7 des Konnexitätsausführungsge-
setzes zu beteiligen. 
 

§ 35 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt das Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten 
vom 17. Dezember 1999 (GV. NRW. S. 662), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 
10. Juni 2025 (GV. NRW. S. 530) geändert worden ist, außer Kraft. 
 
(2) § 6 tritt am 1. Januar 2027 in Kraft. Die Träger der Hilfen halten spätestens nach Ablauf 
von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gemäß Absatz 1 Satz 1 einen 
Gemeindepsychiatrischen Verbund vor. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
Artikel 2 

Änderung des Krankenhausgestaltungs-
gesetzes des Landes Nordrhein-Westfa-

len 
 
Das Krankenhausgestaltungsgesetz des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 11. De-
zember 2007 (GV. NRW. S. 702, ber. 2008 
S. 157), das zuletzt durch Artikel 18 des Ge-
setzes vom 10. Juni 2025 (GV. NRW. S. 530) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. In § 2 Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe 

„Krankheiten (PsychKG) vom 17. De-
zember 1999 (GV. NRW. S. 662)“ durch 
die Angabe „Erkrankungen vom [einset-
zen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle 
dieses Gesetzes]“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
Krankenhausgestaltungsgesetz des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (KHGG NRW) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 2 
Krankenhausleistungen 

 
(1) Das Krankenhaus ist verpflichtet, ent-
sprechend seiner Aufgabenstellung nach 
den durch Bescheid gemäß § 16 getroffenen 
Feststellungen im Krankenhausplan alle, die 
seine Leistungen benötigen, nach Art und 
Schwere der Erkrankungen zu versorgen. 
Notfallpatientinnen und -patienten haben 
Vorrang. Dazu ist ein qualifiziertes und stan-
dardisiertes Ersteinschätzungsverfahren 
einzusetzen. Die stationäre psychiatrische 
Versorgung schließt die Pflichtversorgung 
nach dem Gesetz über Hilfen und Schutz-
maßnahmen bei psychischen Krankheiten 
(PsychKG) vom 17. Dezember 1999 (GV. 
NRW. S. 662) in der jeweils geltenden Fas-
sung ein. Ausnahmen von der psychiatri-
schen Pflichtversorgung bestimmt das zu-
ständige Ministerium auf Antrag des Kran-
kenhausträgers. Zu den Krankenhausleis-
tungen nach Satz 1 zählen auch die festge-
stellten stationären Angebote der besonde-
ren Therapierichtungen und die aktive Mit-
wirkung bei der Organspende. 
 
(2) Das Krankenhaus kann gegen ein min-
destens kostendeckendes Entgelt gesondert 
berechenbare Leistungen (Wahlleistungen) 
erbringen, soweit dadurch die Gewährung 
der allgemeinen Krankenhausleistungen 
nicht beeinträchtigt wird. Besondere Verpfle-
gung, besondere Unterbringung und der Ab-
schluss eines gesonderten ärztlichen 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1999-s662
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1999-s662
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2. Nach § 5 Absatz 4 wird folgender Absatz 

4a eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Behandlungsvertrages dürfen nicht vonei-
nander abhängig gemacht werden. 
 

§ 5 
Patientenfürsprecherin oder Patienten-
fürsprecher, Sozialer Dienst, Patienten-

beratung, Patientenseelsorge 
 
(1) Der Krankenhausträger bestellt jeweils 
für jedes Krankenhaus eine unabhängige 
Patientenfürsprecherin oder einen unabhän-
gigen Patientenfürsprecher sowie eine Stell-
vertreterin oder einen Stellvertreter. Die Pa-
tientenfürsprecherin oder der Patientenfür-
sprecher soll mit allgemein anerkannten Ein-
richtungen der Gesundheitsvorsorge und 
des Patientenschutzes sowie der Selbsthilfe 
eng zusammenarbeiten. Beschäftigte des 
Krankenhausträgers oder Mitglieder seiner 
Organe können nicht bestellt werden. 
 
(2) Bei dem Amt der Patientenfürsprecherin 
oder des Patientenfürsprechers handelt es 
sich um ein Ehrenamt. Der jeweilige Kran-
kenhausträger soll der Patientenfürspreche-
rin oder dem Patientenfürsprecher eine an-
gemessene Fort- und Weiterbildung ermög-
lichen. 
 
(3) Die Patientenfürsprecherin oder der Pati-
entenfürsprecher vertritt die Interessen der 
Patientin oder des Patienten gegenüber dem 
Krankenhaus im Rahmen dieses Gesetzes. 
Sie oder er prüft Anregungen, Bitten und Be-
schwerden der Patientinnen und Patienten 
und wird grundsätzlich nur auf ausdrückli-
chen Wunsch der Patientin oder des Patien-
ten tätig. Sie oder er kann sich mit schriftli-
chem Einverständnis der Patientin oder des 
Patienten unmittelbar an die Krankenhaus-
leitung, den Krankenhausträger und sonstige 
zuständige Institutionen oder Behörden wen-
den. Die datenschutzrechtlichen Vorschriften 
bleiben unberührt. Tatsachen, die unter eine 
gesetzliche oder vertragliche Schweige-
pflicht fallen, darf die Patientenfürsprecherin 
oder der Patientenfürsprecher nur offenba-
ren, soweit eine entsprechende Entbindung 
von der Schweigepflicht vorliegt. 
 
(4) Die Patientenfürsprecherin oder der Pati-
entenfürsprecher wird vom Krankenhaus in 
ihrer oder seiner Arbeit unterstützt. Zur 
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„(4a) Die Patientenfürsprecherin oder 
der Patientenfürsprecher hat bei der 
Vertretung von Interessen von Patientin-
nen und Patienten, die nach dem Ge-
setz über Hilfen und Schutzmaßnahmen 
bei psychischen Erkrankungen unterge-
bracht sind, die Befugnis, Unterbrin-
gungs- und Behandlungsräume des 
Krankenhauses zu begehen und bei Be-
anstandungen auf eine Änderung hinzu-
wirken. Schwerwiegende Mängel teilt 
sie der Aufsichtsbehörde unverzüglich 
mit.“ 
 

 

Ausübung sind ihr oder ihm insbesondere 
geeignete Räumlichkeiten zur Verfügung zu 
stellen. Das Krankenhaus teilt den Namen 
und die Anschrift der Patientenfürsprecherin 
oder des Patientenfürsprechers der Kran-
kenhausaufsichtsbehörde mit. Es stellt si-
cher, dass die Patientinnen und Patienten 
frühzeitig über den Namen, die dienstliche 
Anschrift, die Sprechstundenzeit und den 
Aufgabenbereich der Patientenfürspreche-
rinnen und Patientenfürsprecher in geeigne-
ter Weise informiert werden. Hierzu ist den 
Patientinnen und Patienten insbesondere 
entsprechendes Informationsmaterial bereit-
zustellen. Der unmittelbare Zugang zur Pati-
entenfürsprecherin oder zum Patientenfür-
sprecher muss gesichert sein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Das Krankenhaus hat einen sozialen 
Dienst sicherzustellen und die Patientinnen 
und Patienten darüber zu informieren. Der 
soziale Dienst hat die Aufgabe, die Patientin-
nen und Patienten in sozialen Fragen zu be-
raten und Hilfen nach den Sozialgesetzbü-
chern zu vermitteln. § 39 Absatz 1a des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 
Krankenversicherung - (Artikel 1 des Geset-
zes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 
2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 11. Juli 2021 (BGBl. I S. 2754) 
geändert worden ist, bleibt unberührt. 
(6) Die Patientinnen und Patienten haben ein 
Recht auf seelsorgerische Betreuung im 
Krankenhaus. 
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Artikel 3 
Änderung des Gesetzes über den öffent-

lichen Gesundheitsdienst des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 14 Absatz 2 des Gesetzes über den öf-
fentlichen Gesundheitsdienst des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 10. Juni 2025 
(GV. NRW. S. 530), das durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 10. Juli 2025 (GV. NRW. 
S. 633) geändert worden ist, wird die Angabe 
„Krankheiten vom 17. Dezember 1999 
(GV. NRW. S. 662)“ durch die Angabe „Er-
krankungen vom [einsetzen: Ausfertigungs-
datum und Fundstelle dieses Gesetzes]“ er-
setzt. 
 

  
Gesetz über den öffentlichen Gesund-

heitsdienst des Landes Nordrhein-West-
falen (ÖGDG NRW) 

 
§ 14 

Sozialpsychiatrischer Dienst 
 
(1) Die untere Gesundheitsbehörde hält für 
die Hilfen für Menschen mit psychischen Be-
einträchtigungen, Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen sowie für Menschen mit 
Abhängigkeitserkrankungen und deren An-
gehörige einen Sozialpsychiatrischen Dienst 
vor und bietet Betroffenen und Angehörigen 
Beratung an. Es wird empfohlen, dass der 
Sozialpsychiatrische Dienst dabei eng mit 
den Gemeindepsychiatrischen Verbünden 
zusammenarbeitet. 
 
(2) Soweit der Anwendungsbereich des Ge-
setzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen 
bei psychischen Krankheiten vom 17. De-
zember 1999 (GV. NRW. S. 662) in der je-
weils geltenden Fassung eröffnet ist, geht es 
diesem Gesetz vor. 
 

Artikel 4 
Änderung des Strafrechtsbezogenen Un-

terbringungsgesetzes NRW 
 
 
 
 
 
 
In § 52 Absatz 1 Satz 1 des Strafrechtsbezo-
genen Unterbringungsgesetzes NRW vom 
17. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1494), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
18. Dezember 2025 (GV. NRW. 2026 S. 2) 
geändert worden ist, wird die Angabe 
„Krankheiten vom 17. Dezember 1999 (GV. 
NRW. S. 662)“ durch die Angabe „Erkran-
kungen vom [einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle dieses Gesetzes]“ ersetzt. 
 

  
Gesetz zur Durchführung strafrechtsbe-
zogener Unterbringungen in einem psy-

chiatrischen Krankenhaus und einer Ent-
ziehungsanstalt in Nordrhein-Westfalen 
(Strafrechtsbezogenes Unterbringungs-

gesetz NRW - StrUG NRW) 

 
 

§ 52 
Besuchskommissionen 

 
(1) Die Besuchskommissionen nach dem 
Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen 
bei psychischen Krankheiten vom 17. De-
zember 1999 (GV. NRW. S. 662) in der je-
weils geltenden Fassung sind auch für die 
Einrichtungen zur Durchführung von Unter-
bringungen nach diesem Gesetz zuständig. 
Das für die Durchführung strafrechtsbezoge-
ner Unterbringungen in einem psychiatri-
schen Krankenhaus und einer Entziehungs-
anstalt zuständige Ministerium wird 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=22350&vd_back=N633&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=22350&vd_back=N633&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1999-s662
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1999-s662
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ermächtigt, die Einzelheiten nach Anhörung 
des zuständigen Landtagsausschusses 
durch Rechtsverordnung zu regeln. 
 
(2) Die Besuche des Europäischen Aus-
schusses zur Verhütung von Folter und un-
menschlicher oder erniedrigender Behand-
lung oder Strafe, des Unterausschusses der 
Vereinten Nationen zur Prävention von Fol-
ter sowie der Nationalen Stelle sind von den 
unteren staatlichen Maßregelvollzugsbehör-
den und deren Einrichtungen entsprechend 
der für diese Besuche geltenden rechtlichen 
Bestimmungen zu ermöglichen. 
 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

 
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Ab-
satzes 2 am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.  
 
(2) Artikel 1 § 6 tritt am 1. Januar 2027 in 
Kraft. 
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Begründung 
 
A Allgemeiner Teil  
 
Ein neues Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten ist im We-
sentlichen aus folgenden Gründen erforderlich: 
 
1. Berücksichtigung der Ergebnisse von 5 Arbeitsgruppen zur Anpassung des 

PsychKG 

In den Jahren 2021/2022 fand ein umfassender Beteiligungsprozess des Ministeriums für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen unter Einbeziehung des Lan-
desfachbeirates Psychiatrie statt, um notwendige Anpassungsbedarfe des PsychKG heraus-
zuarbeiten, die aus dessen praktischer Umsetzung ersichtlich wurden. Dazu wurden insge-
samt fünf Arbeitsgruppen zu folgenden Themen gegründet: 

 
1. Vor- und nachsorgende Hilfen, 
2. zwangsweise Unterbringung, 
3. Zwangsbehandlung und Zwangsmaßnahmen, 
4. Besuchskommission und Betreuungsrecht, 
5. Konzepte zur Stärkung der sektorenübergreifenden Versorgung mit Blick auf den Kran-

kenhausplan. 
 

Im Ergebnis ergaben sich insbesondere Änderungsvorschläge im Bereich 
 

− der Gemeindepsychiatrie, 

− der vor- und nachsorgenden Hilfen einschließlich des Entlassmanagements der Kliniken 
und 

− der Arbeit der Besuchskommission.  
 
Auch die Notwendigkeit der Schaffung einer rechtlichen Grundlage für Krisendienste wurde 
gefordert.  

 
2. Die Gewalttaten von Menschen mit psychischen Auffälligkeiten (Umsetzung von 

GMK- und IMK-Beschlüssen) 

In den letzten Monaten gab es u.a. in Mannheim, Magdeburg, Hamburg und Aschaffenburg 
Gewalttaten von Menschen mit psychischen Auffälligkeiten.  

Die Innenministerkonferenz und die Gesundheitsministerkonferenz haben deshalb im Januar 
bzw. Juni 2025 Beschlüsse mit dem Ziel gefasst (Sonder-IMK vom 27.01.2025, S. 2, IMK-
Beschlüsse von Juni 2025, TOP 83, S. 77, GMK-Beschluss von Juni 2025, TOP 12.1), dass  
 

− eine bundesweite Vernetzung der Erkenntnisse zwischen Sicherheits-, Gesundheits- und 
ggf. Ausländerbehörden sichergestellt werden muss, 

− den Sicherheitsbehörden die für sie relevanten Informationen der Gesundheitsbehörden 
zugänglich gemacht werden müssen, 

− auf Grundlage der bei einer der beteiligten Behörden vorliegenden relevanten Hinweise 
zu psychisch bedingten Risikopotentialen eine gemeinsame Risikobewertung unter Ein-
beziehung aller Erkenntnisse der Gesundheits-, Sicherheits- und ggf. auch Ausländer- 
oder Justizbehörden erfolgen und bei einem identifizierten Gefährdungspotential ein ge-
meinsames integriertes Fallmanagement einsetzen muss, 
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− das Risiko entsprechender Taten für die Zukunft weitestmöglich von allen Stellen zu re-
duzieren ist,  

− im Anschluss an eine geschlossene Unterbringung die verbindliche Überprüfung der Me-
dikamenteneinnahme als rechtliche Verpflichtung eingeführt wird und Patienten bei der 
Entlassung die Auflage erhalten, ihre Medikamente täglich unter Aufsicht einzunehmen, 

− dafür erforderliche Maßnahmen zur Gefahrenabwehr eingeleitet werden sollen und  

− die Psychisch-Kranken-Gesetze der Länder dahingehend überprüft und erforderlichen-
falls angepasst bzw. erweitert werden sollen. 

 
Dazu werden nun die Vernetzung und der Datenaustausch zwischen Sicherheits-, Ausländer- 
und Gesundheitsbehörden sowie psychiatrischen Kliniken verbessert. 

 
3. Umsetzung des Oberziels „Entbürokratisierung“ aus dem NRW-Koalitionsvertrag 

Entbürokratisierung im Sinne einer Entlastung ist ein Querschnitts-Ziel der NRW-Landesregie-
rung (NRW-Koalitionsvertrag, 2022, S. 18 f.), das bei allen Maßnahmen und dabei auch bei 
einer Neufassung des PsychKG zu prüfen und zu berücksichtigen ist: 
 
1. Dokumentationspflichten 
2. Berichtswesen 
3. Befristungswesen 
4. Streichung von deklaratorischen Regelungen 

Dazu werden nun folgende Maßnahmen durchgeführt: 
 
1. Reduzierung von Dokumentationspflichten von monatlich auf halbjährlich (§ 18 Absatz 6 

PsychKG alte Fassung (a. F.); § 31 Absatz 2). 
2. Wegfall Berichtspflicht nach § 39 PsychKG a. F. 
3. Verschlankung der Regelungen zu den Sozialpsychiatrischen Diensten, um den individu-

ellen Bedarfen des einzelnen Sachverhalts nachzukommen (§ 9 PsychKG a. F.; § 8). 

4. Die bisherigen Regelungen zur Beschwerdestelle werden entfernt (§ 24 PsychKG a. F.), 
da sie bereits im § 5 KHGG geregelt sind. 

5. Die bisherigen Vorschriften zum persönlichen Besitz, Schriftverkehr, zu Besuchen, Tele-
fongesprächen und Telekommunikation (§§ 19, 21, 22 PsychKG a. F.) werden zu einer 
Vorschrift zusammengefasst und inhaltlich auf das Wesentliche gekürzt (§ 19). 

6. Die bislang vorgesehenen Schriftformerfordernisse (§ 14 Absatz 1, § 16 Absatz 2, § 17 
Absatz 1 PsychKG a. F.) werden durch die einfache Textform ersetzt (§§ 13 Absatz 2, 14 
Absatz 2 und 15 Absatz 1). 

 
4. Festgestellte redaktionelle und klarstellende Anpassungsbedarfe im Rahmen der 

PsychKG-Aufsicht 

Im Rahmen der PsychKG-Aufsicht wurden redaktionelle und klarstellende Anpassungsbedarfe 
in folgenden Bereichen ermittelt: 
 
1. Heilung und Behandlung als Ziel der Unterbringung (§ 1) 
2. Belastungserprobung und Beurlaubung (§ 20) 
3. Aussetzung der Unterbringung (§ 21) 
4. Klarstellende Regelung zur Kostentragung der Unterbringung (§ 28) 
5. Erweiterung des Katalogs der möglichen Grundrechtseinschränkungen (§ 32) 
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5. Änderung der Aufsicht über die unterbringenden Krankenhäuser 

Bisher obliegt den Bezirksregierungen bei PsychKG-Unterbringungen gegenüber den psychi-
atrischen Krankenhäusern lediglich eine Rechtsaufsicht (§ 10a Absatz 3 Satz 1 PsychKG a. 
F.). Dies ist im Bereich der Gefahrenabwehr unüblich; hier ist grundsätzlich nach dem Ord-
nungsbehördengesetz eine Fachaufsicht vorgesehen. Die psychiatrischen Krankenhäuser 
werden bei den Unterbringungen beliehen und nehmen in diesem Rahmen massive Grund-
rechtseingriffe vor. Eine Fachaufsicht ist daher auch zur Sicherstellung einer landesweit ein-
heitlichen verfassungskonformen Aufgabenwahrnehmung erforderlich. Dementsprechend 
üben alle anderen Länder (außer Baden-Württemberg) im Bereich der Unterbringungen eine 
Fachaufsicht aus. 
 
B Besonderer Teil 
 
Zu Artikel 1 
 
Zu § 1 Anwendungsbereich 
 
Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 1 PsychKG a. F.  
 
In der psychiatrischen Versorgung sind in den letzten Jahrzehnten wertvolle Errungenschaften 
von Selbstbestimmung, Enttabuisierung und Entdiskriminierung von Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen gelungen. Gleichwohl braucht es auch eines verantwortungsbewussten 
Handelns mit einem gezielten und ganzheitlichen Ansatz zur Verhinderung von Straftaten, die 
das Leben, die Sicherheit und die Gesundheit von Bürgerinnen und Bürgern bedrohen. Vor 
diesem Hintergrund wird neben dem bisher im PsychKG geregelten Schutz und der Fürsorge 
von Menschen mit psychischen Erkrankungen in Absatz 2 Nummer 2 der Schutz der Allge-
meinheit als wesentliches Ziel verankert, wie er auch an mehreren Stellen im Ordnungsrecht 
bereits verankert ist. Unter den „Schutz bedeutender Rechtsgüter anderer“ fallen besonders 
schützenswerte Rechtsgüter einzelner Personen oder Gruppen, bspw. Rechte, Eigentum oder 
Interessen. Der „Schutz der Allgemeinheit“ bezieht sich auf das Gemeinwohl und die Interes-
sen der Bevölkerung als Ganzes, also das kollektive Wohl sowie die kollektive Sicherheit und 
Ordnung aller Menschen. Die Aufnahme führt nicht zu einer Aufgabenerweiterung bei den Hil-
fen, Schutzmaßnahmen und der Unterbringung. 
 
Es wird in Absatz 3 neu geregelt, dass die Nichtanwendung für bestimmte Personen unbe-
schadet von § 29 Absatz 2 Nummer 3 gilt und das PsychKG nicht für Personen gilt, die nach 
§ 67a Strafgesetzbuch von einem psychiatrischen Krankenhaus in den Vollzug einer anderen 
Maßregel überwiesen werden. Die Möglichkeit der Überprüfung von Belangen von Personen, 
die zivilrechtlich untergebracht sind, wird mit dem PsychKG neu eingeführt (§ 29 Absatz 2 
Nummer 3), weshalb eine entsprechende Klarstellung in diesem erforderlich ist. 
 
Zu § 2 Grundsatz 
 
Die Regelungen in § 2 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 entsprechen im Wesentlichen 
dem bisherigen § 2 Absatz 1 PsychKG a. F.  
 
Der Verweis auf die Beachtung der Patientenverfügung im § 2 Absatz 2 Satz 1 PsychKG a. F. 
befindet sich nun in Absatz 3. Wirksame Patientenverfügungen sind demnach zu beachten, 
gelten aber nur insoweit die Schutzzwecke für Dritte und die Allgemeinheit nicht betroffen sind. 
Die besonderen Kontextfaktoren im Rahmen der §§ 21 und 22 (Aussetzung der Unterbringung 
und Mitwirkung bei der Aussetzung) sind bei der Anwendung und Auslegung der Patienten-
verfügung besonders zu würdigen. 
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Die Ziele der Maßnahmen nach Absatz 1 sind bei der Auslegung der Vorschriften des 
PsychKG und bei der Ausübung von Ermessen zu beachten; dabei soll sichergestellt werden, 
dass die Ziele möglichst weitgehend verwirklicht werden.  Absatz 1 stellt nun in der Art eines 
Programmsatzes zentral heraus, welche Aufgaben das PsychKG hat. Grundgedanken und 
Leitideen sind dabei die Verwirklichung 
 
- des staatlichen Fürsorgerechts auf Heilung, Behandlung und Unterstützung,  
- des Rechts jedes Menschen auf Selbstbestimmung und  
- der Abwehr von Gefahren für bedeutende Rechtsgüter anderer und für die Allgemeinheit. 

Diese Grundgedanken und Leitideen haben den gleichen Rang. 
 
Die wirksamste Prävention gegen Gewalttaten durch Menschen mit psychischen Erkrankun-
gen mit Neigung zu fremdgefährdendem Verhalten ist eine bedarfsgerechte Behandlung. Un-
terbringungen im Rahmen des PsychKG sind in der Regel nur von kurzer Dauer, da das 
PsychKG bisher vorrangig auf die Beseitigung der Gefährdung durch die erkrankten Personen 
abstellt. Das Ziel der Unterbringung wird nun erstmals klar definiert und dahingehend ausge-
staltet, dass die Heilung und Behandlung aber auch das In-Behandlung-bringen der unterge-
brachten Person im Vordergrund steht. Die Kliniken haben daher neben der Diagnose einen 
Therapieplan zu erstellen. Diese neue Schwerpunktsetzung soll auch einen Beitrag dazu leis-
ten, dass die bisherige Entwicklung der steigenden Anzahl an mehrfach untergebrachten Per-
sonen entgegengewirkt wird und ein Beitrag gegen eine Chronifizierung und den Drehtüreffekt 
geleistet wird (von 2017 bis 2021 ist die Anzahl der mehrfach untergebrachten Personen von 
2.760 auf 3.987 (+ 44 %) jährlich gestiegen). 
 
Mit dem neuen Absatz 2 Satz 1 wird die Handlungsempfehlung der Expertenkommission „Her-
ausforderndes Verhalten und Gewaltschutz in Einrichtungen der Behindertenhilfe“ von De-
zember 2021 aufgegriffen (Seite 188) und klargestellt, dass geeignete Maßnahmen zum 
Schutz der Betroffenen vor jeder Form der Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch zu treffen 
sind. 
 
Zu § 3 Vorsorgende und nachsorgende Hilfen 
 
Die vorsorgenden und nachsorgenden Hilfen wurden in der alten Fassung in getrennten Ab-
schnitten und Paragraphen geregelt. Inhalte der bisherigen Abschnitte III – Vorsorgende Hil-
fen – und V – Nachsorgende Hilfen – werden nun in den §§ 3 bis 9 zusammengefasst und 
konkretisiert. Dem Vorrang ambulanter Hilfen vor einer stationären Unterbringung wird damit 
nicht nur inhaltlich, sondern auch durch den Aufbau des neuen PsychKG Rechnung getragen. 
 
In § 3 werden sowohl das Ziel der Hilfen als auch klarstellend in Absatz 2 deren grundsätzliche 
Inhalte dargestellt, wobei es sich nicht um inhaltliche Neuerungen handelt, da die Inhalte be-
reits an verschiedenen Stellen dieses Gesetzes sowie im ÖGDG NRW als Kernaufgaben des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes normiert sind. Bei der Durchführung von Einzelfallkonferen-
zen nach Absatz 2 Nummer 2 kann der Sozialpsychiatrische Dienst künftig auf die Unterstüt-
zung der Koordinierungsstelle des Gemeindepsychiatrischen Verbundes nach § 6 zurückgrei-
fen. 
 
Der Regelungsinhalt des Absatzes 3 entspricht § 27 PsychKG a. F. Intention der Neufassung 
ist u.a. die Stärkung des Instruments der Aussetzung der Unterbringung (§ 21). Hierdurch 
kommt es voraussichtlich zu einem quantitativen Anstieg bei der Überwachung der Auflagen 
im Rahmen der Aussetzung der Unterbringungen durch die Sozialpsychiatrischen Dienste. Die 
Stärkung des Instruments der Aussetzung der Unterbringung soll langfristig den 
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Mehrfachunterbringungen und damit auch einem erhöhtem Arbeitsaufkommen entgegenwir-
ken. Inhaltlich erfolgt die Überwachung wie bislang in Zusammenarbeit mit der niedergelasse-
nen Ärzteschaft (§ 22 Absatz 3). Mengenmäßig ergeben sich keine Änderungen, die die Auf-
gabenwahrnehmung durch die Sozialpsychiatrischen Dienste wesentlich berühren. Die Rege-
lung entfaltet somit keine Konnexitätsrelevanz (§ 2 Absatz 4 S. 2 Konnexitätsausführungsge-
setz – KonnexAG). 
 
Zu § 4 Durchführung der Hilfen 
 
Die in § 8 PsychKG a. F. im Detail konkretisierten Vorgaben zur Durchführung der Hilfen wer-
den in § 4 im Hinblick auf das Bedürfnis der Kommunen nach mehr Freiraum in der konkreten 
Gestaltung einerseits als auch auf das für eine Organisation von Hilfen erforderliche passge-
naue Informationsmanagement zwischen den an den Übergängen zwischen stationärer und 
ambulanter Versorgung beteiligten Akteuren andererseits angepasst. 
 
Dazu gehört die Erweiterung der Gestaltungsmöglichkeiten der Kommunen bei der Durchfüh-
rung der Hilfen nach diesem Gesetz. In der Praxis hat sich gezeigt, dass die Kommunen in die 
Lage versetzt werden müssen, ihren Aufgaben nach diesem Gesetz auch unter sich verän-
dernden Rahmenbedingungen (Fachkräftemangel, Arbeitsverdichtung) nachzukommen. 
Sprechstunden sollen unter der Leitung einer auf dem Gebiet der Psychiatrie weitergebildeten 
Ärztin oder eines auf dem Gebiet der Psychiatrie weitergebildeten Arztes oder einer Psycho-
therapeutin oder eines Psychotherapeuten durchgeführt werden. Der Begriff der Psychothe-
rapeutinnen und Psychotherapeuten im Sinne dieses Gesetz umfasst die Personengruppe, 
die gemäß § 1 Psychotherapeutengesetz zur Führung dieser Berufsbezeichnung befugt ist. 
Dazu zählen auch nach altem Recht approbierte Psychotherapeutinnen und -therapeuten. Bei 
komplett fehlender ärztlicher Kompetenz können im Bedarfsfall auch Kooperationsvereinba-
rungen mit psychiatrischen Institutsambulanzen in Erwägung gezogen werden. 
 
Hausbesuche dürfen nun auch an entsprechend qualifizierte Beschäftigte delegiert werden. 
Auf eine nähere Bestimmung der Qualifikation wird bewusst verzichtet. Es kann sich um Be-
schäftigte beispielsweise mit sozialarbeiterischer Ausbildung und entsprechender Berufserfah-
rung handeln, die in der Einzelfallbetreuung eingesetzt sind. Ebenso sind qualifizierte Pflege-
fachpersonen mit psychiatrischer Expertise darunter zu fassen. 
 
Das Erstellen eines guten und nachhaltigen Hilfekonzepts für betroffene Personen durch den 
Träger der Hilfen beinhaltet die rechtzeitige Kontaktaufnahme mit allen Akteuren, die an der 
(Weiter-) Behandlung, Betreuung oder Versorgung der betroffenen Personen beteiligt sind. Je 
mehr Informationen weitergegeben werden dürfen, desto effektiver kann die Nachsorge ge-
staltet werden. Unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen wird zur 
Sicherstellung der Behandlungskontinuität in Absatz 3 neu konkretisiert, dass die nachsorgen-
den Hilfen in enger Zusammenarbeit mit der Entlassplanung nach § 24 und dem Entlassma-
nagement nach SGB V der Krankenhäuser erfolgen sollen. Bei der Planung der nachsorgen-
den Hilfen ist die Mitwirkung der betroffenen Person zu ermöglichen, um die Nachhaltigkeit 
der Maßnahmen zu erhöhen und die Therapieadhärenz zu stärken. Dabei ist – soweit möglich 
– die betroffene Person auch über die Folgen einer Unterbrechung der notwendigen ärztlichen 
oder psychotherapeutischen Behandlung aufzuklären. Bei der Erbringung nachsorgender Hil-
fen kann nicht über den Willen der betroffenen Person hinweg gehandelt werden. 
 
Insbesondere für eine gelingende Nachsorge nach Entlassung aus dem Krankenhaus müssen 
den Sozialpsychiatrischen Diensten die für die Organisation einer bedarfsgerechten An-
schlussversorgung erforderlichen Informationen vorliegen. Bislang haben die Sozialpsychiat-
rischen Dienste lediglich eine allgemeine Entlassungsmitteilung seitens der Krankenhäuser 
erhalten. Mit der Neuregelung in Absatz 4 soll die Übermittlung aller relevanten Informationen 
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durch die Kliniken an den Träger der Hilfen sichergestellt werden, damit dieser seinen gesetz-
lichen Aufgaben zielgerichtet nachkommen und die darüber hinaus relevanten Akteure des 
Versorgungssystems so früh wie möglich in den Prozess einbinden kann. 
 
Wenn zur rechtmäßigen Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 4 die Übermittlung von Gesund-
heitsdaten an den Sozialpsychiatrischen Dienst erforderlich ist, ist die Übermittlung nach Arti-
kel 6 und 9 Absatz 2 Buchstaben h und i DSGVO sowie § 3 DSG NRW zulässig. 
 
Bereits jetzt obliegt den unteren Gesundheitsbehörden nach § 28 PsychKG die Koordinierung 
der nachsorgenden Hilfen in enger Zusammenarbeit mit den sozialen Diensten der Kranken-
häuser sowie Institutsambulanzen nach § 118 SGB V. § 4 entfaltet demnach keine den Vollzug 
prägende besondere Anforderung an die Aufgabenerfüllung der Kommunen im Sinne des § 2 
Absatz 4 KonnexAG. Vielmehr wird durch die Vorgaben in § 4 die Arbeit und damit der Vollzug 
der Aufgabe für die Kommunen erleichtert. So dürfen Hausbesuche nun auch an entsprechend 
qualifizierte Beschäftigte delegiert werden. Auf eine nähere Bestimmung der Qualifikation wird 
bewusst verzichtet.  
 
Zu § 5 Zusammenarbeit 
 
In § 5 wird geregelt, dass zur Unterstützung und Ergänzung der Maßnahmen der Sozialpsy-
chiatrischen Dienste diese mit den unterschiedlichsten Einrichtungen des gemeindepsychiat-
rischen Hilfesystems (Absatz 1) sowie mit einschlägigen weiteren kommunalen Behörden (Ab-
satz 2) zusammenarbeiten sollen. Die Zusammenarbeit bezieht sich dabei insgesamt sowohl 
auf das Generieren von Hilfen durch die Akteure des Gesundheits- und Sozialwesens als auch 
auf die allgemeine Zusammenarbeit mit anderen kommunalen Behörden, die im Rahmen ei-
nes Einzelfalls tangiert sein können.  
 
Absatz 1 sieht vor, dass wie bisher in enger Kooperation für die Betroffenen Bedarfe ermittelt, 
passgenaue Hilfen erarbeitet und zur Verfügung gestellt werden sollen. Die Regelung ent-
spricht im Wesentlichen § 6 PsychKG a. F. Die beispielhafte Auflistung der seitens der Sozi-
alpsychiatrischen Dienste für eine an den Bedürfnissen des Einzelfalls orientierte Zusammen-
arbeit im Rahmen der durchzuführenden Hilfen zu beachtenden Akteure wird durch die expli-
zite Erwähnung von forensischen Kliniken sowie Einrichtungen der Eingliederungs- und Woh-
nungslosenhilfe ergänzt. Damit soll sichergestellt werden, dass die Sozialpsychiatrischen 
Dienste insbesondere auch rechtskreisübergreifend mit allen relevanten Akteuren zusammen-
arbeiten. Unter die Begrifflichkeit der weiteren Akteurinnen und Akteure ist darüber hinaus 
beispielsweise unter anderem die Pflege zu fassen. Der Sozialpsychiatrische Dienst kann bei 
dieser Aufgabe zukünftig auf die in § 6 beschriebenen Gemeindepsychiatrischen Verbünde 
und deren Vor- und Zuarbeit im Bereich Vernetzung und Koordinierung zugreifen. 
 
Die Zusammenarbeit mit Einrichtungen der Eingliederungs- und Wohnungslosenhilfe sowie 
der örtlichen Ordnungsbehörden ist schon jetzt gelebte Praxis. Die Benennung in § 5 dient 
lediglich der Präzisierung und entspricht der bisherigen Anwendungspraxis. 
 
Die Zusammenarbeit mit den örtlichen Ordnungsbehörden, der Kreispolizeibehörde, der Un-
terbringungseinrichtungen für Geflüchtete sowie der Ausländerbehörden und der Zentralen 
Ausländerbehörde wird separat in Absatz 2 geregelt. Bei diesen Behörden und Einrichtungen 
handelt es zwar nicht um klassische Akteure des Gesundheits- und Sozialwesens. Die ge-
nannten Behörden sind jedoch häufig mit den gleichen Einzelfällen befasst wie die Sozialpsy-
chiatrischen Dienste, wenn es sich z. B. um Menschen mit psychischen Erkrankungen handelt, 
die im öffentlichen Raum durch gewaltbereites Verhalten auffallen. Eine enge rechtskreis- und 
behördenübergreifende Abstimmung und Zusammenarbeit auf kommunaler Ebene sind hier 
daher gewünscht. Dabei geht es sowohl um geeignete Hilfen zum Schutz der erkrankten 
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Menschen als auch um die Prüfung von möglichen erforderlichen Maßnahmen zum Schutz 
der Allgemeinheit. 
 
Bisher besteht nur in Einzelfällen bereits eine Zusammenarbeit mit den Kreispolizeibehörden 
und den Unterbringungseinrichtungen für Geflüchtete. Wo dies noch nicht der Fall ist, kann 
demnach ein Mehraufwand für die Kommunen entstehen. Dieser Mehraufwand stellt allerdings 
lediglich eine mengenmäßige Änderung dar, die die Aufgabenwahrnehmung nicht wesentlich 
berührt. 
 
Explizit soll die Zusammenarbeit im gemeindepsychiatrischen Verbund auch für diejenigen 
Patientinnen und Patienten gelten, die aus dem Maßregelvollzug entlassen werden. Das 
StrUG NRW sieht vor, dass bei der Vorbereitung der Entlassung forensisch untergebrachter 
Patientinnen und Patienten eine Zusammenarbeit mit den gemeindepsychiatrischen Angebo-
ten unerlässlich ist. Dieser Aspekt wird nun entsprechend im PsychKG aufgegriffen. 
 
Zu § 6 Gemeindepsychiatrische Verbünde 
 
Die Kenntnisse der verschiedenen Akteure und Angebote im gemeindenahen Hilfesystem ist 
Grundvoraussetzung sowohl für eine Koordinierung und Mobilisierung von Einzelfallhilfen als 
auch für eine sinnvolle Hilfeplanung auf kommunaler Ebene.  
 
Mit dem neuen § 6 werden die Kommunen verpflichtet, einen Gemeindepsychiatrischen Ver-
bund vorzuhalten oder Dritte mit der Wahrnehmung dieser bislang freiwilligen Aufgabe zu be-
auftragen. Durch die verbindliche Vernetzung und Kooperation aller an der regionalen Versor-
gung beteiligten Hilfeangebote im gemeindepsychiatrischen Verbund und der damit verbun-
denen gemeinsamen Verantwortungsübernahme soll das Ziel einer individuellen, bedarfsge-
rechten Versorgung auch von Menschen mit schweren psychischen Erkrankungen am Woh-
nort oder in der Region in möglichst vielen Fällen erreicht werden. Insbesondere Menschen 
mit komplexen, langfristigen und multimorbiden Erkrankungsbildern in Kombination mit multip-
len sozialen Problemlagen wie unsicheren Wohnverhältnissen/Wohnungslosigkeit, unsiche-
rem Aufenthaltsstatus und/oder auffälligem Verhalten im öffentlichen Raum können durch ein-
dimensionale (Behandlungs-) Maßnahmen in den Regelsystemen kaum erreicht werden. Mo-
dellhafte Erprobungen von gemeindepsychiatrischen Verbünden, unter anderem durch ent-
sprechende zeitlich begrenzte Förderprogramme zum Auf- und Ausbau von gemeindepsychi-
atrischen Verbünden, haben gezeigt, dass durch eine verbindliche Kooperation von Öffentli-
chem Gesundheitsdienst, rechtskreisübergreifenden Leitungsträgern, Leistungsanbietern und 
weiteren relevanten Akteuren insbesondere mittels strukturierter Einzelfallkonferenzen auch 
für schwierige Fälle tragfähige Versorgungslösungen im gemeindenahen Raum gefunden wer-
den können, die auch den Sicherheitsbedürfnissen der Allgemeinheit Rechnung tragen.  
 
Der Auf- und Ausbau verbindlicher Verbünde sowie die kontinuierliche Vernetzung, Koopera-
tion und Organisation zum Beispiel von runden Tischen kann in dieser intensiven Form nicht 
zusätzlich zu den bereits bestehenden Aufgaben durch die Sozialpsychiatrischen Dienste ge-
leistet werden. § 6 Absatz 1 sieht daher neu vor, dass Gemeindepsychiatrische Verbünde als 
verpflichtende Kooperationsstrukturen durch die unteren Gesundheitsbehörden zu bilden sind. 
 
Die Aufgabe der Koordinierungsstelle umfasst den Aufbau oder die Weiterentwicklung eines 
Gemeindepsychiatrischen Verbundes in enger Zusammenarbeit mit der kommunalen Psychi-
atriekoordination unter Berücksichtigung bereits vorhandener lokaler Strukturen. Dazu gehö-
ren u. a. die rechtskreisübergreifende Gewinnung von neuen Verbundpartnern, die Erarbei-
tung und Abstimmung von Kooperationsvereinbarungen mit den Akteuren im GPV, die Vertre-
tung des GPVs in kommunalen Gremien sowie die Unterstützung des Sozialpsychiatrischen 
Dienstes bei Beratungskonferenzen für komplexe Fallkonstellationen. Durch die Verpflichtung 
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zur Zusammenarbeit mit den Psychiatriekoordinatoren in Absatz 2 und die Unterstützung der 
Sozialpsychiatrischen Dienste in Absatz 3 wird der Aufbau von Doppelstrukturen verhindert 
und eine optimale Vernetzung auf örtlicher Ebene sichergestellt. 
 
Kommunen, die bisher keine Struktur eines Gemeindepsychiatrischen Verbundes aufweisen, 
müssen spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die entsprechenden 
Strukturen vorhalten. Die Aufwände, die für den Aufbau der Gemeindepsychiatrischen Ver-
bünde entstehen, sind in den Belastungsausgleichs-Pauschalen enthalten, insbesondere die 
Sach- und Gemeinkosten nach Nr. 3 des Richtwerte-Erlasses 2026. 
 
Zu § 7 Krisendienste 
 
Psychosoziale Krisendienste können entscheidend zur Verbesserung der im vorigen Abschnitt 
beschriebenen gemeindepsychiatrischen Versorgungsstrukturen beitragen. Mit dem neu ein-
gefügten § 7 wird daher explizit auf die Möglichkeit aufmerksam gemacht, auf kommunaler 
Ebene psychosoziale Krisendienste als freiwillige Leistung vorzuhalten.  
 
Der Betrieb dieser kann auch an freie Träger übertragen werden. Mit der Einrichtung eines 
Krisendienstes soll insbesondere eine Lücke außerhalb der Öffnungszeiten des Sozialpsychi-
atrischen Dienstes sowie der ambulanten psychiatrischen, psychotherapeutischen und psy-
chosozialen Versorgung geschlossen werden. Zudem eröffnen Krisendienste auch einen nied-
rigschwelligen Zugang zu Hilfeangeboten bei Menschen, die bisher nicht mit dem psychiatri-
schen Versorgungssystem in Berührung gekommen sind. 
 
Zu § 8 Schutzmaßnahmen 
 
Nach § 8 kann der Sozialpsychiatrische Dienst geeignete Maßnahmen (Kontaktaufnahme, 
ärztliche Untersuchung, Unterbreitung von Hilfeangeboten) ergreifen, um abklären zu können, 
ob eine vermutete akute Fremd- oder Eigengefährdung tatsächlich vorliegt und, falls dies der 
Fall ist, dieser entgegenzuwirken. 
 
Der bisherige § 9 PsychKG a. F. zur Regelung der Arbeit sowie Maßnahmen der unteren Ge-
sundheitsbehörde im Rahmen der vorsorgenden Hilfen nach dem Gesetz wird mit § 8 gänzlich 
neu strukturiert. Dadurch soll der unteren Gesundheitsbehörde in Bezug auf die Art und Weise 
der Kontaktaufnahme mehr Flexibilität in ihrer Arbeit eingeräumt werden, um auf die individu-
ellen Bedürfnisse der betroffenen Personen adäquat reagieren und die jeweils passenden und 
notwendigen Schritte einleiten zu können. Die bisherigen Vorgaben, einschließlich der Vorga-
ben zur zeitlichen Reihenfolge, waren zu eng gefasst und bedurften einer Flexibilisierung. 
 
Die Möglichkeiten zur Flexibilisierung gelten, so lange eine Kooperation mit der betroffenen 
Person hergestellt werden kann. Sollte die Kontaktaufnahme scheitern, muss der Sozialpsy-
chiatrische Dienst nach wie vor die Vorführung zur Untersuchung durch die örtliche Ordnungs-
behörde beantragen oder mit dieser einen Hausbesuch durchführen. 
 
Zu § 9 Aufsicht über die Hilfen und Schutzmaßnahmen 
 
Die Aufsicht über die vorsorgenden und nachsorgenden Hilfen sowie die Schutzmaßnahmen 
nach § 8 wird analog zur neuen Systematik, dass ambulante Hilfen und Schutzmaßnahmen in 
einem Block vor dem Unterbringungsteil behandelt werden, neu in § 9 zusammengefasst. Ge-
trennt hiervon wird in § 25 die Aufsicht über die Unterbringung geregelt. 
 
Der Inhalt von § 5 Absatz 1 PsychKG a. F. wird zukünftig in § 3 Absatz 4 Satz 4 geregelt. 
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Wenn zur rechtmäßigen Erfüllung der Aufsichtsaufgaben die Übermittlung von Gesundheits-
daten erforderlich ist, ist die Übermittlung an die Aufsichtsbehörde nach Artikel 6 und 9 Absatz 
2 Buchstaben h und i DSGVO sowie § 3 DSG NRW zulässig. 
 
Zu § 10 Unterbringung 
 
Zu Absatz 1 
 
Zuständig für die Beantragung der Unterbringung ist die örtliche Ordnungsbehörde, in deren 
Zuständigkeitsbereich die Gefährdung besteht. Die in § 12 PsychKG a. F. geregelte Inbeneh-
menssetzung mit dem Sozialpsychiatrischen Dienst fällt im Rahmen der Entbürokratisierung 
weg. Die Informationspflicht an den Sozialpsychiatrischen Dienst bleibt in Absatz 5 bestehen. 
Daneben steht es der Ordnungsbehörde frei, die Einschätzung des Sozialpsychiatrischen 
Dienstes im Rahmen der Antragstellung einzuholen. 
 
Die Anordnung der Unterbringung erfolgt durch richterliche Entscheidung beim zuständigen 
Amtsgericht entsprechend § 313 Absatz 4 FamFG.  
 
Die Definition der „untergebrachten Personen“ dient der Verständlichkeit und Lesbarkeit des 
Gesetzes, insbesondere in Abgrenzung zu den „betroffenen Personen“ (vgl. § 1). Demnach 
sind untergebrachte Personen solche, die nach dem PsychKG in einem entsprechenden Kran-
kenhaus (vgl. § 12) untergebracht werden. 
 
Die Voraussetzungen einer Unterbringung werden abschließend benannt. Inhaltlich entspre-
chen diese dem bisherigen § 11 PsychKG a. F. Es wurde lediglich der Schutz der Allgemein-
heit ergänzt (s. § 1). 
 
Für die Unterbringung gelten die Vorschriften nach dem Dritten Buch Abschnitt 2 des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit (FamFG). 
 
Die psychiatrische Unterbringung von dementen Personen erfolgt in der Regel nur bei akuter 
Selbst- oder Fremdgefährdung und, wenn mildere Mittel nicht ausreichen. 
 
Zu Absatz 2 
 
Die Definition der Gegenwärtigkeit der Gefahr (§ 10 Absatz 1 Nummer 2) entspricht im We-
sentlichen § 11 Absatz 2 PsychKG a. F. Sie wird dahingehend erweitert, dass von einer ge-
genwärtigen Gefährdung auch dann auszugehen ist, wenn gefährdendes Verhalten zwar un-
vorhersehbar, mangels der Einsichtsfähigkeit der betroffenen Personen in ihre psychische Er-
krankung oder ihr gefährdendes Verhalten jedoch jederzeit zu erwarten ist. Bei der Prognose 
der Eintrittswahrscheinlichkeit ist somit insbesondere die Behandlungseinsicht und -bereit-
schaft bzw. die Einsicht und Reflexion des gefährdenden Verhaltens der betroffenen Personen 
zu berücksichtigen. Die Erweiterung des Gegenwärtigkeitsbegriffs dient der präventiven Ge-
fahrenabwehr durch die Vorbeugung von frühzeitigen Entlassungen und Mehrfachunterbrin-
gungen (sogenannter Drehtüreffekt). 
 
Zu Absatz 3 
 
Die Unterbringung nach den Bestimmungen dieses Gesetzes ist nachrangig (vgl. § 1 Ab-
satz 3). Maßnahmen nach diesem Gesetz sind daher ausgeschlossen, wenn andere freiheits-
entziehende Maßnahmen bestehen oder getroffen werden. Anordnungen nach diesem Gesetz 
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sind außer Vollzug zu setzen oder aufzuheben, wenn Maßnahmen nach § 1 Absatz 3 getroffen 
werden. 
 
Zu Absatz 4 
 
Die Regelung entspricht § 12 Satz 2 PsychKG a. F. 
 
Zu Absatz 5 
 
Die Ordnungsbehörden müssen den Sozialpsychiatrischen Dienst unverzüglich über die Be-
antragung, die Unterbringungsart und -dauer, die das Gericht angeordnet hat, und etwaige 
Veränderungen diesbezüglich informieren. Damit erhält dieser frühzeitig die Gelegenheit, mit 
Kliniken in Kontakt zu treten, die Entlassplanung zu begleiten und passgenaue nachsorgende 
Hilfen anzubieten. 
 
Zu Absatz 6 
 
In den Fällen, in denen eine Unterbringung aufgrund von Fremdgefährdung erfolgt und die 
Kreispolizeibehörde bei der Unterbringung beteiligt war, ist im Sinne der Gefahrenabwehr die 
Kreispolizeibehörde zu informieren. Die Information umfasst neben der Angabe zur Identität 
der Person ausschließlich das Datum und die Gesetzesgrundlage des Antrags zur Unterbrin-
gung sowie das Datum des Beginns der Unterbringung und die Benennung des unterbringen-
den Krankenhauses nach § 12 Absatz 1. Gesundheitsdaten sind nicht umfasst. Die Kreispoli-
zeibehörde hat hinsichtlich der Datenspeicherung die Vorgaben des Polizeigesetzes NRW (§§ 
22 ff) zu beachten. 
 
Infolge der Information prüft die Kreispolizeibehörde, ob sie aufgrund der ihr vorliegenden In-
formationen im Rahmen der präventiven Gefahrenabwehr schwerer Gewalttaten im weiteren 
Verfahren einbezogen werden muss. Soweit die Kreispolizeibehörde feststellt, dass ihre Be-
teiligung erforderlich ist, informiert sie die Krankenhäuser dementsprechend, damit die Unter-
richtung i. R. d. §§ 20 Absatz 4 und 23 Absatz 2 sichergestellt werden kann. Der Datenaus-
tausch richtet sich dabei nach § 27 Absatz 2 Nummer 1 PolG NRW. Die Information der Kreis-
polizeibehörden durch die örtliche Ordnungsbehörde stellt lediglich eine geringfügige Ergän-
zung des Arbeitsprozesses der Antragstellung dar. Es handelt sich nicht um eine den Vollzug 
prägende besondere Anforderung an die Aufgabenerfüllung. Die Regelung entfaltet somit 
keine Konnexitätsrelevanz (§ 2 Absatz 4 Satz 1 KonnexAG). 
 
Zu Absatz 7 
 
Die Ordnungsbehörde hat festzustellen, ob untergebrachte Personen in Aufnahmeeinrichtun-
gen oder Gemeinschaftsunterkünften untergebracht sind und die zuständige Einrichtung zu 
ermitteln. Die Ordnungsbehörde informiert die Einrichtung ergänzend zum Sozialpsychiatri-
schen Dienst über die Beantragung, die Unterbringungsart und -dauer, die das Gericht ange-
ordnet hat und etwaige Veränderungen diesbezüglich. Die Regelung dient der Verbesserung 
des Informationsflusses im Falle einer Unterbringung. In Sammelunterkünften teilen sich eine 
größere Anzahl von Personen die Zimmer sowie die übrigen Gemeinschaftsräume. Dabei tref-
fen Menschen unterschiedlicher Herkunft, Kultur, Religion sowie mit unterschiedlichen Flucht- 
und gegebenenfalls Gewalterfahrungen im täglichen Zusammenleben aufeinander. In den Ein-
richtungen für Geflüchtete können demnach psychische Ausnahmezustände einzelner Be-
wohnerinnen und Bewohner erhebliche Auswirkungen auf die Sicherheit und damit auf Leib 
und Leben einer Vielzahl von Personen haben – unabhängig vom Bestehen einer Wohnver-
pflichtung. Die Einrichtung kann somit nur dann geeignete Schutz- und Unterstützungs-
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maßnahmen rechtzeitig ergreifen, wenn sie über eine Unterbringung nach dem PsychKG aller 
in ihrer Einrichtung sich aufhaltenden Geflüchteten informiert wird. 
 
Daneben sind auch die kommunalen Ausländerbehörden oder Zentralen Ausländerbehörden 
zu unterrichten. Hintergrund ist, dass diesen Behörden der jeweilige Aufenthaltsort bekannt 
sein muss, um mögliche weitere Verfahrensschritte innerhalb ihres Zuständigkeitsbereiches – 
insbesondere im Hinblick auf eine bestehende Ausreisepflicht und eine anschließende Rück-
führung – planen und durchführen zu können. Da davon auszugehen ist, dass eine flächende-
ckende behördengreifende Vernetzung der kommunalen Behörden nicht besteht, ist eine aus-
drückliche Regelung zur Informationsweitergabe im PsychKG auch gegenüber diesen Behör-
den erforderlich. 
 
Die Ordnungsbehörden informieren unterbringende Krankenhäuser daneben über eine die zu-
ständige Einrichtung, Ausländerbehörde und zentrale Ausländerbehörde. Hierdurch wird der 
Informationsfluss bei Beendigung oder Unterbrechung der Unterbringung (§ 20 Absatz 4, § 21 
Absatz 4, § 23 Absatz 3) von den Krankenhäusern an die Einrichtungen ermöglicht. 
 
Die antragstellende Ordnungsbehörde hat dabei zu beachten, dass während der Aufenthalts-
dauer von Geflüchteten in den kommunalen Gemeinschaftsunterkünften nicht stets die kon-
krete Anschrift auf dem von der jeweiligen Ausländerbehörde ausgestellten Ausweisdokument 
ausgewiesen ist. Insbesondere auf der Duldung, welche die Geflüchteten nach einem rechts-
kräftig negativ abgeschlossenen Asylverfahren erhalten, ist die Anschrift der kommunalen Un-
terkunft regelmäßig nicht aufgeführt. Zudem verfügen die Geflüchteten in den kommunalen 
Gemeinschaftsunterkünften – anders als in den Landeseinrichtungen – nicht stets über einen 
Bewohnerausweis, aus dem zumindest ersichtlich wäre, dass sich die betroffene Person in 
einer Sammelunterkunft für Geflüchtete aufhält. Infolgedessen hat die antragstellende Ord-
nungsbehörde die erforderlichen Informationen zur Anschrift sowie zur Einordnung der Unter-
kunft als Gemeinschaftsunterkunft bei einer anderen Stelle einholen. Als solche käme insbe-
sondere das Sozialamt der jeweiligen Kommune in Betracht. Dieses hat aufgrund seiner Zu-
ständigkeit für die Asylbewerberleistungen regelmäßig Kenntnis von der Anschrift und der Art 
der konkreten Unterkunft. 
 
Die Information der Krankenhäuser und Ausländerbehörden durch die örtliche Ordnungsbe-
hörde stellt lediglich eine geringfügige Ergänzung des Arbeitsprozesses der Antragstellung 
dar. Es handelt sich nicht um eine den Vollzug prägende besondere Anforderung an die Auf-
gabenerfüllung. Die Regelung entfaltet somit keine Konnexitätsrelevanz (§ 2 Absatz 4 Satz 1 
KonnexAG). 
 
Zu Absatz 8 
 
Die Regelung entspricht § 13 Absatz 2 PsychKG a. F. 
 
Zu § 11 Ziel der Unterbringung 
 
§ 11 legt das Ziel der Unterbringung fest. § 10 Absatz 1 PsychKG a. F. wird dahingehend 
erweitert, dass neben der Behandlung auch die Heilung und Stabilisierung der untergebrach-
ten Person aufgenommen wird. Die wirksamste Prävention gegen Gewalttaten durch Men-
schen mit psychischen Erkrankungen mit Neigung zu selbst- und fremdgefährdendem Verhal-
ten ist eine bedarfsgerechte Behandlung. Der Fokus der Unterbringung soll daher auf die Be-
handlung und das In-Behandlung-bringen der betroffenen Personen ausgerichtet werden. Da-
mit wird eine möglichst langfristig ausgerichtete Behandlungsperspektive aufgegriffen, die im 
Rahmen der Entlassplanung (§ 24) auch über die Unterbringung hinaus geht.  
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Das Ziel der Unterbringung ist bei der Auslegung der Vorschriften zur Unterbringung und bei 
der Ausübung von Ermessen zu beachten; dabei soll sichergestellt werden, dass das Ziel 
möglichst weitgehend verwirklicht wird. 
 
Zu § 12 Unterbringungseinrichtungen, Pflichtversorgung 
 
Zu Absatz 1 
 
Die in § 10 Absatz 2 PsychKG a. F. enthaltene Legaldefinition des Begriffs Krankenhaus im 
Sinne dieses Gesetzes wird unverändert aufgegriffen. Die Zuständigkeit der Krankenhäuser 
ergibt sich aus § 2 in Verbindung mit § 16 KHGG NRW. Die Pflichtversorgung wird von den 
Krankenhäusern auf der Grundlage des Feststellungsbescheides nach § 16 KHGG NRW ent-
sprechend den dort ausgewiesenen Leistungsgruppen und der Versorgungsregion wahrge-
nommen. 
 
Zu Absatz 2 
 
Die Regelung entspricht § 10 Absatz 2 Sätze 3 und 4 PsychKG a. F. 
 
Zu Absatz 3 
 
Bei der Aufgabenwahrnehmung der Krankenhäuser im Rahmen der öffentlich-rechtlichen Un-
terbringung nach diesem Gesetz üben diese hoheitliche Befugnisse aus. Darunter fallen alle 
Eingriffe in die freiheitlichen Grundrechte der untergebrachten Personen, insbesondere die 
Befugnisse und Eingriffe in §§ 10, 17 und 18. Die Beleihung der Krankenhausträger dient der 
Übertragung dieser hoheitlichen Befugnisse. Sie erfolgt im Rahmen der Krankenhausplanung 
durch Verwaltungsakt, nämlich dem Feststellungsbescheid nach § 16 KHGG. Bescheid ertei-
lende Behörde ist dabei die jeweils regional zuständige Bezirksregierung, die ebenfalls Auf-
sichtsbehörde im Sinne dieses Gesetzes ist. 
 
Im Rahmen der Krankenhausplanung werden auch die erforderlichen Qualitätsvorgaben für 
die Ausübung der Pflichtversorgung geprüft. Die Regelungsinhalte des § 10a Absatz 1 Sätze 4 
und 5 fallen daher weg. Die Krankenhäuser sind verpflichtet, die Unterbringungen nach diesem 
Gesetz innerhalb des ihnen zugewiesenen Versorgungsgebietes jederzeit sicherzustellen.  
 
Die Wahrnehmung des Pflichtversorgungsauftrages und der damit einhergehenden Befug-
nisse liegen im Verantwortungsbereich der ärztlichen Leitung des psychiatrischen Fachkran-
kenhauses oder der psychiatrischen Fachabteilung eines Allgemeinkrankenhauses oder einer 
Hochschulklinik. Der Krankenhausträger überträgt die Verantwortung dementsprechend der 
ärztlichen Leitung des Krankenhauses. 
 
Zu § 13 Sofortige Unterbringung 
 
Zu den Absätzen 1 bis 3 
 
Die Regelungen entsprechen § 14 Absatz 1 PsychKG a. F. Jedoch wird das Schriftformerfor-
dernis des § 14 Absatz 1 Satz 3 PsychKG a. F. als Beitrag zum Bürokratieabbau durch ein 
einfaches Textformerfordernis ersetzt. Die Textform (§ 126b BGB) ist eine gesetzlich aner-
kannte Form für Erklärungen und Rechtsgeschäfte, die keine Unterschrift erfordert, aber lesbar 
und auf einem dauerhaften Datenträger festgehalten sein muss, wodurch die Person des Er-
klärenden genannt ist. Diese Form wurde zur Vereinfachung und Modernisierung des Rechts-
verkehrs eingeführt, um den Anforderungen der elektronischen Kommunikation gerecht zu 
werden, und dient als Alternative zur strengeren Schriftform. 
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Zu Absatz 4 
 
Die Regelung entspricht § 14 Absatz 2 Sätze 1 und 2 PsychKG a. F. 
 
Zu Absatz 5 
 
Voraussetzung für die sofortige Unterbringung ist nach Absatz 1 Gefahr im Verzug. Im Rah-
men ihrer Eilfallkompetenz nach § 1 Absatz 1 Satz 3 PolG NRW kann die Polizei daher die 
sofortige Unterbringung eigenständig vornehmen, soweit ein Zuwarten auf das Eintreffen der 
örtlichen Ordnungsbehörde die Effektivität der Gefahrenabwehr beeinträchtigt. Davon umfasst 
ist auch die Hinzuziehung des ärztlichen Fachverstandes zur Vornahme des geforderten Zeug-
nisses und die Antragstellung bei Gericht. Die Regelung dient der Klarstellung der Handlungs-
befugnisse und -erfordernisse der Polizei und der Ergänzung der damit verbundenen Informa-
tionspflicht an den Sozialpsychiatrischen Dienst.  
 
Sobald ein Handeln der originär zuständigen örtlichen Ordnungsbehörde wieder möglich ist, 
übernimmt sie die weitere Bearbeitung. Die Kreispolizeibehörde übergibt das Verfahren samt 
der erforderlichen Aktenlage dementsprechend an die zuständige örtliche Ordnungsbehörde. 
 
Zu Absatz 6 
 
Die in § 14 Absatz 2 Satz 3 PsychKG a. F. geregelte gerichtliche Entscheidungsfrist wird hier 
klarer gefasst. Die sofortige Unterbringung dauert demnach bis zur Entscheidung des Gerich-
tes. Diese Entscheidung hat grundsätzlich bis zum Ablauf des nächsten Tages zur erfolgen, 
ansonsten sind betroffene Personen zu entlassen. Diese Regelung orientiert sich an den ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben aus Artikel 104 Absatz 2 Satz 3 GG. Für die sofortige Unter-
bringung durch die örtliche Ordnungsbehörde ist ein ärztliches Zeugnis über einen entspre-
chenden Befund erforderlich (§ 13 Absatz 1). 
 
Wenn vor Ablauf der verfassungsrechtlichen Frist aus Artikel 104 Absatz 2 Satz 3 GG eine 
richterliche Entscheidung ergeht, kann die Freiheitsentziehung nunmehr um einen weiteren 
Tag verlängert werden, wenn dies zur Sachverhaltsermittlung erforderlich ist. Dies kann bei-
spielsweise zur eindeutigen Einschätzung der psychischen Erkrankung, des Gefahrenpotenti-
als oder der Kausalität der psychischen Erkrankung und des Gefahrenpotentials erforderlich 
sein. Der Zeitrahmen zur Entscheidungsfindung wird hierdurch verdoppelt, denn betroffene 
Personen befinden sich im Rahmen der sofortigen Unterbringung häufig in besonderen Erre-
gungszuständen, sind beispielsweise bewusstlos oder intoxikiert. Nicht immer können diese 
Zustände innerhalb eines Tages aufgelöst werden. Mitunter ist eine eindeutige Einschätzung 
der psychischen Erkrankung, des Gefahrenpotentials oder der Kausalität dazwischen in der 
bisher vorgesehenen Frist zur Prognose nicht abschließend möglich. Den Krankenhäusern 
und Gerichten wird durch die gerichtliche Möglichkeit der Verlängerung der Entscheidungsfrist 
mehr Zeit für eine möglichst klare Sachverhaltseinschätzung gegeben. Eine optionale Verlän-
gerung um einen weiteren Tag ist ausreichend, um eine medizinische Einschätzung und rich-
terliche Entscheidung im Einzelfall zu treffen. Hierbei geht es alleine um die Einschätzung 
dazu, ob eine Selbst- und/oder Fremdgefährdung sowie eine psychische Krankheit nach die-
sem Gesetz vorliegt. Eine umfassende Differentialdiagnostik und Therapieempfehlung muss 
innerhalb dieses Zeitraums nicht erfolgen. Seitens der Gerichte ist der nötige Austausch mit 
den Krankenhäusern vorzunehmen und eine möglichst frühzeitige Entscheidung anzustreben, 
um die Dauer der sofortigen Unterbringung so kurz wie möglich und verhältnismäßig zu ge-
stalten. Die Formulierung orientiert sich an den richterlichen Entscheidungsmöglichkeiten nach 
§ 38 Absatz 1 Nummer 3 i. V. m. Absatz 2 PolG NRW. Ob ein entsprechender Fall für eine 
Verlängerung zur Sachverhaltsermittlung gegeben ist, dass keine eindeutige Einschätzung 
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vorliegt und ein weiterer Tag für die eindeutige Einschätzung erforderlich ist, ist vor Ablauf der 
verfassungsrechtlichen Frist aus Artikel 104 Absatz 2 Satz 3 GG durch eine richterliche Ent-
scheidung anzuordnen. Ansonsten ist die Person nach Ablauf der verfassungsrechtlichen Frist 
aus Artikel 104 Absatz 2 Satz 3 GG zu entlassen. 
 
§ 23 Absatz 4 findet keine Anwendung, da die sofortige Unterbringung nicht – wie in § 23 Ab-
satz 4 vorgesehen – einer gerichtlich angeordneten Unterbringungszeit unterliegt. Es handelt 
sich vielmehr um eine noch nicht gerichtlich geprüfte Unterbringung durch die örtliche Ord-
nungsbehörden im Sinne des Artikel 104 Absatz 2 Satz 2 GG. 
 
Das Recht der örtlichen Ordnungsbehörde, ihren gerichtlichen Antrag auf Unterbringung zu-
rückzunehmen, wenn nach ihrer Ansicht die Unterbringungsvoraussetzungen nicht mehr vor-
liegen, bleibt hiervon unberührt. 
 
Die Entlassung bei Ablauf der Entscheidungsfrist erfolgt durch die ärztliche Leitung des Kran-
kenhauses nach § 12 Absatz 1. 
 
Zu § 14 Stellung der untergebrachten Person 
 
Zu den Absätzen 1 bis 3 
 
Die Regelungen entsprechen § 16 Absätze 1 bis 3 PsychKG a. F. Jedoch wird das Schriftfor-
merfordernis des § 16 Absatz 2 Satz 1 PsychKG a. F. als Beitrag zum Bürokratieabbau durch 
ein einfaches Textformerfordernis (§ 126b BGB) ersetzt. 
 
Zu Absatz 4 
 
Die Regelung modernisiert § 24 Absatz 1 Satz 1 PsychKG a. F. Anstelle der Bekanntgabe von 
Anschrift, Aufgabenbereich und Sprechstundenzeiten der Beschwerdestelle erfolgt nunmehr 
die Mitteilung der Erreichbarkeiten der Patientenfürsprecherinnen und Patientenfürsprecher 
nach § 5 Absatz 1 KHGG NRW. Dabei wird nunmehr eine frühzeitige Mitteilung an die unter-
gebrachten Personen erfolgen. Aufgrund der mit der Unterbringung einhergehenden weitge-
henden Grundrechtseingriffe kommt den Patientenfürsprecherinnen und Patientenfürspre-
chern als erste Anlaufstelle für Beschwerden der untergebrachten Personen eine besondere 
Rolle zu. Die untergebrachten Personen müssen daher frühzeitig über die Erreichbarkeiten 
informiert werden. 
 
Die Regelungen und Befugnisse der Beschwerdestellen (§ 24 PsychKG a. F.) und Patienten-
fürsprecherin oder Patientenfürsprecher nach § 5 Absatz 1 KHGG NRW entsprechen einan-
der. Um Redundanzen sowie Verwirrung aufgrund der uneinheitlichen Begriffsbestimmung zu 
vermeiden, geht § 24 PsychKG a. F. in § 5 KHGG NRW auf. Der Regelungsinhalt des § 24 
Absatz 3 Sätze 1 und 3 PsychKG a. F. wird ergänzend in § 5 Absatz 4a KHGG NRW verscho-
ben (siehe Artikel 2 Nummer 2). 
 
Zu § 15 Aufnahme, Eingangsuntersuchung und Erforderlichkeit der weiteren Unterbrin-

gung 
 
Der § 15 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 17 PsychKG a. F. Jedoch wird das 
Schriftformerfordernis des § 17 Absatz 1 Satz 1 PsychKG a. F. als Beitrag zum Bürokratieab-
bau durch ein einfaches Textformerfordernis (§ 126b BGB) ersetzt.  
 
In Absatz 2 werden die Verfahrensbevollmächtigten zukünftig unter die rechtliche Vertretung 
subsummiert und nicht mehr gesondert aufgeführt. 
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Zu Absatz 3 
 
Der Begriff „sofort“ im Zusammenhang mit der Durchführung der Eingangsuntersuchung nach 
Aufnahme der Betroffenen wird durch „unverzüglich“ im Sinne des § 121 Absatz 1 Satz 1 BGB 
ersetzt. Untersuchungen können aufgrund des Zustandes der untergebrachten Personen nicht 
immer sofort erfolgen. Beispielsweise können besondere Erregungszustände oder Intoxikation 
dazu führen, dass sofortige Untersuchungen unmöglich sind oder bereits erkennbar ergebnis-
los verlaufen werden. Die Aufnahmeuntersuchung soll daher den Umständen entsprechend 
unverzüglich erfolgen.  
 
Zu Absatz 4 
 
Der Abschluss und die Förderung von Behandlungsvereinbarungen sowie die Niederlegung 
des Willens in Patientenverfügungen ist aus § 2 Grundsatz in den § 15 integriert worden. Hier-
durch soll deren zeitlichem und inhaltlichem Zusammenhang mit der Eingangsuntersuchung 
Rechnung getragen werden. 
 
Zu § 16 Behandlung 
 
Der § 16 beinhaltet nunmehr allein die Behandlung mit Einwilligung der Betroffenen. Hierin 
entspricht der § 16 im Wesentlichen dem bisherigen § 18 PsychKG a. F. Eine Behandlung von 
Betroffenen, die nicht einwilligungsfähig sind, ist fortan im § 17 geregelt. 
 
Zu Absatz 1 
 
Aufgenommen wurde die Berücksichtigung der Langzeitanamnese der betroffenen Person. 
Eine Langzeit-Anamnese ist die systematische Erhebung und Dokumentation der Krankenge-
schichte eines Patienten über einen längeren Zeitraum. Sie umfasst nicht nur die aktuellen 
Beschwerden, sondern auch frühere Erkrankungen, Lebensumstände, familiäre Vorbelastun-
gen und andere relevante Informationen, die für die Diagnose und Behandlung wichtig sein 
könnten. Hierdurch soll die umfassende Betrachtung der betroffenen Person und ihrer Lebens-
situation vor dem Hintergrund bisheriger Erkrankungen und Behandlungen betont werden und 
der Einbezug bisheriger Erkrankungs- sowie Behandlungsverläufe für die Abwägung perspek-
tivisch langfristiger Behandlungsoptionen auch im Rahmen der Entlassplanung in den Vorder-
grund gerückt werden. Die Berücksichtigung der Langzeitanamnese ist dahingehend be-
schränkt, dass das Krankenhaus die Beschaffung selbiger nur mit zumutbarem Aufwand be-
treiben muss. So ist es in akuten Situationen und/oder bei Patientinnen und Patienten, welche 
die Behandlung ablehnen, häufig nicht möglich, eine ausführliche Langzeitanamnese zu erhe-
ben. 
 
Der bisherige § 18 Absatz 1 Satz 3 PsychKG a. F. fällt weg, da sein Regelungsinhalt sich 
bereits aus den regulären Vertretungsrechten ergibt. 
 
Zu Absatz 2 
 
Hinsichtlich der Erstellung eines individuellen Behandlungsplans wurde ergänzt, dass diese 
nach Abschluss der Anamnese zu erfolgen hat. Entsprechend wurde eine Erstellung „unver-
züglich“ nach Aufnahme begrifflich durch „zeitnah“ ersetzt. Hierdurch soll die Bedeutung der 
Anamnese für die Erstellung eines fundierten Behandlungsplans hervorgehoben und somit 
dessen Ziel, zu einer langfristigen Verbesserung der Lebensqualität der Betroffenen beizutra-
gen, in den Vordergrund gerückt werden. 
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Der Begriff „Kinder und Jugendliche“ wird durch „Minderjährige“ ersetzt und der Einbezug der 
Personensorgeberechtigten in den Behandlungsplan aufgrund dessen Relevanz explizit be-
nannt.  
 
Zu § 17 Behandlung ohne Einwilligung 
 
§ 17 enthält die Regelungsinhalte des § 18 a. F. zur Zwangsbehandlung. 
 
Zu Absatz 1 
 
Der Regelungsinhalt von Absatz 1 entspricht neben redaktionellen Änderungen § 18 Absatz 3 
und 4 sowie Absatz 5 Sätze 1 und 2 PsychKG a. F. Dabei wurden die Regelungsinhalte da-
hingehend umgestellt, dass die Voraussetzungen einer Zwangsbehandlung nunmehr aufge-
listet angeordnet sind. § 18 Absatz 5 Satz 1 Nummer 5 PsychKG a. F. findet sich dabei neu 
formuliert unter Nummer 6 Buchstabe b. Die Neuanordnung erleichtert die Les- und Anwend-
barkeit der komplexen Voraussetzungen der Zwangsbehandlung. 
 
Zu Absatz 2 
 
Entspricht neben redaktionellen Änderungen dem Regelungsinhalt von § 18 Absatz 5 Satz 3 
PsychKG a. F. 
 
Der Zusatz zur Übernahme im Rahmen der Vertretung ist redundant und wurde daher gestri-
chen. Grundsätzlich gilt, dass bei Verhinderung der ärztlichen Leitung deren Vertretung tätig 
wird.  
 
Zu Absatz 3 
 
Entspricht neben redaktionellen Änderungen dem Regelungsinhalt von § 18 Absatz 5 Satz 4 
PsychKG a. F. Nach wie vor sind Zwangsbehandlungen an den aktuellen medizinischen Leit-
linien orientiert durchzuführen. 
 
Zu Absatz 4 
 
Entspricht neben redaktionellen Änderungen dem Regelungsinhalt von § 18 Absatz 6 Sätze 1 
bis 5 PsychKG a. F. Die monatliche Meldepflicht nach § 18 Absatz 6 Satz 6 PsychKG a. F. 
wurde in § 31 Absatz 2 verschoben und im Rahmen der Entbürokratisierung zu einer halbjähr-
lichen Meldung abgeändert. 
 
Der Zusatz zur Übernahme im Rahmen der Vertretung ist redundant und wurde daher gestri-
chen. Grundsätzlich gilt, dass bei Verhinderung der ärztlichen Leitung deren Vertretung tätig 
wird. 
 
Zu Absatz 5 
 
Entspricht neben redaktionellen Änderungen dem Regelungsinhalt von § 18 Absatz 7 Satz 1 
PsychKG a. F. Der Verweis auf das Vorliegen der weiteren Voraussetzungen zur Zwangsbe-
handlung in Form des § 18 Absatz 7 Satz 2 PsychKG a. F. ist durch die Abspaltung der Rege-
lungen zur Behandlung von den Regelungen zur Zwangsbehandlung hinfällig. Der Regelungs-
inhalt gilt – ebenso wie der des Absatzes 4 – zusätzlich zu denen der vorhergehenden Absätze 
1 bis 3. 
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Zu Absatz 6 
 
Entspricht neben redaktionellen Änderungen dem Regelungsinhalt von § 18 Absatz 8 
PsychKG a. F. Dabei ist die ergänzende Benennung des Bevollmächtigten weggefallen, da 
sie der rechtlichen Vertretung immanent ist. 
 
Zu Absatz 7 
 
Der Absatz definiert in Abgrenzung zur § 16 Absatz 1 Satz 3 die entsprechende Anwendung 
der Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuches zum Behandlungsvertrag. Die benannten 
Vorschriften sind aufgrund der Voraussetzungen der Zwangsbehandlung und des Zwangscha-
rakters vorliegend nicht anwendbar und werden daher ausgenommen. Darüber hinaus gelten 
die Vorgaben des § 16 Absatz 1 Satz 3 entsprechend. 
 
Zu § 18 Besondere Sicherungsmaßnahmen 
 
Zu Absatz 1 
 
Entspricht neben redaktionellen Änderungen dem Regelungsinhalt von § 20 Absatz 1 
PsychKG a. F. 
 
Zu Absatz 2 
 
Die Sätze 1 sowie 3 bis 6 entsprechen neben redaktionellen Änderungen dem Regelungsinhalt 
von § 20 Absatz 2 PsychKG a. F. 
 
Satz 2 wurde neu eingefügt. Er dient der Anpassung an die Regelungen des Bürgerlichen 
Gesetzbuches. Mit § 1631b Absatz 2 Satz 1 BGB wird die Fixierung von Minderjährigen an die 
vorherige Zustimmung des Gerichts gebunden. Zur Vereinheitlichung wird mit Satz 2 eine ent-
sprechende Regelung getroffen. Er stärkt die Rechte der untergebrachten Minderjährigen und 
erleichtert gleichsam die Umsetzung in den Krankenhäusern, da die untergebrachten Minder-
jährigen unabhängig von ihrer Unterbringungsgrundlage bei gleichen Verfahrensvorgaben fi-
xiert werden. 
 
Zu Absatz 3 
 
Entspricht dem Regelungsinhalt von § 20 Absatz 3 Sätze 1, 3 und 4 PsychKG a. F. zur bes-
seren Les- und Anwendbarkeit wurden die Voraussetzungen zusammengefasst aufgelistet. 
Der Verweis auf Absatz 2 ist weggefallen, da er im Verweis auf Absatz 1 bereits immanent ist. 
 
Zu Absatz 4 
 
Entspricht neben redaktionellen Änderungen dem Regelungsinhalt von § 20 Absatz 3 Satz 2 
PsychKG a. F. 
 
Zu Absatz 5 
 
Entspricht neben redaktionellen Änderungen dem Regelungsinhalt von § 20 Absatz 3 Sätze 5 
und 6 PsychKG a. F. 
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Zu Absatz 6 
 
Mit Satz 1 wird festgelegt, dass Fixierungen grundsätzlich getrennt von anderen Patientinnen 
und Patienten zu erfolgen haben. Bei Fixierungen sind untergebrachte Personen besonders 
vulnerabel und dementsprechend zu schützen. Der Zugang zu fixierten Personen ist daher zu 
limitieren und eine Trennung von Mitpatientinnen und Mitpatienten zwingend erforderlich. Kon-
kret sollen Fixierungen demnach, soweit möglich, in einem gesonderten Raum erfolgen. Mit 
Blick auf die häufig knappen Raumressourcen in den Krankenhäusern und der damit schwie-
rigen Umsetzbarkeit der Fixierung im gesonderten Raum lässt die Vorschrift den Krankenhäu-
sern Spielraum hinsichtlich der Ausgestaltung. So können daher andere Patientinnen und Pa-
tienten aus dem Patientenzimmer gebeten oder als ultima ratio geeignete Raumteiler (bspw. 
Trennwände, Schiebetüren, Paravents) genutzt werden. Letzteres ist allerdings nur möglich, 
wenn die Klinik sicherstellt, dass von weiteren Patientinnen und Patienten im Zimmer keinerlei 
Beeinträchtigung für die fixierte Person ausgeht. 
 
Die Regelungsinhalte der Sätze 2 und 3 entsprechen neben redaktionellen Änderungen § 20 
Absatz 3 Sätze 7 und 8 PsychKG a. F. 
 
Zu Absatz 7 
 
Zur Sicherung der untergebrachten Person selbst oder Dritter kann es im Einzelfall verhältnis-
mäßig sein, die untergebrachte Person räumlich getrennt unterzubringen, ggf. auch in einem 
besonders gesicherten Raum. Eine solche räumliche Trennung stellt einen gravierenden 
Grundrechtseingriff dar. Damit einher geht eine Isolierung der untergebrachten Person. Die 
ohnehin bestehende Freiheitsentziehung wird durch diese Maßnahme erheblich verschärft. 
Die Anordnung einer räumlichen Trennung über einen längeren Zeitraum bedarf wegen des 
Gewichts des Grundrechtseingriffs neben den materiellen Voraussetzungen auch besonderer 
Legitimation. Räumliche Trennungen von mehr als 48 Stunden werden daher, wie auch im 
StrUG, einem richterlichen Entscheidungsvorbehalt unterworfen. 
 
Zu Absatz 8 
 
Entspricht neben redaktionellen Änderungen dem Regelungsinhalt von § 20 Absatz 3 Satz 9 
PsychKG a. F. Dabei ist die ergänzende Benennung des Verfahrensbevollmächtigten wegge-
fallen, da sie der rechtlichen Vertretung immanent ist. 
 
Zu § 19 Persönlicher Besitz und externe Kommunikation 
 
Mit dieser Vorschrift werden die Regelungsinhalte der §§ 19, 21 und 22 PsychKG a. F. zusam-
mengeführt. Zur besseren Les- und Anwendbarkeit wurden dabei Redundanzen entfernt und 
redaktionelle Änderungen vorgenommen. Die ergänzende Benennung des Verfahrensbevoll-
mächtigten ist weggefallen, da sie der rechtlichen Vertretung immanent ist. 
 
Zu § 20 Belastungserprobung und Beurlaubung 
 
Zu den Absätzen 1 bis 3 
 
Die Vorschrift ergänzt die bisherigen Regelungsinhalte des § 25 PsychKG a. F. Von den Be-
urlaubungen werden nunmehr die Belastungserprobungen abgetrennt. Während die Beurlau-
bung nur aus triftigen Gründen, beispielsweise zur Verlegung in eine erforderliche somatische 
stationäre Behandlung, möglich ist, ist die Belastungserprobung Teil der Behandlung im Rah-
men der Unterbringung. In Frage kommen beispielhaft Ausgänge mit oder ohne Aufsicht. 
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Die Gewährung von Beurlaubungen und Belastungserprobungen bis zu einer Dauer von 10 
Tagen erfolgt durch die ärztliche Leitung nach § 12 Absatz 3. Dabei sind Beurlaubungen und 
Belastungserprobungen derart zu gestalten, dass das Krankenhaus seinem Auftrag nach § 12 
Absatz 2 Satz 1 nachkommt. Der Gesundheitszustand der untergebrachten Person und das 
Sicherheitsinteresse der Allgemeinheit sind vor der Gewährung, aber auch während der Beur-
laubung und Belastungserprobung zu prüfen. Die Beurlaubung oder Belastungserprobung ist 
an geeignete Regelvorgaben (Absprachen und Auflagen) zu knüpfen, die zu überwachen sind. 
Belastungserprobungen und Beurlaubungen sind zu widerrufen, einzuschränken oder mit wei-
teren Absprachen zu verknüpfen, wenn der Gesundheitszustand der untergebrachten Person 
sich verschlechtert, Auflagen nicht erfüllt werden oder das Sicherheitsinteresse der Allgemein-
heit dies erfordert. 
 
Mit Absatz 2 Satz 2 wird dem Gericht daneben die Möglichkeit eröffnet, bereits bei Anordnung 
der Unterbringung Beurlaubungen und Belastungserprobungen auszuschließen oder unter 
Vorbehalt des gerichtlichen Einverständnisses zu stellen. Diese Möglichkeit betrifft ausschließ-
lich Unterbringungen aufgrund von fremdgefährdendem Verhalten. Den Gerichten wird eine 
stärkere Kontrollinstanz eingeräumt. Hierdurch sollen Anhaltspunkte die außerhalb des ärztli-
chen Wissens- oder Einschätzungshorizonts liegen, aber Einfluss auf das Gefährdungspoten-
tial der untergebrachten Person haben, durch das Gericht einbezogen werden. Ziel ist dabei 
die Gewährleistung des Schutzes bedeutender Rechtsgüter anderer und der Allgemeinheit. 
 
Zu Absatz 4 
 
Bei Beurlaubungen und Belastungserprobungen von aufgrund von fremdgefährdendem Ver-
halten untergebrachten Personen werden daneben ergänzende Benachrichtigungspflichten 
eingeführt, soweit sie über Nacht andauern. Beurlaubungen und Belastungserprobungen sind 
häufig lediglich stundenweise oder tagsüber vorgesehen. Nicht jede Beurlaubung und Belas-
tungserprobung soll daher eine Meldepflicht auslösen, um den Bürokratie- und Datenaufwand 
zu minimieren. Ausschlaggebend ist vielmehr, dass die untergebrachte Person auch über 
Nacht einen anderen Aufenthaltsort hat. Nur in solchen Fällen müssen die zu informierenden 
Stellen Kenntnis haben; auch um ggf. weitere Maßnahmen zu ergreifen.  
 
Das Krankenhaus soll in diesen Fällen neben dem in § 25 Absatz 1 Satz 2 PsychKG a. F. 
bereits vorgesehenen Sozialpsychiatrischen Dienst auch die veranlassende Ordnungsbe-
hörde, die zuständige Kreispolizeibehörde, die rechtliche Vertretung und bei bestehenden 
Wohnverpflichtungen die zuständigen Einrichtungen informieren. Soweit ausnahmsweise die 
Kreispolizeibehörde die Unterbringung veranlasst hat (§ 13 Absatz 5) ist dennoch die originär 
zuständige örtliche Ordnungsbehörde zu informieren. Inhalt der Meldung ist neben der Angabe 
zur Identität der Person der Zeitraum der vorgesehenen Unterbrechung der Unterbringung. 
Die Regelung dient der Verbesserung des Informationsflusses zwischen den Beteiligten, so-
dass ggf. erforderliche Maßnahmen zur Hilfe und Unterstützung der untergebrachten Person 
oder zur Wahrung der Sicherheitsinteressen anderer und der Allgemeinheit frühzeitig einge-
leitet werden können. 
 
Zu Absatz 5 
 
Soweit Beurlaubungen oder Belastungserprobungen länger als zehn Tage andauern, können 
sie ausschließlich mit Einvernehmen des Gerichts gewährt werden. Die Regelung des Absat-
zes 5 entspricht neben redaktionellen Änderungen § 25 Absatz 1 Satz 2 und 3 a. F. 
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Zu § 21 Aussetzung der Unterbringung 
 
Zu den Absätzen 1 und 3 
 
Der Regelungsinhalt entspricht den benannten Paragraphen des FamFG.  
 
Zu Absatz 2 
 
In der Praxis wird die Aussetzung bislang nur selten angewendet, obwohl sie im Rahmen der 
Gefahrenabwehr deutliche Potentiale birgt. Insbesondere im Rahmen von wiederholtem 
fremdgefährdendem Verhalten, Mehrfachunterbringungen sowie einer wiederkehrenden oder 
andauernden Verweigerungshaltung hinsichtlich einer erforderlichen Medikamentierung oder 
Behandlung, kann die Aussetzung der Unterbringung unter geeigneten Auflagen zu einer lang-
fristigen Stabilisierung der Person beitragen. Die Regelung ist daher geeignet, Drehtüreffekte 
und Mehrfachunterbringungen zu begegnen und die Zuführung in eine ambulante Behandlung 
zu unterstützen bzw. eine Behandlungskontinuität herzustellen.  
 
Zu Absatz 4 
 
Mit der Aussetzung werden dem Krankenhaus die Informationspflichten entsprechend § 23 
Absätze 2 und 3 auferlegt. 
 
Zu § 22 Mitwirkung bei der Aussetzung 
 
Entspricht neben redaktionellen Änderungen grundsätzlich dem Regelungsinhalt von § 29 
PsychKG a. F. Ergänzend wurde jedoch die psychotherapeutische Behandlung analog zur 
ärztlichen Behandlung aufgenommen. 
 
Zu § 23 Beendigung der Unterbringung 
 
Zu Absatz 1 
 
Die Beendigung der Unterbringung erfolgt durch die für die Unterbringung verantwortliche ärzt-
liche Leitung des Krankenhauses. Den Beendigungszeitpunkt bestimmen die Gerichte mittels 
der angeordneten Unterbringungszeit. Sollte die Unterbringung seitens des Gerichts verlän-
gert werden, ist die Unterbringung hingegen fortzuführen. Soweit die Unterbringungsanord-
nung vorzeitig durch das Gericht aufgehoben wird, ist sie hingegen zu beenden. Die Regelung 
führt den Inhalt des § 15 Satz 1 PsychKG a. F. klarstellend weiter aus. 
 
Zu Absatz 2 
 
Die in § 15 Satz 2 PsychKG a. F. bestehenden Informationspflichten des Krankenhauses bei 
Beendigung der Unterbringung werden in Satz 1 übernommen. Bei Unterbringungen aufgrund 
von Fremdgefährdung wird in den Fällen nach § 10 Absatz 6 Satz 2 eine Informationspflicht 
an die Kreispolizeibehörde ergänzt. Die Entlassmitteilung nach § 23 Absatz 2 umfasst neben 
der Angabe zur Identifikation der Person lediglich das Datum der Beendigung der Unterbrin-
gung. Der Polizei soll hierdurch die Möglichkeit gegeben werden, ggf. Maßnahmen im Bereich 
der präventiven Gefahrenabwehr fortzuführen oder aufzunehmen und erforderlichenfalls eine 
Zusammenarbeit mit dem Sozialpsychiatrischen Dienst zu initiieren. Die Regelung dient dem 
Sicherheitsinteresse der Allgemeinheit. Eine Registerführung über alle gemeldeten Personen 
ist hierbei nicht vorgesehen. Die Polizei muss vielmehr jeden Fall individuell auf mögliche 
Handlungserfordernisse prüfen. Die Aufgaben, die die übrigen nach Absatz 2 zu benachrich-
tigenden Stellen mit der Information der bevorstehenden Beendigung der Unterbringung 
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haben, bleiben von den gesetzlichen Polizeiaufgaben unberührt. Diese Stellen sind ebenfalls 
in der Verpflichtung, im Rahmen ihrer Aufgaben gefahrenabwehrende Maßnahmen zu prüfen 
und ggf. zu treffen. 
 
Die Nummern 5 und 6 des § 15 Satz 2 PsychKG a. F. werden unter 6. zusammengefasst. 
 
Satz 2 fängt die Regelung des § 26 PsychKG a. F. auf, der nunmehr wegfällt. Die Informati-
onspflicht über sich anschließende freiwillige Krankenhausaufenthalte wird dabei als Ergän-
zung der Meldungen nach Satz 1 ausgestaltet. Nach der bisherigen Regelung bestand eine 
Informationslücke bei freiwilligen stationären Anschlussbehandlungen, da § 26 PsychKG a. F. 
weder Vorbehandelnde noch Vertrauenspersonen der untergebrachten Personen bedacht hat. 
Diese wurden somit nicht bei jeder Beendigung einer Unterbringung informiert. Die Vertrau-
ensperson ist eine durch die untergebrachte Person explizit benannte Person. Sie wird be-
nannt, damit das Krankenhaus diese im Rahmen der Unterbringung einbezieht. Dies umfasst 
auch die Informationen zur Beendigung der Unterbringung. Auch vorbehandelnde Ärztinnen 
und Ärzte sowie Psychotherapeuten und Psychotherapeutinnen bedürfen einer Information 
zur Beendigung der Unterbringung. Sie sind im Rahmen der Fortführung oder Wiederauf-
nahme einer Behandlung wesentlicher Bestandteil der Entlassplanung und somit frühzeitig zu 
informieren, soweit eine Unterbringung endet oder in einen freiwilligen Aufenthalt mündet. 
 
Zu Absatz 3 
 
Die Krankenhäuser werden durch die Ordnungsbehörden über zuständige Einrichtungen und 
Ausländerbehörden sowie Zentralen Ausländerbehörden informiert (§ 10 Absatz 7). Diese sind 
im Rahmen der Beendigung der Unterbringung ebenfalls zu benachrichtigen. Die Einrichtun-
gen, Ausländerbehörden und Zentralen Ausländerbehörden werden hierdurch befähigt, ihren 
Aufgaben nachzukommen sowie weitere Unterstützungsmöglichkeiten zu prüfen. Bislang be-
steht nur ein eingeschränkter und lückenhafter Informationsfluss, welcher hierdurch beseitigt 
wird.  
 
Die Regelung löst keine qualitativen oder quantitativen Mehraufwände bei den Einrichtungen 
aus. Sie dient vielmehr der Unterstützung der bislang bestehenden Aufgaben und erleichtert 
somit die Aufgabenwahrnehmung bei den Einrichtungen. 
 
Zu Absatz 4 
 
Die Vorschrift entspricht den Regelungsinhalten des § 15 Sätze 3 und 4 PsychKG a. F. Klar-
stellend wird festgelegt, dass die Unterbringung erst nach gerichtlicher Entscheidung beendet 
werden darf. Die Regelung des Satzes 3 greift nicht für sofortige Unterbringungen nach § 13. 
Die sofortige Unterbringung dauert bis zur Entscheidung des Gerichtes (§ 13 Absatz 6).  
 
Zu § 24 Entlassplanung 
 
Mit der Vorschrift werden Vorgaben für eine frühzeitige Entlassplanung durch die Krankenhäu-
ser getroffen. Das bereits nach SGB V bestehende Entlassmanagement der Krankenhäuser 
ist für eine gelingende Weiterbehandlung und Stabilisierung der betroffenen Personen von 
besonderer Bedeutung. Es ist daher in Form eines Nachsorgekonzeptes und unter Anknüp-
fung an den Behandlungsplan nach § 16 Absatz 2 durchzuführen. Eine gelungene Entlasspla-
nung ist geeignet, Drehtüreffekten bzw. Mehrfachunterbringungen durch die Herstellung einer 
nahtlosen Behandlungskontinuität im Übergang zwischen stationärer und ambulanter Versor-
gung vorzubeugen. Die Entlassplanung ist an den individuellen Anforderungen und der Erfor-
derlichkeit im Einzelfall zu orientieren.  
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Die Entlassplanung ist frühzeitig vorzubereiten. Mit den relevanten Akteurinnen und Akteuren 
sind individuelle Hilfen zur Sicherstellung eines funktionierenden Übergangs in die Versorgung 
nach dem Aufenthalt im Krankenhaus zu erarbeiten. Bereits während der klinischen Behand-
lung sollten, wenn möglich, von Seiten der Krankenhäuser Kontakte zwischen untergebrach-
ten Personen und Mitarbeitenden der weiterbetreuenden Institutionen vermittelt werden. Sek-
torenübergreifende Versorgungsmöglichkeiten spielen dabei eine wesentliche Rolle für eine 
gelingende Stabilisierung. 
 
Die Entlassplanung umfasst bei Personen, die aufgrund einer Fremdgefährdung unterge-
bracht wurden, auch ein Risikomanagement. Dabei sind Risiken zu benennen sowie darzu-
stellen, ob und gegebenenfalls mit welchen nachsorgenden Maßnahmen Risikofaktoren durch 
die Behandlung der Anlasserkrankung minimiert bzw. durch Stärkung schützender Faktoren 
kompensiert werden können. 
 
Bei der Entlassplanung sind die untergebrachten Personen oder ihre rechtliche Vertretung 
einzubeziehen. Bei Zustimmung der untergebrachten Personen oder ihrer rechtlichen Vertre-
tung sind daneben auch der Sozialpsychiatrische Dienst, Vorbehandelnde (soweit bekannt 
und ein Einbezug sinnvoll ist) und der Gemeindepsychiatrische Verbund einzubinden. 
 
Der Polizei soll durch die Beteiligung beim Risikomanagement im Fall der Unterbringung nach 
§ 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b und c in den Fällen nach § 10 Absatz 6 Satz 2 
die Möglichkeit gegeben werden, ggf. Maßnahmen im Bereich der präventiven Gefahrenab-
wehr fortzuführen oder aufzunehmen und erforderlichenfalls eine Zusammenarbeit mit dem 
Sozialpsychiatrischen Dienst zu initiieren. Die Regelung dient dem Sicherheitsinteresse der 
Allgemeinheit. Die Beteiligung umfasst dabei sowohl die Information über die Inhalte des Risi-
komanagements als auch eine Einbindung bei der Gestaltung desselben. 
 
Unabhängig von der Zustimmung der untergebrachten Personen oder ihrer rechtlichen Ver-
tretung ist die Entlassplanung des Krankenhauses in jedem Fall mit den vor- und nachsorgen-
den Hilfen des Sozialpsychiatrischen Dienstes zu verknüpfen. Hierbei übermittelt das Kran-
kenhaus die in § 4 Absatz 4 Satz 1 benannten Informationen, so dass der Sozialpsychiatrische 
Dienst in die Lage versetzt wird, bedarfsgerechte Angebote zu vermitteln. 
 
Bislang haben die Sozialpsychiatrischen Dienste lediglich eine allgemeine Entlassungsmittei-
lung seitens der Krankenhäuser erhalten. Mit der Neuregelung in Absatz 4 soll die Übermitt-
lung aller relevanten Informationen durch die Kliniken an den Träger der Hilfen sichergestellt 
werden, damit dieser seinen gesetzlichen Aufgaben zielgerichtet nachkommen und die dar-
über hinaus relevanten Akteure des Versorgungssystems so früh wie möglich in den Prozess 
einbinden kann. Auch das führt zu einer Erleichterung der Aufgabenerfüllung. 
 
Zu § 25 Aufsicht über die Unterbringung 
 
Die Aufsicht über die unterbringenden Krankenhäuser verbleibt entsprechend § 10 Absatz 2 
PsychKG a. F. und § 30 Sätze 1 und 2 PsychKG a. F. bei den örtlich zuständigen Bezirksre-
gierungen. Oberste Aufsichtsbehörde bleibt das für Gesundheit zuständige Ministerium. 
 
Die Vorschrift sieht nunmehr jedoch eine Fachaufsicht vor. Hintergrund ist, dass die psychiat-
rischen Krankenhäuser im Rahmen der Unterbringung massive Grundrechtseingriffe vorneh-
men. Eine Fachaufsicht ist daher zur Sicherstellung einer verfassungskonformen Aufgaben-
wahrnehmung erforderlich. Die Regelungen zur Unterbringung im Rahmen des PsychKG fal-
len darüber hinaus in den Bereich der Gefahrenabwehr, wozu nach dem Ordnungsrecht grund-
sätzlich eine Fachaufsicht vorgesehen ist. Dementsprechend führen alle anderen Länder 
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(außer Baden-Württemberg) im Bereich der Unterbringungen nach den dortigen PsychK(H)G 
ebenfalls eine Fachaufsicht. 
 
Die bisherige Rechtsaufsicht erstreckt sich auf die Sicherstellung der rechtmäßigen Aufgaben-
wahrnehmung. Als Mittel der Aufsicht werden die Unterrichtung, die Akteneinsicht, die Wei-
sungsbefugnis, das Zutrittsrecht und das Selbsteintrittsrecht bei Untätigkeit des Krankenhaus-
trägers genannt (LT-Drs. 16/12068, S. 29). Neue mögliche Instrumente durch die Änderung in 
eine Fachaufsicht sind die Strategie- und Programmplanung, Vor-Ort-Kontrollen, Qualitätszir-
kel des zu beaufsichtigenden Bereichs und das besondere Weisungsrecht zur zweckmäßigen 
Aufgabenerfüllung. Insoweit wird mit diesen Instrumenten der Katalog an möglichen Instru-
menten zwar erweitert, es ist jedoch keine Ausweitung der Aufsicht mit dieser Aufsichtsände-
rung an sich verbunden. 
 
Die Aufsicht erfolgt bereits jetzt – unterstützt durch die mindestens einmal jährlichen Begehun-
gen im Rahmen der Besuchskommissionen (§ 23 PsychKG a. F.) durch Vor-Ort-Kontrollen – 
sehr eng. Durch die Unterbringung und die damit verbundenen massiven Grundrechtseingriffe 
bestehen bereits jetzt konkrete Vorgaben an die Krankenhäuser mit zahlreichen Erlassen zur 
Sicherung der gleichmäßigen Durchführung der Aufgabenwahrnehmung. Daneben haben die 
Bezirksregierungen bereits im Rahmen der Rechtsaufsicht das Weisungsrecht und die Wei-
sungspflicht, bei Rechtsverstößen bzw. Handlungen, Unterlassungen oder Duldungen des 
Krankenhauses außerhalb des rechtlichen Gestaltungsspielraums einzuschreiten, wenn das 
Krankenhaus nicht eigenständig dem Rechtsverstoß abhilft. Zur Strategie- und Programmpla-
nung der Vor-Ort-Kontrollen besteht bereits aktuell ein detaillierter Prüfbogen für die Besuchs-
kommissionen, der regelmäßig fortgeschrieben wird. Anlassbezogen finden auch bisher be-
reits im Rahmen der Rechtsaufsicht außerhalb von Besuchen der Besuchskommission Vor-
Ort-Kontrollen bei den psychiatrischen Krankenhäusern seitens der Bezirksregierungen statt, 
wenn berechtigte Zweifel an der Aufgabenwahrnehmung eines psychiatrischen Krankenhau-
ses bestehen. Des Weiteren finden auch jetzt bereits regelmäßige fachliche Austausche mit 
den Bezirksregierungen und dem Ministerium hinsichtlich der Aufgabenwahrnehmung statt.  
 
Wesentlicher Unterschied ist nun, dass mit der Fachaufsicht nicht nur „allgemeine Weisungen“ 
zur rechtmäßigen Aufgabenerfüllung erteilt werden dürfen, sondern auch „besondere Weisun-
gen“ zur zweckmäßigen Aufgabenerfüllung. Diese kommen zur Anwendung, wenn das Ver-
halten des psychiatrischen Krankenhauses zur Aufgabenerledigung nicht geeignet erscheint 
oder überörtliche Interessen gefährden kann (In Anlehnung an § 9 Absatz 2 Buchstabe b 
OBG). 
 
In der Vergangenheit gab es vereinzelt Ausnahmefälle, in denen zur Gefahrenabwehr eine 
Fachaufsicht mit konkret-individuellem Weisungsrecht und Informationsrechten zur ordnungs-
gemäßen Aufgabenwahrnehmung erforderlich gewesen wäre, weil trotz eines Austauschs mit 
dem psychiatrischen Krankenhaus kein Einvernehmen zur Aufgabenwahrnehmung erzielt 
wurde. Dazu erfolgten in der Vergangenheit dann mehrere engmaschige Prüfungen und Be-
richte über die rechtskonforme Aufgabenwahrnehmung, so dass es mit der Aufsichtsänderung 
auch in bestimmten Fällen zu einer Entlastung der Aufsichtsbehörde kommen kann. 
 
Übrige Aufsichten, beispielsweise die Aufsicht nach dem KHGG NRW, dem Heilberufsgesetz 
oder den Berufsordnungen der Kammern für Heilberufe, bleiben unberührt. Beispielsweise 
bleibt auch die Entscheidungsfreiheit  
 
- ärztlicher Tätigkeit in medizinischen Fragen,  
- pflegerischer Tätigkeit in pflegerischen Fragen und  
- psychotherapeutischer Tätigkeit in psychotherapeutischen Fragen  
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gemäß den jeweiligen Berufsordnungen von der PsychKG-Fachaufsicht über die Unterbrin-
gung unberührt. Entsprechend erfolgt die Aufsicht im Rahmen der Unterbringung über die Ver-
waltungshandlungen der Krankenhäuser. 
 
Die Aufsichtsbehörde beaufsichtigt, ob die den Krankenhäusern nach § 12 Absatz 1 einge-
räumten hoheitlichen Befugnisse bzw. die diesen Stellen übertragenen Verwaltungsaufgaben 
gemäß den gesetzlichen Bestimmungen über die PsychKG-Unterbringung recht- und zweck-
mäßig wahrgenommen werden. 
 
Eine Fallzahlenveränderung (Anzahl durchzuführender Besuche der Besuchskommissionen 
pro psychiatrischem Krankenhaus, Anzahl der Eingaben, etc.) geht mit der Veränderung der 
Aufsicht nicht einher.  
 
Entsprechend erfolgt mit der Aufsichtsveränderung (anstatt der Rechtskonformität wird zu-
künftig auch die Zweckmäßigkeit geprüft) zwar eine gesteigerte Verantwortung der Aufsichts-
behörden gegenüber den psychiatrischen Krankenhäusern, jedoch im Vergleich zur Rechts-
aufsicht keine wesentliche qualitative und quantitative Veränderung der Fallzahlen, dem Prüf-
aufwand und der Prüfintensität 
 
Wenn zur rechtmäßigen Erfüllung der Aufsichtsaufgaben die Übermittlung von Gesundheits-
daten erforderlich ist, ist die Übermittlung an die Aufsichtsbehörde nach Artikel 6 und 9 Absatz 
2 Buchstaben h und i DSGVO sowie § 3 DSG NRW zulässig. 
 
Zu § 26 Kosten der Hilfen und Schutzmaßnahmen 
 
Die Vorschrift entspricht § 33 PsychKG a. F., der bislang die Kostenregelung für die Abschnitte 
III und V PsychKG a. F. regelte. Bisher waren die Schutzmaßnahmen in § 9 PsychKG a. F. 
und damit im Abschnitt III PschKG a. F. geregelt, so dass eine entsprechende Kostentragung 
durch die Kreise und kreisfreie Städte bereits erfolgte. Aufgrund der Auflösung der Gliederung 
des PsychKGs in Abschnitte wird zur Klarstellung redaktionell ergänzt, dass die Kostentragung 
für Schutzmaßnahmen – nunmehr in § 8 geregelt - bei den Kreisen und kreisfreien Städten 
beibehalten wird. Der bisherige gesonderte Verweis auf die Untersuchung nach § 9 PsychKG 
a. F. wurde entfernt, da diese bereits gesetzlicher Teil der Hilfen und Schutzmaßnahmen nach 
§ 8 ist. 
 
Zu § 27 Kosten der Unterbringung 
 
Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 34 PsychKG a. F. 
 
Davon abweichend fallen die bisherigen Absätze 3 bis 5 zukünftig weg und in Absatz 2 wird 
geregelt, dass nun die antragstellenden Körperschaften die Kosten der Unterbringung tragen, 
wenn der Antrag auf Anordnung der Unterbringung abgelehnt oder zurückgenommen wird 
oder aus anderen Gründen seine Erledigung findet und die Voraussetzungen für die Unter-
bringung von Anfang an nicht vorgelegen haben. Bisher war es eine Ermessensentscheidung 
des Gerichts, ob die Staatskasse oder die antragstellende Körperschaft die Kosten der Unter-
bringung zu tragen hat (§ 34 Absatz 4 i. V. m. Absatz 2 und 3 PsychKG a. F.). Generell gilt der 
Grundsatz, dass die Körperschaft die Kosten trägt, für die sie auch verantwortlich ist (Artikel 
34 Satz 1 GG). Wenn die Voraussetzungen für die Unterbringung von Anfang an nicht vorge-
legen haben, muss dementsprechend auch die verursachende Körperschaft diese Kosten tra-
gen.  
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Des Weiteren entspricht die Neufassung zur Kostentragung der antragstellenden Körperschaft 
auch der Regelung zu den gerichtlichen Auslagen nach § 337 Absatz 2 i. V. m. § 312 Nummer 
4 FamFG, die ebenfalls von den antragstellenden Körperschaften zu tragen sind. 
 
Eine Aufgabenübertragung oder -veränderung im Sinne des KonnexAG erfolgt durch diese 
Regelung nicht. Sie beschränkt sich auf die Klärung der Kostentragung, wenn die antragstel-
lende Körperschaft rechtswidrig ihre Aufgabe wahrgenommen hat. Es ist eine Haftungsrege-
lung und damit ein Annex zu einer Aufgabe. 
 
Zu § 28 Kosten der Behandlung 
 
Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 35 PsychKG a. F. 
 
Zu § 29 Besuchskommissionen 
 
Zu Absatz 1 
 
Es werden die Regelungsinhalte des § 23 Absatz 4 PsychKG a. F. aufgegriffen und zur Klar-
stellung weiter ausgeführt. Die Bestellung der Mitglieder der Besuchskommission erfolgt durch 
das für Gesundheit zuständige Ministerium für die jeweilig örtlich zuständigen Bezirksregie-
rungen auf deren Vorschlag. 
 
In Nummer 1 wird erstmals die bereits bestehende Praxis zur Vorsitzführung durch die Vertre-
tung der Aufsichtsbehörde normiert. Aufgrund des auch im öffentlichen Gesundheitsdienst be-
stehenden Fachkraftmangels wird die Vorschrift daneben flexibilisiert, so dass die Besetzung 
nunmehr in Ausnahmefällen auch ohne eine Medizinalbeamtin bzw. einen Medizinalbeamten 
erfolgen kann. Soweit verfügbar und vorhanden, sollen im Regelfall aber auch weiterhin Me-
dizinalbeamtinnen bzw. Medizinalbeamte und in ihrer Funktion gleichgestellte öffentlich ange-
stellte Personen an den Begehungen teilnehmen. 
 
Die Nummern 2 und 3 entsprechen abgesehen von redaktionellen Änderungen § 23 Absatz 4 
Nummern 2 und 3 PsychKG a. F. 
 
Nummer 4 entspricht dem Regelungsinhalt von § 23 Absatz 4 Satz 2 PsychKG a. F. 
 
Mit Nummer 5 wird die Besuchskommission um eine Pflegefachperson erweitert, die auf dem 
Gebiet der Psychiatrie weitergebildet ist. Wie in anderen Kommissionen (z. B. Ethikkommis-
sion der Ärztekammern – § 7 Heilberufsgesetz) wird nun auch bei der Besuchskommission die 
Pflege als Mitglied einbezogen. Damit wird der besonderen Bedeutung der Berufsgruppe 
Rechnung getragen, da diese gerade bei Unterbringungen nach dem PsychKG eine gewich-
tige Rolle spielt und ihr pflegefachlicher Sachverstand in die Arbeit der Besuchskommission 
einfließen soll. Die Pflegekammer schlägt für die jeweiligen Regierungsbezirke geeignete Pfle-
gefachkräfte vor. Das Ministerium für Arbeit Gesundheit und Soziales prognostiziert bei voller 
Ausschöpfung der Möglichkeit der ergänzenden Besetzung durch eine Fachpflegeperson ei-
nen Mehraufwand in Höhe von 9.990 EUR p. a., der aus bereiten Mitteln des Kapitels 11 080 
Titel 671 20 finanziert wird. 
 
Hinsichtlich der Erweiterung der Besuchskommissionen von nunmehr 5 Mitgliedern (staatl. 
Medizinalbeamtin/er, Ärztin/Arzt, Betreuungsrichter/in, Vertretung der Betroffenen- und Ange-
hörigenorganisation) auf 6 Mitglieder (Pflegefachperson) entstehen sowohl bei den Bezirksre-
gierungen als auch im Ministerium unwesentliche Mehraufwände: 
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- Abstimmung mit der Pflegekammer zu den Mitgliedern der Besuchskommissionen (Be-
zirksregierungen), 

- Berufung der Mitglieder der Besuchskommission (Ministerium) 
- Berechnung und Auszahlung der Aufwandsentschädigung (Bezirksregierungen). 

 
Es handelt sich bei den Mehraufwänden um Ergänzungen bereits bestehender Arbeitspro-
zesse, die quantitativ und qualitativ unwesentlich sind. 
 
Die Sätze 3 und 4 entsprechen den Regelungsinhalten von § 23 Absatz 4 Sätze 3 und 4 
PsychKG a. F. 
 
Auf die Verschwiegenheit der Mitglieder und Teilnehmenden wird in Satz 5 explizit hingewie-
sen. 
 
Zu Absatz 2 
 
Mit Satz 1 werden die Aufgaben der Besuchskommission vorgegeben. Die Nummern 1 und 2 
entsprechen dabei den Regelungsinhalten des § 23 Absatz 1 Satz 1 PsychKG a. F. Mit Num-
mer 3 wird eine Regelung eingefügt, dass künftig auch die Belange von zivilrechtlich in einem 
Krankenhaus untergebrachten betroffenen Personen einschließlich der entsprechenden Ver-
pflichtungen der Krankenhäuser durch die Besuchskommission überprüft werden können. Bis-
her hatte die Besuchskommission keine Möglichkeit, sich über die Situation der zivilrechtlich 
untergebrachten Personen zu informieren. Auch wenn die konkrete Ausgestaltung der jeweili-
gen zivilrechtliche Unterbringung den rechtlichen Betreuern obliegt, kann sich die Besuchs-
kommission dennoch über die Belange der Betroffenen informieren, mit ihnen Gespräche füh-
ren und die mit der zivilrechtlichen Unterbringung für die Klinik einhergehenden Pflichten un-
terrichten lassen.  
 
Mit Satz 2 wird der Regelungsinhalt des § 23 Absatz 1 Satz 2 PsychKG a. F. aufgegriffen. 
 
Zu Absatz 3 
 
Satz 1 entspricht dem Regelungsinhalt von § 23 Absatz 1 Satz 3 PsychKG a. F. Die „Verar-
beitung“ wird im Sinne der datenschutzrechtlichen Zweckbindung begrenzt. 
 
Die Sätze 2 und 3 regeln Akteneinsichtnahmen durch die Besuchskommission. Demnach ist 
eine Akteneinsichtnahme mit Einwilligung des Betroffenen oder seines rechtlichen Vertreters 
zu gewähren. Allerdings sind die Dokumentationen der mit der Unterbringung von Menschen 
mit psychischen Erkrankungen verbundenen besonderen Aufgaben nach dem PsychKG von 
dem Erfordernis der Einwilligung ausgenommen. Damit ist die Besuchskommission befugt, im 
Ausnahmefall auch ohne Einwilligung alle in der Patientenakte erforderlichen Unterlagen ein-
zusehen, die mit den besonderen Vorgaben der öffentlich-rechtlichen Unterbringung nach dem 
PsychKG einhergehen. Dazu gehören beispielswiese die Wahrung von Dokumentations- und 
Informationspflichten sowie die Einbeziehung der Gerichte oder weiterer Stellen. Die Datenlö-
schung wird mit Satz 4 für die Mitglieder der Besuchskommissionen normiert. Demnach müs-
sen die Daten nach Ablauf des Folgejahres gelöscht werden. Davon ausgenommen sind Mit-
glieder aus dem Bereich der Aufsichtsbehörde. Diese unterliegen den üblichen Aufbewah-
rungspflichten. 
 
Zu den Absätzen 4 bis 6 
 
Der Regelungsinhalt entspricht neben redaktionellen Änderungen § 23 Absätze 2, 3 und 5 
PsychKG a. F.  
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Zu Absatz 7 
 
In Absatz 7 werden Rechte im Rahmen der Besuche des Europäischen Ausschusses zur Ver-
hütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe gesetzlich 
festgehalten und klargestellt, dass die für diese Besuche geltenden rechtlichen Bestimmungen 
greifen. Aufgrund der bereits bestehenden Praxis und rechtlichen Rahmenbedingungen hat 
die Einfügung deklaratorische Wirkung, da es in der Praxis vereinzelt zu Unsicherheiten im 
Umgang mit den benannten Institutionen gekommen ist. 
 
Zu § 30 Landesfachbeirat Psychiatrie, Landespsychiatrieplan 
 
§§ 31 und 32 PsychKG a. F. werden in § 30 nunmehr aufgrund des Sachzusammenhangs 
inhaltlich unverändert zusammengeführt und von den Themen Meldepflichten und Berichter-
stattung getrennt. 
 
Zu § 31 Meldepflichten, Berichterstattung 
 
Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen dem § 32 PsychKG a. F. Der Landespsychiatrieplan 
wurde herausgelöst und aufgrund des Sachzusammenhangs in § 30 verlagert.  
 
Zu Absatz 1 
 
Die Krankenhäuser werden als Datenhalter und -übermittler benannt. Ebenso werden die zu 
übermittelnden Daten dahingehend konkretisiert, dass es sich um alle in dem jeweiligen Kran-
kenhaus durchgeführten Zwangsmaßnahmen handelt. Die jeweils zu meldenden Daten und 
zugehörigen Paragraphen wurden entsprechend der neuen Nummerierung angepasst.  
 
Zu Absatz 2 
 
Die Meldung der Zwangsbehandlungen nach § 17 Absatz 4 Satz 5 (ehemals ärztliche Zwangs-
maßnahmen nach § 18 Absatz 6 Satz 5 PsychKG a. F.) wurden aus dem § 18 PsychKG a. F. 
in den § 31 integriert und der Meldezyklus im Zuge der Bestrebungen zur Entbürokratisierung 
von monatlichen auf halbjährliche Meldungen ausgeweitet.  
 
Zu § 32 Einschränkung von Grundrechten 
 
Die bisher in § 36 PsychKG a. F. aufgeführten Grundrechte werden entsprechend dem Zitier-
gebot vervollständigt. Dabei wird geregelt, dass auch das allgemeine Persönlichkeitsrecht (Ar-
tikel 2 Absatz 1 GG in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 GG), das Elternrecht (Artikel 6 Absatz 
3 GG) und die Freizügigkeit (Artikel 11 GG) eingeschränkt werden dürfen. 
 
Zu § 33 Datenschutz 
 
Die Vorschrift ermöglicht die Verarbeitung auch besonderer Kategorien personenbezogener 
Daten zur Aufgabenerfüllung im Rahmen dieses Gesetzes. Darunter fallen insbesondere Ge-
sundheitsdaten, die im Rahmen des PsychKG an mehreren Stellen verarbeitet werden. Maß-
geblich ist die unbedingte Erforderlichkeit für die Aufgabenwahrnehmung (vgl. § 45 Daten-
schutzgesetz Nordrhein-Westfalen). 
Grundsätzlich sind dabei alle Verarbeitungsarten möglich. Datenumfang und Verarbeitungsart 
sind jedoch in jedem Einzelfall insbesondere hinsichtlich der Grundsätze der Datensparsam-
keit, der Zweckbindung und Vertraulichkeit abzuwägen. 
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Die Akteurinnen und Akteure im Rahmen des PsychKG entsprechen grundsätzlich der Auf-
zählung des § 5 Absätze 1 und 2. Im Einzelfall kann jedoch eine Einbindung weiterer Akteu-
rinnen und Akteure ebenfalls unbedingt erforderlich sein. Soweit die Akteurinnen und Akteure 
spezielleren Regelungen zur Datenverarbeitung unterliegen (z. B. PolG NRW), sind diese zu 
beachten. 
 
In Absatz 2 wird die weitere Datenverarbeitung im regulären Krankenhausbetrieb über die Auf-
gaben nach diesem Gesetz hinaus geregelt. Absatz 3 ergänzt Regelungen zur Datenübermitt-
lung durch das Krankenhaus. Absatz 4 verweist auf die allgemeinen datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen. Der Begriff Patientendaten umfasst dabei grundsätzlich alle Daten, die im 
Rahmen der Patientenakte vorliegen. 
 
Zu § 34 Belastungsausgleich, Verordnungsermächtigung 
 
Durch den neuen § 6 Absatz 2 sind Gemeindepsychiatrische Verbünde als verpflichtende Ko-
operationsstrukturen nach § 6 Absatz 1 Satz 1 durch die unteren Gesundheitsbehörden zu 
bilden. Da die Übertragung dieser Aufgabe zu einer wesentlichen Belastung der davon be-
troffenen Gemeinden und Gemeindeverbände führt, ist nach den Vorgaben des Konnexitäts-
ausführungsgesetzes ein entsprechender finanzieller Ausgleich (Belastungsausgleich) ein-
schließlich des Verteilschlüssels und des tatsächlichen Beginns zu schaffen. Er ist jährlich zum 
1. Juni des Jahres auszuzahlen. 
 
Zur Begründung der Berechnung wird auf die Kostenfolgeabschätzung in der Anlage verwie-
sen. Da der Koordinierungsaufwand zur Umsetzung der übertragenen Aufgabe mit der Ein-
wohnerzahl korreliert, ist der Belastungsausgleich in Abhängigkeit von der Einwohnerzahl zu 
bestimmen. Die Rückmeldungen der Fachverbände und aus der Praxis machen deutlich, dass 
in Kreisen und kreisfreien Städten mit niedriger Bevölkerung insbesondere die Zahl der zu 
vernetzenden Leistungserbringer kleiner und die Fallzahlen geringer sind als beispielsweise 
in Großstädten. Dadurch unterscheidet sich der Aufwand einer koordinierenden Stelle durch-
aus in erheblichem Maße und liegt teils auch unter einer vollen Stelle (VK). Die Auswertung 
der Inanspruchnahme des Förderprogramms „Koordinierung und Vernetzung von gemeinde-
psychiatrischen Angeboten“ im Rahmen des Paktes für den Öffentlichen Gesundheitsdienst 
bestätigt diese Annahme.  
 
Die Eingruppierung erfolgt nach der Entgeltgruppe 12 TVöD (analog Laufbahngruppe 2.1) ent-
sprechend dem Tätigkeitsprofil für die in der Begründung zu § 6 dargestellte Koordinierungstä-
tigkeit.  
 
Ein besonderer Einführungsaufwand ist nicht vorhanden. Denn je nach Ausgangssituation ist 
es gerade Aufgabe der Koordinierungsstelle, verbindliche Netzwerkstrukturen zunächst auf-
zubauen oder bereits existierende weiterzuentwickeln. 
 
Absatz 5 ist ein Ausfluss aus dem Beteiligungsverfahren nach § 7 Absatz 2 KonnexAG. Spä-
testens vor Ablauf von fünf Jahren, auf gemeinsame Bitte der kommunalen Spitzenverbände 
auch früher, erfolgt eine Überprüfung der Kostenfolgeabschätzung nach § 4 Absatz 5 Kon-
nexAG. Hierbei sind alle mit dieser Neufassung angepassten oder neu übertragenen Aufgaben 
der Kommunen zu berücksichtigen. 
 
Vor Erlass der Rechtsverordnung nach Absatz 6 ist das für Finanzen zuständige Mitglied der 
Landesregierung, der Landesrechnungshof, das für Kommunales zuständige Ministerium und 
der für kommunale Selbstverwaltung zuständige Ausschuss des Landtags zu beteiligen (§ 8 
Absatz 3 GOLR, § 102 Absatz 1 Nummer 1 LHO, § 3 Absatz 3 GO NRW). 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19690 

 
 

63 

Zu § 35 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
§ 35 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Nach Absatz 2 treten die Regelungen zu den Ge-
meindepsychiatrischen Verbünden erst zum 01.01.2027 in Kraft, da das aktuelle Förderpro-
gramm „Koordinierung und Vernetzung von gemeindepsychiatrischen Angeboten“ entspre-
chende Verbünde noch bis zum 31.12.2026 fördert. 
 
Nach § 39 der Gemeinsamen Geschäftsordnung für die Ministerien des Landes Nordrhein-
Westfalen (GGO) i. V. m. Anlage 6 S. 27 zur GGO besteht für Entwürfe der Landesregierung 
zu neuen Stammgesetzen grundsätzlich eine Befristung, die aus einer Anordnung eines Ver-
fallsdatums oder aus einer Berichtspflicht besteht (§ 39 Absatz 2 GGO). Ein Absehen von der 
Anordnung eines Verfallsdatums zugunsten einer Berichtspflicht ist u. a. bei der Umsetzung 
von Bundesrecht möglich. Darüber hinaus sind Ausnahmen im Einzelfall aus besonders wich-
tigem Grund zulässig (§ 39 Absatz 3 Sätze 2 und 3 GGO). 
 
Art. 104 GG gibt u. a. Vorgaben zur Zulässigkeit und Fortdauer einer Freiheitsentziehung, 
wozu das Nähere gesetzlich zu regeln ist. Diesem grundgesetzlich vorgegebenen Auftrag 
kommt das PsychKG für Menschen mit psychischen Erkrankungen und freiheitsentziehenden 
Maßnahmen nach, in dem es die wesentlichen Rechte der Betroffenen und Pflichten der be-
teiligten Akteure im Umgang mit der Versorgung von Menschen mit psychischen Erkrankun-
gen regelt. 
 
Ziel in einem so grundrechte-sensiblen Rechtsgebiet ist dabei auch Planungssicherheit für alle 
Menschen mit psychischen Erkrankungen und PsychKG-Akteure. Diesem Ziel würde die An-
ordnung eines Verfallsdatums zuwiderlaufen. 
 
Des Weiteren 
 
- wurde die bisherige PsychKG-Berichtspflicht über das gesamte Gesetz erstmalig mit Arti-

kel 64 des „Vierten Befristungsgesetzes – Zeitraum 1996 bis Ende 2000“ vom 05.04.2005 

– neben Regelungen zu Befristungen bzw. Berichtspflichten in 168 weiteren Gesetzen – 

geregelt. Ziel war, dass alle Gesetze in dieser Zeitspanne zum Abbau von Überregulie-

rung auf deren Notwendigkeit evaluiert werden (LT-Drs. 13/6478, S. 1). Alle seitdem er-

schienen Berichte zum PsychKG kommen zu dem Ergebnis, dass das PsychKG notwen-

dig ist bzw. sich bewährt hat (Bericht zum Stichtag 31.12.2009: LT-Vorlage 14/3045, An-

lage 4, S. 6; Bericht zum Stichtag 31.12.2014: LT-Vorlage 16/2622, S. 23; Bericht zum 

Stichtag 31.12.2019: LT-Vorlage 17/2869, S. 11; Bericht zum Stichtag 31.12.2024: LT-

Vorlage 18/3791, S. 5). 

- besuchen die vom Ministerium eingesetzten PsychKG-Besuchskommissionen mindes-

tens einmal jährlich jedes psychiatrische Krankenhaus und berichten dem Ministerium 

über die Aufgabenerfüllung der psychiatrischen Krankenhäuser.  

- bestehen bereits zwei Berichtspflichten über die Arbeit der Besuchskommission und die 

Rahmendaten der Zwangsmaßnahmen im Gesetz, die eine Auseinandersetzung mit der 

Thematik sicherstellen. 

- besteht zur Beratung in Fragen des psychiatrischen Hilfesystems und als Forum für die 
Koordination der verschiedenen Beteiligten des psychiatrischen Hilfesystems der Landes-
fachbeirat Psychiatrie, der zu einer regelmäßigen Reflektion über das PsychKG beiträgt. 
 

Zweifel an der Notwendigkeit des PsychKG bestehen nicht. Somit liegt die Grundlage für die 
Berichtspflicht nach dem „Vierten Befristungsgesetz – Zeitraum 1996 bis Ende 2000“ nicht vor. 
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Vor diesem Hintergrund liegt ein besonders wichtiger Grund im Sinne des § 39 Absatz 3 
Satz 3 GGO vor, dass weder die Anordnung eines Verfallsdatums noch eine Berichtspflicht 
erforderlich ist und das Gesetz daher zukünftig wieder unbefristet gilt. Entsprechend wird es 
zur Entbürokratisierung zukünftig keine Berichtspflicht mehr geben. 
 
Zu Artikel 2 
 
Zu Nummer 1 
 
Folgeänderung. 
 
Zu Nummer 2 
 
Die Regelungen und Befugnisse der Beschwerdestellen (§ 24 PsychKG a. F.) und Patienten-
fürsprecherin oder Patientenfürsprecher nach § 5 Absatz 1 KHGG NRW entsprechen einan-
der. Um Redundanzen sowie Verwirrung aufgrund der uneinheitlichen Begriffsbestimmung zu 
vermeiden, geht § 24 PsychKG a. F. in § 5 KHGG NRW auf. Der Regelungsinhalt des § 24 
Absatz 3 Sätze 1 und 3 PsychKG a. F. wird ergänzend in § 5 Absatz 4a KHGG NRW verscho-
ben. 
 
Zu den Artikeln 3 und 4 
 
Folgeänderung. 
 
Zu Artikel 5 
 
Artikel 5 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Kostenfolgeabschätzung zum Gesetz zur Neufassung eines Gesetzes über Hilfen und 
Schutzmaßnahmen bei psychischen Erkrankungen und zur Änderung weiterer  

Gesetze 
Ermittlung des zum Vollzug des PsychKG voraussichtlich entstehenden  

Verwaltungsaufwandes bei den Kreisen und kreisfreien Städten 
 
1. Allgemeine Erläuterung 
Für Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen ist es wichtig, dass die gegliederte Leis-
tungszuständigkeit und die Angebotsvielfalt in der psychiatrischen Versorgung in hohem Maße 
auf kommunaler Ebene verbindlich koordiniert und abgestimmt sind. Dies gilt insbesondere für 
die Sicherstellung der Hilfen für schwer psychisch kranke Menschen mit komplexen Hilfebe-
darfen, die es ohnehin aufgrund ihrer Erkrankung schwer haben bei der Suche nach Hilfean-
geboten. 
Daher werden Gemeindepsychiatrische Verbünde (GPV) als durch die unteren Gesundheits-
behörden pflichtig vorzuhaltende Vernetzungsstrukturen im § 6 PsychKG normiert. Sie sind 
spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten vorzuhalten. Ziel ist es, die Hilfeleistungen für 
psychisch kranke Menschen vor Ort zu verbessern. Durch die enge Zusammenarbeit der un-
terschiedlichen Leistungserbringer und die verbindlichen Absprachen sollen die vorhandenen 
Versorgungsangebote optimal genutzt werden. Hierfür soll eine schriftliche Kooperationsver-
einbarung auf kommunaler Ebene abgeschlossen werden. 
Durch eine gemeinsame kontinuierliche Bestandsaufnahme der Versorgungssituation sind 
Gemeindepsychiatrische Verbünde für die Weiterentwicklung der kommunalen psychosozia-
len und psychiatrischen Versorgungs- und Hilfestruktur von großer Bedeutung. Frühzeitig kön-
nen Bedarfe oder Mangel bestimmter Versorgungsangebote vor Ort identifiziert werden. Ent-
sprechend kann eine Verbesserung der Versorgungsqualität im Sinne der Menschen mit psy-
chischen Erkrankungen herbeigeführt werden. 
 
2. Prognostizierter Verwaltungsaufwand 
Im Rahmen der Koordinierung eines Gemeindepsychiatrischen Verbundes müssen insbeson-
dere die Koordination des Aufbaus und der Weiterentwicklung eines GPVs, die Gewinnung 
von neuen Verbundpartnern und Leistungserbringern, die Erarbeitung einer Kooperationsver-
einbarung sowie die Durchführung und Weiterentwicklung insbesondere von sektoren- und 
rechtskreisübergreifenden Beratungskonferenzen für komplexe Fallkonstellationen übernom-
men werden.  
Aufgrund der Auswertung der Rückmeldungen aus dem aktuell laufenden Förderprogramm 
„Verankerung von Gemeindepsychiatrischen Verbünden in Nordrhein-Westfalen“, der im 
Nachgang stattgefundenen verschiedenen Gesprächen mit Expertinnen und Experten aus der 
gemeindepsychiatrischen Praxis sowie der erfolgten Auswertung der Stellungnahmen im Rah-
men der Verbändeanhörung ist festzustellen, dass der Koordinierungsaufwand zur Umsetzung 
der übertragenen Aufgabe mit der Einwohnerzahl korreliert und daher in Abhängigkeit von der 
Einwohnerzahl zu bestimmen ist. Die Rückmeldungen aus der Praxis machen deutlich, dass 
in Kreisen und kreisfreien Städten mit niedriger Bevölkerung insbesondere die Zahl der zu 
vernetzenden Leistungserbringer kleiner und die Fallzahlen geringer sind als beispielsweise 
in Großstädten. Dadurch unterscheidet sich der Aufwand einer koordinierenden Stelle durch-
aus in erheblichem Maße und liegt teils auch unter einer vollen Stelle (VK). Die Auswertung 
der Inanspruchnahme des Förderprogramms bestätigt diese Annahme.  
Das MAGS hat daher die ursprüngliche Annahme, dass es sich um einen flächendeckend 
identischen Koordinierungsaufwand handelt, nach Empfehlung der Fachgesellschaften korri-
giert. Maßgebend für die Anzahl der erforderlichen Stellen ist daher die Einwohnerzahl zum 
Stichtag 31.12.2024 aus der Statistik von IT.NRW „Bevölkerung nach Gemeinden“. Die Staf-
felung der Personalstellen erfolgt folgendermaßen:  
Für Kreise und kreisfreie Städte mit 900.000 und mehr Einwohnerinnen und Einwohnern sind 
2,0 Vollzeitkräfte (VK), für Kreise und kreisfreie Städte mit 600.000 bis unter 900.000 
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Einwohnerinnen und Einwohnern sind 1,5 VK, für Kreise und kreisfreie Städte mit 300.000 bis 
unter 600.000 Einwohnerinnen und Einwohnern sind 1,0 VK sowie für Kreise und kreisfreie 
Städte unter 300.000 Einwohnerinnen und Einwohnern sind 0,75 VK vorgesehen.  
Die Aufgabe der Koordinierungsstelle umfasst den Aufbau oder die Weiterentwicklung eines 
Gemeindepsychiatrischen Verbundes in enger Zusammenarbeit mit der kommunalen Psychi-
atriekoordination unter Berücksichtigung bereits vorhandener lokaler Strukturen. Dazu gehö-
ren u. a. die rechtskreisübergreifende Gewinnung von neuen Verbundpartnern, die Erarbei-
tung und Abstimmung von Kooperationsvereinbarungen mit den Akteuren im GPV, die Vertre-
tung des GPVs in kommunalen Gremien sowie die Unterstützung des Sozialpsychiatrischen 
Dienstes bei Beratungskonferenzen für komplexe Fallkonstellationen.  
Die in Rede stehende Tätigkeit erfüllt die tariflichen Merkmale der Entgeltgruppe 12 TVöD 
(analog Laufbahngruppe 2.1). Zum Tätigkeitsprofil der EG 12 gehören ein sehr hohes Maß an 
Verantwortung, Entscheidungsbefugnis oder Funktionen mit maßgeblichem Einfluss auf Or-
ganisationseinheiten oder Fachgebiete. Eine eigenständige strategische Gesamtsteuerung 
der Versorgungsstruktur erfolgt hingegen nicht (dies ist Aufgabe der Psychiatriekoordination). 
Nach dem Runderlass für die Berücksichtigung des Verwaltungsaufwandes bei der Festlegung 
der nach dem Gebührengesetz NRW zu erhebenden Verwaltungsgebühren (Richtwerte-Er-
lass 2026) vom 14. Februar 2026 ist bei der Laufbahngruppe 2.1 von 76,35 € je Arbeitsstunde 
(einschließlich Sachkosten) anzuwenden. Es wird von 1.652 durchschnittlichen Jahresnettoar-
beitsstunden ausgegangen. Es fallen keine Einführungsaufwände an.  
Einnahmen für die Kommunen durch Gebühren oder anderweitige Einnahmebeiträge sind 
nicht vorhanden. Es ist jedoch davon auszugehen, dass durch die Koordinierungsstelle für den 
Gemeindepsychiatrischen Verbund eine Entlastung für den Sozialpsychiatrischen Dienst (z. 
B. durch Organisation von Fallkonferenzen und Vernetzung der regionalen Hilfeangebote) so-
wie für die Psychiatriekoordination (z. B. durch Unterstützung bei der Bedarfsplanung) ent-
steht.  
Ein besonderer Einführungsaufwand ist nicht ersichtlich. Denn je nach Ausgangssituation ist 
es gerade Aufgabe der Koordinierungsstelle, verbindliche Netzwerkstrukturen zunächst auf-
zubauen oder bereits existierende weiterzuentwickeln. Sofern keine Strukturen vorhanden 
sind, ist der Aufbau die Kernaufgabe der Koordinierungsstelle. Sollte bereits ein Netzwerk be-
stehen, ist dieses entsprechend weiterzuentwickeln. Dabei ist anzumerken, dass nach einer 
Abfrage des MAGS (Stand 12/2025) bereits 44 Kreise und kreisfreie Städte eine Verbund-
struktur unter Federführung des Sozialpsychiatrischen Dienstes, der Psychiatriekoordination 
oder durch freie Träger vorhalten. In der Mehrzahl der Fälle handelt es sich mithin um eine 
Weiterentwicklung bereits bestehender Strukturen.  
Zudem ist in § 35 Abs. 2 S. 2 PsychKG nicht festgelegt, in welchem Umfang ein Gemeinde-
psychiatrischer Verbund sechs Monate nach Inkrafttreten des Gesetzes vorzuhalten ist. Es 
kann sich dabei z. B. zunächst um einen Verbund derjenigen Akteure handeln, die ohnehin 
bereits eng zusammenarbeiten (pflichtversorgendes Krankenhaus, Institutsambulanz, Woh-
nungslosenhilfe o. a.). Bei der inhaltich- konzeptionellen Ausrichtung des Verbundes und dem 
Abschluss von Kooperationsvereinbarungen kann wiederum auf die bereits bestehenden, um-
fassenden Materialien der Bundesarbeitsgemeinschaft Gemeindepsychiatrischer Verbünde 
(BAG GPV) zurückgegriffen werden, welche das MAGS ausdrücklich empfiehlt. 
Daneben werden bestehende Aufgaben im Bereich der Kommunen zwar verändert. Diese An-
passungen sind jedoch nicht konnexitätsrelevant, weil es sich um Klarstellungen handelt, sie 
den Vollzug nicht prägen oder lediglich mengenmäßige Änderungen darstellen, die die Aufga-
benwahrnehmung nicht wesentlich berühren (§ 2 Abs. 4 KonnexAG). Hierzu zählen insbeson-
dere die redaktionelle Konkretisierung der vor- und nachsorgenden Hilfen (§§ 3 und 4), die 
Erweiterung der Akteuterinnen und Akteure bei der Zusammenarbeit (§ 5), die Informations-
pflichten im Rahmen der Unterbringung (§§ 10 und 23) und der Entlassplanung (§ 24).  
So obliegt beispielsweise bereits jetzt den unteren Gesundheitsbehörden nach § 28 PsychKG 
die Koordinierung der nachsorgenden Hilfen in enger Zusammenarbeit mit den sozialen Diens-
ten der Krankenhäuser sowie Institutsambulanzen nach § 118 SGB V. § 4 entfaltet demnach 
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keine den Vollzug prägende besondere Anforderung an die Aufgabenerfüllung der Kommunen 
im Sinne des § 2 Abs. 4 KonnexAG. Vielmehr wird durch die Vorgaben in § 4 die Arbeit und 
damit der Vollzug der Aufgabe für die Kommunen erleichtert. So dürfen Hausbesuche nun 
auch an entsprechend qualifizierte Beschäftigte delegiert werden. Auf eine nähere Bestim-
mung der Qualifikation wird bewusst verzichtet. 
 
3. Kostenfolgeabschätzung gemäß § 3 Konnexitätsausführungsgesetz 

Ausgestaltung der 
Aufgaben-wahrneh-
mung nach Maß-
gabe folgender Pa-
ragrafen  

Erfüllungsaufwand NRW 2027 Erfüllungsaufwand NRW ff 
2028 

§ 6 PsychKG  
Koordinierung GPV 

1. Gesamtkosten pro Kom-
mune mit unter 300.000 
Einwohnerinnen und Ein-
wohnern:  94.597,65 € 

 
25 Kommunen x 94.597,65 € = 
2.364.941,25 € 
 

2. Gesamtkosten pro Kom-
mune mit 300.000 bis un-
ter 600.000 Einwohnerin-
nen und Einwohnern: 
126.130,2 € 

 
23 Kommunen x 126.130,2 € = 
2.900.994,6 € 
 

3. Gesamtkosten pro Kom-
mune mit 600.000 bis un-
ter 900.000 Einwohnerin-
nen und Einwohnern: 
189.195,3 € 

 
4 Kommunen x 189.195,3 € = 
756.781,2 € 
 

4. Gesamtkosten pro Kom-
mune mit 900.000 und 
mehr Einwohnerinnen 
und Einwohnern  
 

1 Kommune x 252.260,4 € =  
252.260,4 €  
 
 
Gesamtkosten für 53 Kreise und 
kreisfreie Städte:  
 
 6.274.977,45 € 
 

1. Gesamtkosten pro Kom-
mune mit unter 300.000 
Einwohnerinnen und Ein-
wohnern: 94.597,65 € 

 
25 Kommunen x 94.597,65 = 
2.364.941,25 € 
 

2. Gesamtkosten pro Kom-
mune mit 300.000 bis un-
ter 600.000 Einwohnerin-
nen und Einwohnern: 
126.130,2 € 

 
23 Kommunen x 126.130,2 € =   
2.900.994,6 € 
 

3. Gesamtkosten pro Kom-
mune mit 600.000 bis un-
ter 900.000 Einwohnerin-
nen und Einwohnern: 
189.195,3 € 

 
4 Kommunen x 189.195,3 € = 
756.781,2 € 
 
4. Gesamtkosten pro Kom-
mune mit 900.000 und mehr Ein-
wohnerinnen und Einwohnern 
 
 
1 Kommune x 252.260,4 € =  
252.260,4 € 
 
 
Gesamtkosten für 53 Kreise und 
kreisfreie Städte:  
 
 6.274.977,45 € 

Belastungsausgleich  6.274.977,45 € 6.274.977,45 € 
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Die Schwelle der wesentlichen Belastung kann im Regelfall als überschritten angesehen wer-
den, wenn die geschätzte jährliche Mehrbelastung in den betroffenen Gemeinden und Ge-
meindeverbänden in ihrer Gesamtheit über einem Betrag von 4.508.613,50 € (0,25 € je Ein-
wohner bei einer Einwohnerzahl von 18.034.454) zum Stichtag 31.12.2024 liegt. Diese We-
sentlichkeitsschwelle wird hier erreicht. 
 
 
4. Ergebnis der Kostenfolgeabschätzung 
Die Aufnahme des § 6 im PsychKG führt zur Überschreitung der Schwelle einer wesentlichen 
Belastung der mit neuen Aufgaben ausgestatteten Gemeinden.  
 
 


